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arUrnljr , den 11 * Juni 1910.

Zweite Wammer.

SS. öffentliche Sitzung
an? Freitag den IO . Juni 1910.

Tagesordnung :

Anzeige neuer Eingaben . Sodann :

Fortsetzung der Beratung über
»I den Gesetzentwurf , die Abänderung der Gemeinde - und

der Städteordnung betr . (Drucksache Nr . 58 ) ,
und damit in Verbindung :

d> den Antrag der Abgg . vr . Zehnter u . Gen . , die Beseiti¬
gung der Härten der gesetzwidrigen Einschätzung von
Grundstücken betr . (Drucksache Nr . 28 ) ,

k) die zu dem Gesetzentwurf eingelaufenen Petitionen —
Drucksache Nr . 58 a , 58 b , 58 c — ; Berichterstatter : Abgg.
vr . Koch , Kopf und vr . Frank (Stellv . Kolb ) .

Am Regierungstisch : Minister des Innern
Wirkt. Geheimerat Frhr . von und zu Bodinan ,

Ministerialräte K a m m und Schelle nberg .

^räfibeut Rohrhur st eröffnet gegen V2IO Uhr die
Atzung .

Für die Mitteilung von Exemplaren einer „Denkschrift
^ er die Errichtung * mes Kraftwerkes an der oberen

^ ucg" seitens der Süddeutschen Diskonto -Gesellschaft,
in Mannheim , wird der Dank des Hauses ausge -

drochen.

Sodann werden folgende Anträge der Abgg .
Schmidt - Breiten (Bd . d . Ldw .) und Gen . angezergt :

1 -) Die Zweite Kammer wolle beschließen:
8 93 Ahs. 2 der Gemeinde - und Städteordnung erhält

Agende Fassung:
»Von den auf den bebauten und unbebauten Grund -

eingetragenen Hypothekenschulden wird ein

Auwenabzug in Höhe von 50 Proz ., jedoch nicht über
Halste des Schätzungswertes , gewährt ."

2 .) Im Falle der Ablehnung der auf teilweisen Schul¬
denabzug bei den der Gemeindeumlage unterliegenden
Grundstücken gerichteten Anträge wolle die Zweite Kam¬
mer beschließen:

I . § 93 Abs . 2 der Gemeinde - und Städteordnung er¬
hält folgende Fassung :

„Durch Gemeindebeschluß mit Staatsgenehmigung
kann auf die Tauer von jeweils 5 Jahren bestimmt wer¬
den, daß die Steuerwerte des Liegenschaftsvermögens nur
mit drei Vierteilen , oder daß die Einkommensteueran¬
schläge nur mit dem fünffachen oder erhöht bis zum acht¬
fachen ihres Betrags in Berechnung zu kommen haben."

II . § 94 Abs. 1 der Gemeinde - und Städteordnung er.
hält folgende Fassung :

„ Von dem Steuerwert des Kapitalvermögens dürfen
höchstens 12 Pf . von 100 M . erhoben, die Diensteinkom¬
men , Ruhe - und Unterstützungsgehalte der Beamten und
Bediensteten des Reichs, des Staats (einschließlich der
Volksschullehrer) , des Großh. Hofes und der Gemeinden ,
der Geistlichen, sowie die entsprechenden Bezüge ihrer
Witwen und Waisen zur Gemeindebesteuerung höchstens
mit einer Umlage von 3 M . von 100 M . des Einkom¬
mensteueranschlags belastet werden.

"

Zur Tagesordnung erhalten in der fortge¬
setzten allgemeinen Beratung das Wort

Abg . Dr . Zehnter (Zentr .) : Ich möchte zunächst den
Standpunkt meiner Fraktion zu einigen der wesentlich¬
sten Punkten der Regierungsvorlage darlegen und zu¬
gleich auch den Antrag begründen, den ich und meine
Fraktionsgenossen in Nr . 29 der Drucksachen gestellt
haben . Wir müssen uns dabei Vorbehalten, in der Spe¬
zialdebatte zu den einzelnen Punkten noch weitere Aus -
führungen zu machen , und müssen uns auch Vorbehalten ,
die Anträge , die wir zu einzelnen Punkten gestellt haben ,
bei den betreffenden Punkten des näheren zu begründen .
Bei meinen Ausführungen werde ich mich , wie das bisher
auch von den andern Rednern geschehen ist, an die drei
Berichte und deren Reihenfolge halten , und da komme
ich zunächst auf den Bericht des Herrn Abg .
vr . K 0 ch zu sprechen .

c.
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Hier kann ich namens meiner Fraktion erklären , daß
wir , mit der einen oder anderen Ausnahme vielleicht bei
dem einen oder anderen Punkte , im wesentlichen mit
einer Anzahl von Änderungen und Bestimmungen, die
in dem Gesetzentwurf enthalten , einverstanden sind .
Dieses Einverständnis kann ich insbesondere aussprechen
bezüglich der Bestimmung in 8 7a der Städteordnung
und § 9a der Gemeindeordnung , welche das wahl¬
fähige Alter von 26 auf 26 Jahre herabsetzt . Es
ist das eine Gleichstellung der Bestimmungen in der Ge¬
meinde- und Städteordnung mit den Bestimmungen, wie
sie sich sonst in den politischen Wahlgesetzen finden , und
wir halten das für zweckmäßig , daß diese Übereinstim-

mung hergestellt wird .
Ich bin ebenfalls mit meinen politischen Freunden

damit einverstanden , daß die Bestimmungen über das
Ruhen des Wahlrechts in der Weise anders ge¬
regelt werden , wie das in der Regierungsvorlage und
den Beschlüssen der Kommission vorgeschlagen ist . Wir
sind also insbesondere damit einverstanden , daß die Be¬
schränkungen, die aus gewissen gerichtlichen Verurtei -
lunnen bisher hervorgegangen sind, gestrichen werden,
weil das eine sehr unvollständige und ganz einseitige
Aufzählung war , und weil andere Verurteilungen , die
unter Umständen von viel größerer sittlicher Bedeutung
waren , nicht auch die gleiche Wirkung hervorgebracht
haben. Wir sind damit einverstanden, daß diese Bestim¬
mung gestrichen wird , nachdem in anderer Richtung, die
gestern der Herr Minister bereits des näheren berührt
hat , Ergänzungen stattgefunden haben. Ebenso sind wir
auch damit einverstanden , daß der Konkurs in seiner
Wirkung auf das Gemeindewahlrecht auf die Dauer des
Konkursverfahrens beschränkt wird , und daß er nicht
mehr darüber hinausgehend weitere zeitliche Wirkung
haben soll , wie das bisher war . Ebenso sind wir damit
einverstanden , daß die Wirkung einer Armenunter¬
stützung in der Weise in ihrer zeitlichen Wirkung be¬
schränkt wird , wie das im Gesetzentwurf zum Ausdruck
gebracht ist.

Einverstanden sind wir ferner damit , daß die Bestim¬
mung in 8 18d der Regierungsvorlage von der Kommis¬
sion gestrichen worden ist , die Bestimmung , welche für die
Bürgermeister in den Gemeinden von über 4000 Ein¬
wohnern ein gesetzliches Recht auf Ruhegehalte ein¬
führen wollte . Wir sind der Meinung , daß in diesen
kleineren Gemeinden es immerhin wünschenswert ist, daß
da und dort auch noch Biugcrmeister bleiben, die aus dem
Bürgerstand hervorgegangen sind, und sind der Mei¬
nung , daß im übrigen , insoweit es sich um Heranziehung
von berufsmäßigen Bürgermeistern handelt , es der ver¬
tragsmäßigen Vereinbarung überlassen werden kann,
daß jeder, der sich zu einem derartigen Amte meldet,
vertragsmäßig dafür sorgt, daß er einen angemessenen
Ruhegehalt für den Fall empfängt , daß er, fei es nach der
ersten oder zweiten oder folgenden Wahlperiode , nicht
mehr gewählt wird . Äußersten Falles tritt ja auch das
Fürsorgegesetz hier ein ; und wenn auch die Vorteile , die
dieses Fürsorgegesetz gewährt , nicht gerade allzuweit
gehen , so sind wir der Meinung , daß es doch in den
Fällen , wo der Betreffende nicht selbst sich vertrags¬
mäßig bessere Versorgungsrechte ausbedungen hat , aus¬
reichend sein möchte .

Einverstanden sind wir sodann auch damit , daß Be¬
stimmungen in das Gesetz hineingebracht werden darüber ,
daß in den Gemeinden eine Regulierung der Rechts¬
verhältnisse der Gemeindebediensteten
getroffen wird , und wir sind auch damit einverstanden,

mal gestellt ist, es zweckmäßig sein möchte, die M ŝ Ntg!
Frage und auch die Erörterung des Punktes , der jetzig
dein Vorschlag der Kommission zu 8 66c Ziffer 3 H kkii&fc
Stüdteordnnng vorweg geregelt werden soll, <tet %
Denkschrift vorzubehaltcn , und wir werden also unse^ ^ wir!
feits gegen diese Bestimmung stimmen. Wir Habens

vng, ^
einen dahingehenden Antrag bereits gestellt , der dâ Wtenber
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liefet unselbständigen Stellung befinden . Wir sind der
rhanda j;ejnim g( daß da insbesondere eine gewisse wenig zu-

Wiche Diskrepanz eintreten könne zwischen diesen un -
n ^ ^ ständigen fremden Personen in der Familie und den
iern ^ eigenen Haussöhnen , und wir sind daher der Meinung ,
) en , k e§ bei denjenigen Bestimmungen belassen
sieüs !i ^ en soll, die schon bisher in der Gesetzgebung enthal -

urj ^ Mren , und die auch nach der Regierungsvorlage
: jufje^t erhalten werden sollen . Dagegen sind wir be-
mg nch xjs und wir haben einen dahingehenden Antrag gestellt ,
chst ei» jx Anforderung in Bezug auf die Entrichtung der
mt , uni Leiter niedriger zu setzen , als das bisher der Fall war .
ezrehuq haben einen Antrag eingebracht , daß schon dann ,

Mn der Betreffende 10 M . Steuer entrichtet , er als
T r ivei- W mehr unselbständig im Sinne des Gesetzes ange -
dtvei - sitzenwerden soll, während bisher ein Erfordernis von
e r o r &• L M . Steuer in dem Gesetz enthalten war .
hon eti!' Mann vermögen wir uns auch nicht zu befreunden
fen HIßT’ ult dn Bestimmung , die von der Kommission in das

möchta ])erejn gebracht worden ist , daß in die Kommis -
nung » smm, Me für gewisse Angelegenheiten in den Städten
ist , W MMt werden , Frauen notwendig hereingewählt

nids » mtzen müssen . Wir stehen der Frage der Beteili -
aber » Mg Mr Frauen an diesen erwähnten Kommissionen
rgcrE Imchaus nicht unfreundlich gegenüber , wir sind viel -
at akz» vir der Meinung , daß Frauen , die .wirklich Interesse ,
aZ NW iosl, Liebe und Zeit für derartige Angelegenheiten
der W tzatzen, wenn sie in solche Kommissionen gewählt werden ,
zt ^ nützlich und sehr erfreulich wirken können ; aber * wir
ung , k »ö der Meinung , daß in den kleinen Gemeinden von
und k Mund etwas mehr Einwohnern doch der Fall eintreten
mmöD Mi, daß in der Gemeinde sich keine Frau findet , die

er!« Eich Zeit und Lust und Liebe hat , unr sich diesen An -
■3C zuzuwenden . Da könnte sich leicht der Fall
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^ nen , daß eine Stelle in der Kommission etwa durch
i Frau zwangsweise besetzt wird , die dann tatsächlich

t
itausgefiillt wird , weil eben die betreffende Frau , die

Mitglied in die Kommission gewählt worden ist , nach
DVerhältnissen , nach ihren Neigungen sich nicht dazu

. Eßt , oder vielleicht auch nur in einem sehr be-
mllten Maße sich dazu herbeilassen kann , die Stelle

■wirklich auszufüllen . Wir sind deswegen der Mei -

JJ0, daß in Übereinstimmung mit der bisher schon
tenben , im Jahre 1906 eingeführten Bestimmung es
Mch der Selbstverwaltung überlassen werden soll ,

fb und ^ wieweit Frauen in solche Kommissionen ge-
vabll K,

. .

feit ä • • ' °^ en ' " " d das Gesetz gibt ja die Möglich -

Üiek
^ ? ^ Kommission bis zu einem Vierteil der Mit -

kSiin ■ Frauen besetzt werden darf . Wir halten

E
'

hr
11* ?" Semcssene Regelung , und wir werden des -

„e
stimmen , daß die von der Kommission getrof -

Wanderung abgelehnt wird , und daß es bei der

^ ^
" ll^dorlage bleiben soll, wobei nur bezüglich des

wdus die Änderung einzuführen wäre , daß in

^ Senieinschaftlichen Sitzung des Stadtrats und des
! H

^ ordnetenkollegiums die Wahl stattfinden soll.
Kommission den Absatz 3 des § 6 der

k^ ioeordnung gestrichen , der von der niederen

r * n ns
1 ^ er Standesherrcn und der

"sinu
° ^ E r r e n handelt . Wir sind zu einem Teil der

tz. daß gar kein Grund vorliegt , diese Bestim -
SU streiche,,. Die Bestimmung beruht auf Ver -

>s rp
”i en ' ^ Zt . nach der Mediatisierung des ehe-

. ^ ^ unmittelbaren Adels zwischen den betreffen -

1 ftnh
Uten l

.
m& der Staatsverwaltung getroffen Wor¬

ts die schließlich in einer Anzahl von Edikten
Ausdruck gefunden haben . Wir sind der Meinung ,

daß der letzte Rest dieser damals getroffenen Vereinba¬
rungen in Bezug auf die jurisdictionellen Befugnisse auf¬
recht erhalten werden sollte als eine Bestimmung , die
bis jetzt niemandem Anlaß zu Beschwerden gegeben hat ,
und bezüglich deren nach meiner Meinung deshalb auch
kein Grund besteht , sie zu streichen. Ich für meine Per¬
son — meine politischen Freunde sind nicht alle der glei¬
chen Auffassung — bin auch aus einer gewissen Hochach¬
tung für das , was sich geschichtlich gemacht und zu Be¬
schwerden bisher nicht geführt hat , für die Aufrecht¬
erhaltung der Bestimmung . Ich will auch beifügen , daß
die Bestimmung nach meiner Meinung durchaus verein -
barlich ist mit den bestehenden reichsgesetzlichen Bestim¬
mungen über das Strafverfahren . In 8 453 der Straf¬
prozeßordnung ist die Bestimmung enthalten , daß den
Polizeibehörden durch die Landesgesetzgebung eine ge¬
wisse Festsetzungsgewalt in Bezug auf polizeiliche Stra¬
fen übertragen werden kann , wobei der 8 453 nur gewisse
Schranken zieht in Bezug auf den Umfang der polizei¬
lichen Strafbefugnis . Ich bin der Meinung ,daß die hier
fragliche polizeiliche Gewalt der Standes - und Grund¬
herren unter diese vorbehaltenen Bestimmungen des poli¬
zeilichen Straffestsetzungsrechtes fällt , daß die Polizei
der Standes - und Grundherren insoweit an die Stelle
der bürgermeisteramtlichen Strafgewalt tritt , und daß
also auch in der Reichsgesetzgebung kein Grund zu finden
ist , diese Bestimmung des 8 6 Absatz 3 der Gemeinde¬
ordnung zu streichen . Ein Teil meiner politischen Freunde
wird also jedenfalls für die Aufrechterhaltung derselben ,
beziehungsweise gegenüber den Beschlüssen der Kommis¬
sion für die Wiederherstellung dieser Bestimmungen
stimmen .

Des weiteren sind in dem Bericht des Herrn Abg . Or .
Koch einige Fragen erörtert , die einen gesetzgeberischen
Ausdruck in der Regierungsvorlage bezw. in den Kom¬
missionsbeschlüssen nicht gefunden haben , sondern die
nebenher Gegenstand der Erörterung waren .

Ta kommt zunächst in Betracht der von feiten der so¬
zialdemokratischen Mitglieder der Kommission gestellte
Antrag , das F rauen st immrecht für die
Gemeindewahlen einzuführen . Dieser
Antrag ist nach dem Bericht des Herrn
Abg . Koch mit 10 gegen 5 Stimmen in der
Kommission abgelehnt worden . Wir betrachten , vorbehalt¬
lich abweichender Meinungen einzelner Mitglieder mei -
ner Fraktion , die Frage des Stimmrechts der Frauen in
der Gemeinde als eine Frage , die in nicht allzuferner Zu -
kunft gelöst werden wird und gelöst werden muß . Wir
sind aber der Meinung , daß die Idee , den Frauen das
Stimmrecht in der Gemeinde zu geben , noch nicht in dem
Maße in der Bevölkerung bei der großen Zahl der Frauen
selbst erörtert worden ist und Interesse erregt und
Freunde gefunden hat , daß es jetzt schon angezeigt wäre ,
durch eine gesetzliche Bestimmung dieses Frauenstimm¬
recht in der Gemeinde cinzuführen . Wir sind der Mei¬
nung , daß diese Frage noch nicht ausgereift ist und daß
sie deshalb auch zur Zeit sich für eine Lösung im Wege
der Gesetzgebung noch nicht eignet . Wir sind dabei der
Meinung , daß , wenn auch dieses Frauenstimmrecht in der
Gemeinde viel für sich hat , auf der anderen Seite doch
auch bei einer schrankenlosen Durchführung manche Be¬
denken dagegen geltend gemacht werden können . Alle
diese Fragen sind nach unserer Meinung so, daß sie noch
einer näheren Erörterung , einer besseren Klarstellung be»
dürfen , und deswegen lehnen wir es ab , schon jetzt das
Frauenstimmrecht allgemein in das Gemeindewahlrecht
einzuführen .
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Sodann ist in der Kommission auch die Frage der E i n-
f ü h r u n g der M a g i st r a t s v e r s a s s u n g einge¬
hend behändest worden . Es sind dort zwei Anträge ge¬
stellt worden, der eine Antrag , die Magistratsverfassung
in den großen Städten schon aus dem nächsten Landtag
durch ein von der Regierung vorzulegendes Gesetz einzu¬
führen , und ein weniger weit gehender Antrag , diese
Frage durch eine auf dem nächsten Landtage den Kam¬
mern seitens der Regierung vorzulegende Denkschrift
näher zu beleuchte !: , zu erörtern und die Stellungnahme
der Grotzh. Regierung dazu kundzutuu . Ich bin auch hier
der Meinung , daß die Frage der Einführung der Magi¬
stratsverfassung für unsere badischen Verhältnisse noch
nicht genügend geklärt ist . Wir sind , wie meines Erach¬
tens der Herr Minister gestern ganz mit Recht angeführt
hat , in der glücklichen Lage, feststellen zu können , daß
unsere Städte unter der bisherigen Gcmeiudeverfassung,
die nicht eine Magistratsverfassung war , zu hoher Blüte
gediehen sind und daß zurzeit keinesfalls ein dringendes
Bedürfnis vorliegt , von der bisher bewährten Einrich¬
tung abzugehen und nun plötzlich zu einer Magistrats¬
verfassung überzugehen. Wir sind aber damit einver¬
standen, daß diese Frage , die immerhin eine wichtige
Frage ist und eine Frage , die der Diskussion und der ge¬
nauen Prüfung und Beleuchtung würdig ist , von der
Großh . Regierung in einer Denkschrift erörtert und die
Meinung der Großh . Regierung auf dem nächsten Land¬
tag den Kammern in einer Denkschrift vorgelegt wird .
Man macht ja für die Einführung der Magistratsverfas¬
sung hauptsächlich , so viel ich sehe, den Grund geltend,
daß die beamteten Personen des Stadtrats bei der gegen¬
wärtig geltenden Verfassung in der Gemeinde ein allzn-
großes Übergewicht über die Laienelemente, wie ich mich
einmal ausdrücken will , hätten , die nicht Beamte sind , son¬
dern die aus der Bürgerschaft in den Stadtrat und in
den Bürgerausschuß hineinkommen. Wenn das tat¬
sächlich der Fall ist, und es wird ja bis zu einem gewissen
Grade der Fall sein , dann glaube ich , wird man aber doch
auch anerkennen müssen , daß dieses größere Gewicht ,
wenn Sie wollen, dieses Übergewicht der beamteten Per¬
sonen über die anderen Mitglieder der Gemeindekollegien
seinen wohlbcrcchtigten Grund darin haben wird , daß
eben diesen Personen vermöge ihrer dauernden,' gründ¬
lichen und berufsmäßigen Beschäftigung mit den Ge¬
meindeangelegenheiten auch die größere Sachkenntnis , die
größere Urteilsfähigkeit in manchen dieser Dinge inne¬
wohnt , und das wird man , glaube ich , nicht als ein Un¬
glück ansehen können . Neben den beamteten Personen
im Stadtrat und auch im Bürgerausschuß sitzen ja aber
eine ganze Reihe von intelligenten , für die Bedürfnisse
und das Wohl der Gemeinde interessierten Bürgern , und
ich glaube , der Einfluß , den die bcarllteten Personen bei
der Gemeindeverwaltung und bei der Gemeindevertre¬
tung haben, findet schon sein gründliches Korrektiv in den
Einflüssen , die von diesen nicht beamteten Personen in
den Gemeindekollegien ausgehcn , zumal ja diese Perso¬
nen von nicht beamteter Eigenschaft gegenüber den Per¬
sonen , die in beamteter Eigenschaft sich in den Gemeinde¬
kollegien betätigen , ihrer Zahl nach erheblich überwiegend
sind . Also von diesen Gesichtspunkten aus sind wir der
Meinung , daß es vollständig genügt , wenn wir beschlie¬
ßen, daß die Regierung eine Denkschrift über diese Frage
uns vorlegen möge , und wir werden jedenfalls, wenn
etwa der Antrag wieder kommen sollte , schon ein Gesetz
auf den nächsten Landtag vorzulegen, gegen diesen An¬
trag stimmen.

Sodann ist in dem Berichte des Herrn Abg . Or . Koch

auch eine Resplution ausgenommen , die an die Tritzl W und
Regierung den ' Antrag stellt, es möge das Polizeist« und bis
Gesetzbuch eine Ergänzung finden durch Aufnahme ein ..Mtiona
Bestimmung dahingehend, daß da, wo in einer TemÄ Ausfuhr
ein öffentlicher Wohnungsnachweis eingerid Mg dl
ist , die Wohnungsinhaber verpflichtet seien, dich Lerordn
Wohnungsnachweis Anzeige von ihren leerstehend! die Reg'
Wohnungen zu erstatten . Meine politischen Freist ihr in i
sind über diesen Antrag geteilter Meinung . Ein L legen hc
ist wohl geneigt, einer derartigen Bestimmung jtg . entnehm
Zustimmung zu erteilen , ein anderer Teil aber M worden,
darin wieder die Auferlegung einer neuen Verpflichiin Wischen
einer neuen Belästigung auf die Grundbesitzer,' er st ,die Best
keine dringende Notwendigkeit ein, eine derartige $ daß ich
stimmung zwangsweise einzuführen , er ist der Mein» nehmen
daß in der Rege ! das eigene Interesse der Eigenü« Neziehu
schon zur Anmeldung führen wird , und daß bei tofe Linvc
strebenden Elementen die Vorschrift schließlich dadin Hemei
umgangen werden könnte, daß einer zwar die MW • dis 40<
anzeigt , aber erklärt , er vermiete sie einstweilen >Ä u.idzwc
Dieser Teil meiner politischen Freunde glaubt il gleichem
Resolution seine Zustimmung nicht erteilen zu körn» Hebet

Nun komme ich zu dem Berichte des Hw ^
Abg . Kopf , der ja insofern eine einheitliche MÄ« Jntegi
behandelt gegenüber dem, was in dem Berichte * Beidjlufc
Herrn Abgeordneten Dr . Koch zusammengefaßt ist,f tjne T
er sich ausschließlich auf die Frage der Gemeind W-^ rc
Wahlen bezieht. Und da kann ich erklären, daß s ftnben |
im wesentlichen mit all dem einverstanden find, » :totaler
die Kommission in Bezug auf die Ausgestaltung i Wne
Gemeindewahlrechtes beschlossen hat , im wesentliche» ^
Übereinstimmung mit der Regierungsvorlage , die ! aeten ;
ihrerseits durch diese Vorlage ein anerkennens- » «neuer
dankenswertes Entgegenkommen gegenüber den J btrip)
schlössen bewiesen hat , die auf früheren Landtagen ? korpor,
faßt worden sind, und an denen die Zentrums?^ Erfahr
ganz wesentlich beteiligt ist . tonn j

Wir sind also damit einverstanden , daß für ^ de
Wahl des Bürgerausschusses die Sechstel » % si
statt der bisherigen Neuntelung bezw . Zwölftes kttue
eingeführt wird . Wir - sind auch damit einverstai»
daß für die Gemeinden von mehr als 2000 EinwolN
für jede der drei Klassen für die BürgerausschußwD oif0
und im Bürgerausschusse für die Gemeinderatr ^
das Proportionalwahlverfahren eingeführt wird. '

sind damit einverstanden , daß die Wahl durch ®

Listen betätigt werden soll, mit der Möglichkeit ^
Stimmenhäufung , jedoch unter Ausschließung ;;
Rechtes der Verbindung mehrerer Listen miteim*'

Was insbesondere die Frage anbelangt , ob lrsi
oder gebundene Listen , so kann man darüber ff
schiedener Meinung sein , und man ist bekannt ^ ^
verschiedener Meinung darüber . Ich muß aber gesteh
und das ist auch im wesentlichen die Meinung ^
politischen Freunde —, daß die freie Liste , zu^
auch die Großh . Regierung nach anfänglichem SKW
sich bekannt hat , doch die größeren Vorzüge geg^
den gebundenen Listen hat , die den Rechten des

zelnen Wählers doch einen allzu weitgehenden
auferlegen und infolge davon auch zu mancherlei
stimmungen und zu nicht wünschenswerten Erschein^
bei den Gemeindewahlen beizutragen geeignet^
Wir sind also in dieser Beziehung mit den Be^

der Kommission einverstanden .
Wir sind auch damit einverstanden , daß das

tionalwahlverfahren nur in den grundlegenden -
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mutigen im Gesetze selbst festgelegt wird , die die ■
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hat, und wir halten es für zweckmäßig , daß einstweilen
imb bis dahin , wo nähere Erfahrungen mit dem Pro -
jmtionalwahlverfahren gemacht worden sind , die näheren
Ausführungen der Bestimmungen über die Durchfüh«
Mg des Proportionalwahlverfahrens im Wege der
Verordnung geregelt werden. Diese Verordnung , die
die Regierung ja in einem Entwürfe , so wie er von
ihr in Aussicht genommen ist , der Kommission Vorge¬
legen hat , ist in der Kommission, wie ich dem Berichte
entnehme , mit der Großh . Regierung durchgesprochen
Mden, und es ist im wesentlichen eine Einigung
Mischen der Kommission und der Regierung auch über

. die Bestimmungen der Verordnung erzielt worden, so
daß ich glaube, daß die Sache hier ihren glatten Weg
nehmen wird , ohne daß es Schwierigkeiten in dieser
Beziehung geben dürfte.

Einverstanden sind wir sodann auch damit , daß die
h dndMHemeinderäte in den Gemeinden von 2000
WvhM^ his 4000 Einwohnern direkt gewählt werden ,

n.ch zwar im Proportionalwahlversahren mit allgemeinem
gleichem Wahlrecht aller Wahlberechtigten.

Bedenken haben wir in dem Bericht des Herrn Abg. Kopf
nur bezüglich eines Punktes , welcher die Frage der
Jntegralerneuerung betrifft . Da ist Kommissions-
Achluß, daß sofort nach dem Inkrafttreten des Gesetzes
sine Totalerneuerung des Gemeinderates und des
Argerausschusses nach den neuen Bestimmungen statt-
^ den soll, und daß in Zukunft alle vier Jahre eine

'
kotalerneuerung dieser Korporationen eintreten soll.
Keine politischen Freunde halten es mindestens zum
&il nicht für notwendig, daß man nach dem Jnkraft -
ueten des Gesetzes sofort die Körperschaften in toto
"neuert. Wir glauben, es wäre sehr wohl praktisch

jMchführbar , daß zunächst nur derjenige Teil aus diesen
- — «worationen ausgeschieden wäre , der nach dem alten

^ Ep°M «rfahren zunächst hätte ausscheiden müssen , und daß
”nn für diesen ausscheidenden Teil die Neuwahlen

dem neuen Verfahren stattgefunden hätten . Dadurch
tfftÄ 'fc!? ^ bon ^ lbst dann die partielle , die hälftige'

^ uerung einführen lassen in den alten Zeitperioden , wie
^ schon bisher gegolten haben . Wir halten es für
•"nett wünschenswerten Zustand , daß nach vier Jahren ,
Mo nach einer verhältnismäßig kurzen Periode , immer
"ue Totalerneuerung eintreten soll, und wir behalten

dor, diesen Gegenstand in der Spezialdebatte noch
os näheren zu erörtern . So viel zu dem Berichte des

Abg. Kopf .*
tüetn <# komme nun zum Berichte des Herrn Abg .

(-J ŝ
ctnf , der gestern mündlich vom- Herrn Abg.

üftw- K 5 esen der bedauerlichen Erkrankung des Herrn

intlÄ l
'
si ?

' ^ r ' Sranf hier vorgetragen worden ist .

„efichen
ich nun erklären, daß wir mit der be¬

engt Bestimmung über die Heranziehung des
be» ^ ?Ernutzens mit der Genußauflage uns einver-

Eären wollen, also mit der Änderung , die darin

dar m
der Bürgernutzen in Zukunft nicht mehr

vemd
der Umlagepflicht zu den Lasten der Ge-

Mben ^ ^^ "ngezogen wird, sondern daß er erst nur

jst
der Umlage herangezogen wird . Diese Abänderung

Ms/
" Regierung vorgeschlagen und von der Kom»

ianet M dik
"^schlossen worden, ausgehend von einer Anregung ,

BeschEikaakn^ ^ bit der Herr Abg . Neck hier im Hause vorge-

mit h
^üt' unb sie ist begründet worden insbesondere

en Erscheinungen , die in solchen Gemeinden her-

Stöbt r - si"d ' die zumeist in der Nähe der größeren
uegen und in denen sich eine mehr oder weniger

*pr
^ "wohnerschaft etabliert hat , die an dem

«ersenuß nicht beteiligt ist, die aber der Gemeinde

zu
S
gegem
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erhebliche neue oder erweiterte Lasten verursacht hat .
Nun anerkenne ich durchaus, daß in solchen Gemeinden,
wo die Verhältnisse so liegen, wie seinerzeit der Herr
Abg . Neck vorgetragen hat , und wie auch in der Be¬
gründung zu der Regierungsvorlage ausgeführt ist ,
die jetzt beschlossene Änderung sehr wohl gerechtfertigt
ist . Aber andererseits darf man doch auch nicht über¬
sehen , daß es eine große und vielleicht sogar eine
größere Anzahl Gemeinden gibt, in denen solche neuere
Erscheinungen, wie sie der Herr Abg . Neck s. Zt . her¬
vorgehoben hat , nicht hervorgetreten sind . Die Be¬
stimmung , die jetzt beschlossen worden ist , gilt
aber für alle Gemeinden, in denen ein Bürger¬
nutzen besteht , insoweit nicht die Sache nach den
Umlageverhältnissen bedeutungslos ist . Wenn man
diese Frage erörtert und beurteilt , muß man also ,
glaube ich, auch beachten , daß die Einführung der neuen
Bestimmungen auch Lastenverschiebungen und -Ver¬
änderungen in solchen Gemeinden hervorbringt , in denen
die Gründe dieser neuen Bestimmungen nicht anschlagen.
In Gemeinden dieser Art wird diese Verschiebung
vielleicht eine recht unangenehme Empfindung Hervor¬
rufen . Deswegen glaube ich , wir werden, bevor wir
zu einem definitiven Urteil , zu einem definitiven Be¬
schluß über diese Sache kommen , doch auch diese Frage
noch einmal in der Spezialdiskussion prüfen und wir
werden sie insbesondere auch von der Seite aus be¬
leuchten müssen , die ich eben hervorgehoben habe und
die , wie mir nach dem Inhalte des Berichtes scheint,
in der Kommision gar keine Berücksichtigung gefunden
hat und die auch in der Regierungsvorlage , soviel ich
mich erinnere, nicht des näheren erörtert ist .

In dem Bericht des Herrn Abg . Or . Frank ist sodann
auch die Frage der Wertzuwachs st euer behandelt .
Die Kommission hat beschlossen , dem Hohen Hause zu
empfehlen, von der weiteren Beratung derjenigen
Bestimmungen der Gesetzesvorlage, . die sich auf die
Wertzuwachssteuer beziehen , abzusehen . Ich halte diesen
Beschluß der Kommission für zweckmäßig . Er ist ja
mit Rücksicht darauf gefaßt worden, daß zurzeit im
Reichstag eine Regierungsvorlage anhängig ist , wonach
die Wertzuwachssteuer für das ganze Gebiet des Deut¬
schen Reiches eingeführt werden soll. Neben diesem in
Aussicht genommenen Reichsgesetz über die Wert¬
zuwachssteuer müssen Bestimmungen, wie sie sonst bis
jetzt in den Gemeinden oder in den Kreisen erlassen
worden sind , verschwinden ; und es wird in Zukunft
nur noch die Reichsvorschrift in bezug auf die Wert¬
zuwachssteuer Geltung haben. Im Hinblick darauf
halte ich es für richtig , daß man nicht nun in diesem
Augenblick neue auf die Wertzuwachssteuer bezügliche
Landesgesetze macht . Ich hoffe und glaube, daß die
Vorlage in bezug auf Wertzuwachssteuer, die dem
Reichstag gemacht worden ist, in der nächsten Session
des Reichstags zustande kommt ; für etwas absolut
Sicheres halte ich aber dieses Zustandekommen nicht.
Ich bin Mitglied der Kommission des Reichstags , die
diese Regierungsvorlage zu beraten hat . Bei dieser
Beratung hat sich ergeben , daß die Materie doch außer¬
ordentliche Schwierigkeiten in sich birgt , wenn man sie
einheitlich für das ganze Reich regeln will . So nett
und rund und glatt und so sehr jedermann einleuchtend
der Gedanke der Besteuerung des unverdienten Wert -
zuwachses ist, wenn man sie als theoretische These
hinstellt, so große tatsächliche Schwierigkeiten stellen
sich heraus , wenn man diesen Gedanken in der
Praxis auf das tatsächliche und konkrete Leben an¬
wenden will. Es ergeben sich außerordentliche Schwie-
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rigkeiten , wenn es sich darum handelt , festzustellen ,
was unter verschiedenen Verhältnissen als „ unver¬
dienter Wertzuwachs " anzusehen ist . Bei dem so¬

genannten „ Urbesitzer " , d . h . demjenigen , der ursprüng¬
lich landwirtschaftliches Gelände besitzt, mit diesem
aber allmählich in das Baugebiet einer Gemeinde

hineingewachsen ist, liegen die Dinge ganz anders als

bei demjenigen , der als Terrainspekulant bei schon ge¬
hobenem Preis ein Terrain lediglich zu dem Zwecke
kauft , um es in unverändertem Zustande mit Gewinn
wieder weiter zu verkaufen . Die Dinge liegen wiederum
anders inbezug auf Terraingesellschaften , die ein großes
Bauterrain kaufen und dieses baufähig Herrichten, es

also in schickliche Bauparzellen einteilen , es mit Straßen
durchziehen , mit Kanalisation , mit Wasserleitung ver¬

sehen , die vielleicht auch Verkehrseinrichtungen treffen usw . ;
sie liegen wiederum ganz anders in dem Fall , wo der

einzelne Bauhandwerker in Betätigung seines Erwerbs¬
lebens , in Ausübung seines Gewerbes eine einzelne
Bauparzelle kauft und sie überbaut , um sie dann mög¬
lichst rasch mit Gewinn wieder weiter zu veräußern ; sie

liegen wieder vollständig anders da , wo es sich um einen
rein ländlichen Besitz handelt / in bezug auf den die

allgemeinen Momente , die sonst eine Preissteigerung
hervorgebracht haben , also insbesondere eine vermehrte
Einwohnerzahl usw . , nicht oder doch nur in sehr ge¬
ringem Maße in Betracht kommen , sondern wo eine

etwaige Wertsteigerung im wesentlichen auf die ständige
langsame Verbesserung des Grundstücks durch Melio¬
rationen zurückzuführen ist , die man vielfach im ein¬

zelnen gar nicht Nachweisen kann ; und wiederum liegen
die Dinge ganz anders da , wo es sich um altes

städtisches überbautes Terrain handelt . Es ist außer -

ordentlich schwierig , zu sagen und zu bestimmen , welche
Zuschläge zu dem Erwerbspreis eines Grundstückes und

welche Abrechnungen von dem Veräußerungspreis eines

Grundstückes in allen diesen verschiedenen Fällen gemacht
werden müssen , um wirklich auf den unverdienten Wert¬

zuwachs zu kommen . In - dieser Beziehung haben wir

uns eine große Mühe gegeben , und es ist mir immer¬

hin noch zweifelhaft , ob in allen in Betracht kommenden

Beziehungen voll befriedigende Beschlüsse gefaßt worden

sind . Neben diesen schwierigen Verhältnissen kommen
aber auch noch eine ganze Reihe von anderen Fragen in

Betracht , und deswegen sage ich : Wenn ich auch glaube
und hoffe , daß das Gesetz zustande kommt , kann es meines

Erachtens doch nicht als eine absolute Sicherheit an¬

gesehen werden . Wenn es nicht zustande kommt , dann
wird eben nichts anderes übrig bleiben , als daß
uns die Gr . Regierung auf dem nächsten Landtag
eine neue Vorlage über die Wertzuwachssteuer macht .

Dagegen aber müssen wir , meine politischen Freunde
und ich, uns aussprechen , daß man zum Zwecke der

Erledigung dieser Frage im nächsten Herbst einen

außerordentlichen Landtag einberuft . Ich glaube , die

ordentlichen Landtagen nehmen bei uns schon genügend

Zeit in Anspruch und es besteht das Bedürfnis , daß
man nicht auch noch in sitzungsfreien Wintern zu
außerordentlichen Landtagen einberufen wird . Sodann

aber glaube ich : So gar schnell wird die Erledigung
der Vorlage im Reichstag im nächsten Herbst nicht

gehen und mit Rücksicht darauf würde sich wahrschein¬
lich die Einberufung eines außerordentlichen Land¬

tages , < auch wenn man sie in Aussicht nehmen wollte ,
doch ziemlich weit hinausschieben .

Einverstanden sind wir auch mit der Regelung , die

nach dem Bericht des Herrn Abg . Dr . Frank die Be¬

steuerung der Grundstücke fremder Gemeinden in

einer Gemeinde und die Besteuerung der Grundstücke
von Kreisen unter den Voraussetzungen , die im Gesetz«
des näheren geregelt sind , für die Gemeinde gesund««
hat . Wir halten dies für eine der Billigkeit und der

Gerechtigkeit entsprechende Bestimmung und werden

ihr zustimmen .
Einverstanden sind wir auch damit , daß der Begim

oder das Ende , die Erhöhung oder Ermäßigung einer

Steuerpflicht inbezug auf liegenschastliches Ver¬

mögen in der Gemeinde mit dem Beginn oder End« ,
der Steuerpflicht hinsichtlich der staatlichen Vermögens¬
steuer in Übereinstimmung gesetzt werde .

Sodann komme ich auf den Punkt , der die Heran¬
ziehung der Standesherren und der Höchstbesteuerten zu
der Beratung der Voranschläge in den Gemeinden

betrifft . Die Kommission hat beschlossen, diese Bestiin-

mung ganz zu streichen . Soweit möchten wir aber

nicht gehen . Wir sind der Meinung , daß es bei der¬

artigen großen Steuerpflichtigen immerhin wünschens¬
wert ist , wenn sie Gelegenheit haben , bei der Be¬

ratung der Voranschläge ihre Meinung zu äußern,

Ein größeres Recht haben sie ja nicht, sie haben

ja keine beschließende Stimme . Aber wir sind

allerdings auch der Meinung , die bis zu einem

gewissen Grade schon in der Regierungsvorlage ausge¬
drückt ist , daß die Grenze der Heranziehung der Höchst¬

besteuerten mit 50 000 M . nach den heutigen Verhält¬

nissen zu nieder ist und daß sie einen zu großen Kreis

von Berechtigten danach umfassen würde . Die Großh ,

Regierung hat vorgeschlagen , die Bestimmung dahin zu

erweitern , daß nur 100 000 M . ein Recht auf die Bei¬

ziehung zu der Beratung der Voranschläge geben sollen.

Wir haben unsererseits den Antrag eingebracht , der das

Recht auf Beiziehung zur Beratung des Etats nur bei

einem steuerbaren Vermögen von 200 000 M . geben
will . Wir glauben , bei einer derartigen Beschränkung
würde dieses Recht wirklich auf diejenigen beschränkt,

bei denen man mit einer gewissen Billigkeit anerkennen

muß , «daß sie bei den hohen Leistungen , die sie zur
Gemeinde zu prästieren haben , auch das Recht haben

sollten , sich wenigstens bei der Beratung des Voran¬

schlags über diesen zu äußern .
Und nun komme ich , was die Steuerfragen anbelangt,

zu denjenigen Punkten , die nach meiner Meinung

inbezug auf die steuerliche Seite die wichtigsten bei

ganzen Vorlage sind , nämlich auf die Frage , wie den

Beschwerden abzuhelfen ist , die namentlich in de»

großen Städten inbezug auf die Besteuerung der

Liegenschaften für die Gemeinde hervorgetreten si»^

Und da möchte ich meine Ausführungen mit einer

persönlichen Bemerkung beginnen . Ich bin im
1900 Berichterstatter gewesen bei der Beratung
damals dem Landtage vorgelegenen Gesetzes, welches d»

Neueinschätzung der Liegenschaften zum Zwecke der Durch-

führung einer Reform unserer damals geltenden Steuer¬

gesetze anordnete , und ich bestreite nicht , daß ich in ^
zug auf die damalige Regierungsvorlage eine AuM

von Anträgen gestellt habe , die zum Teil nennenswer^
Änderungen in der Regierungsvorlage herbeigesü^
haben . Ich bezeichne als eine solche Bestimmung ,

auf meinen Antrag von der Kommission beschlossen E

in das Gesetz hereingebracht worden ist, insbeson^
die Bestimmung , daß bei der Schätzung des laufen»

^
Wertes der Liegenschaften nicht bloß die Kaufpreises
letzten fünf Jahre als ein Moment der Wertbemes !^
in Betracht zu kommen habe , sondern ®T -
die Pachtzinse , die Ertragsfähigkeit , die
bei Gebäuden die FeuerversicherungsansE "^
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md überhaupt alle diejenigen Momente , die

geeignet sind , den laufenden Verkehrswert richtig
ftstzustellen. Ich bin sodann auch im Jahre 1906 , als
nach vorangegangener Neueinschätzung der Liegenschaf¬
ten das Vermögenssteuergesetz in der Kammer beraten
wurde, Berichterstatter für dieses Gesetz gewesen , und ich
bekenne mich wiederum schuldig , daß durch meine Jni -
native eine Anzahl von Änderungen an der Regierungs¬
vorlage vorgenommen worden sind . Es ist insbesondere
wieder eine Anregung gewesen , die von mir ausgegan -

gm ist , daß die Kataster des liegenschaftlichen Vermö¬
gens, die nach der Regierungsvorlage starr gedacht
waren , wie sie auch nach der früheren Gesetzgebung starr
waren , bis zu einem gewissen Grade beweglich gemacht
wurden . Beide Bestimmungen liegen meines Erachtens
durchaus im Interesse der Grundbesitzer und insbeson¬
dere derjenigen Grundbesitzr , bezüglich deren Liegen¬
schaften die Werte je nach dem Auf - und Abwärtswogen
der Spekulatisn eine fluktuierende Entwicklung haben .
2agegen aber habe ich mit dem Gesetz, welches die Ge¬
meinde - und die Städteordnung in bezug auf die Be¬
steuerung für die Gemeinden abänderte , nicht mehr und
nicht weniger zu tun gehabt als alle anderen Mitglieder ,
dieses Hauses und der damals bestehenden Kommission
auch. Ich mar für dieses Gesetz, das die Gemeindeum -
logen betraf , nicht Berichterstatter , und ich habe in bezug
auf die Regierungsvorlage zu diesem Gesetz keine Ab-

anderungsanträge gestellt . Jene Regierungsvorlage ist
in bezug auf die steuerlichen Bestimmungen überhaupt

wie sie von der Regierung vorgelegt worden ist , ohne
irgend eine nennenswerte Änderung angenommen wor¬
den, und sie hat sowohl in diesem Haus als in der Ersten
Kammer , soviel ich mich erinnere , die Zustimmung aller

^ geordneter mit ganz wenigen Ausnahmen gesunden ,
^ie Städte waren in der Kommission der Zweiten
Kammer und waren in der Kommission der Ersten aus -
îrbig und durch ganz hervorragend sachverständige Ab -

ieordnete vertreten . In der Kommission der Zweiten
Kammer war der Vorsitzende der verstorbene Herr Ober -
'ärgermeister Or . Gönner von Baden ; ferner waren in
"kr Kommission der gestern oder vorgestern leider nun
ouch verstorbene frühere Kollege Mayer - Mannheim und
dw Kollegen Vogel -Mannheim und Lehmann . In der
Kommission der Ersten Kammer waren die Oberbürger -
weistxx Winterer und Dr . Beck . Also die städtischen
Interessen hatten reichlich Gelegenheit , zur Geltung zu

onunen . Jedenfalls aber bin ich und ist meine Frak -
siir die Art und Weise , wie dieses Gesetz im Jahre

n06 gestaltet worden ist, nicht mehr und nicht weniger
Ewirtwortlich als alle übrigen Fraktionen auch.

v?ch würde nun alle diese Dinge heute nicht aus -
uhren — ich habe sie, in Kürze wenigstens , schon auf

letzten Landtag einmal vorgeführt — , wenn man
l“jt in der Wahlagitation und sonst in der politischen
Motion mich und meine Freunde als die Sündenböcke

|
Ut all die Beschwerden hingestellt hätte , die nun jetzt

^
der Änderung der Gesetzgebung im Jahre 1906 in
Gemeinden hervorgetreten sind . In Versammlun -
in nationalliberalen und liberalen Blättern und

' Sar in Flugblättern — es ist mir bei der letzten Wahl

^
"ez aus Freiburg zugeschickt worden — ist diese ganze

ausschließlich gegen das Zentrum wahlpolitisch
usgebeutet worden , und deswegen habe ich diese Dinge
er beute nochmals zur Sprache bringen und das fest-

m, ^ ^ °Hen , was ich festgestellt habe . Ich möchte dar -

tJf Hoffnung knüpfen , daß man diese Dinge in Zu -
M nicht mehr parteipolitisch ausschlachtet , sondern daß
" ne sachlich und der Wahrheit gemäß behandelt
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(Sehr richtig ! im Zentrum ) , und ich muß für die Zu¬
kunft jeden als einen Verleumder und Lügner bezeich¬
nen (Sehr gut ! im Zentrum ), der noch mit der Be¬
hauptung auftritt , daß die Zentrumspartei und speziell
meine Person , an der im übrigen sonst nichts liegt ,
schuld seien , daß die Gesetzgebung die Gestaltung bekom¬
men hat , die sie tatsächlich erhalten hat (Bravo ! im
Zentrum ) .

Was nun aber diese Beschwerden sachlich anbelangt , so
ist es- meine Meinung (eine Meinung die ich auf Grund
eines sehr eingehenden Studiums der Verhältnisse ge¬
wonnen habe ) , daß die Beschwerden , die hervorgetreten
sind , nur zu einem ganz geringen Teil , wenn überhaupt ,
in Fehlern der Gesetzgebung ihren Grund haben , son¬
dern daß die Beschwerden in den Gemeinden im wesent¬
lichen auf ganz andere Gründe zurückzuführen sind . Vor
allem kommt in Betracht , daß die Gemeinden ihre Be¬
dürfnisse , die durch Umlagen zu decken waren , in der
Zeit von 1907 ab , welches Jahr das letzte nach der alten
Gesetzgebung war , bis jetzt einer ganz gewaltigen Steige¬
rung unterworfen haben (Sehr richtig ! im Zentrum ),
und daß selbstverständlich mit den größeren Anforde -

rungen an den Geldbeutel eine drückendere Umlage auf
den Einzelnen gekommen ist, schon deswegen , weil eben
mehr Geld von der Gemeindeverwaltung verlangt wor¬
den ist. Wenn ich recht unterrichtet bin , beträgt die
Steigerung des Umlagebedllrfnisses in einzelnen
Städten des Landes bis zu 90 Prozent mehr , als sie im
Jahre 1907 betragen hat . Eine derartige gewaltige ,
plötzliche Vermehrung des Umlagebedürfnisses innerhalb
weniger Jahre macht sich natürlich sehr unangenehm be¬
merkbar . Sie würde sich unangenehm bemerkbar ge¬
macht haben auch dann , wenn dieses größere Umlage¬
erfordernis auf Grund der alten Kataster nach der alten
Gesetzgebung einzuziehen gewesen wäre . Sodann ist es
ein unglückliches Zusammentreffen , daß die Neueinschät¬
zung der Liegenschaften , die durch das Gesetz vom 9.
August 1900 angeordnet worden ist und die in den Iah .
ren 1901, 1902 , 1903 ausgeführt worden ist , in eine Zeit
der höchsten Blüte der Bodenspekulation gefallen ist , und
daß man infolgedessen gerade in den großen Städten
und in ihrer Umgebung , die das künftige Baugebiet die¬

ser Städte ausmacht , zu Einschätzungen gekommen ist
auf Grund der vorliegenden Spekulationspreise , die jetzt
allerdings nach meiner Meinung sich vielfach als zu hoch
erweisen . Das ist aber auch kein Fehler , der in der Ge¬
setzgebung begründet ist, sondern das ist ein Fehler , der
in der Praxis eben vermöge der Zeitverhältnisse
hervorgetreten ist. Und endlich das Dritte : Es ist meine
Überzeugung nach dem , was ich in den letzten Jahren
Tatsächliches erfahren und beobachtet habe , daß auch das

Gesetz selbst nicht in dem Sinn überall durchgeführt wor¬
den ist, wie der Gesetzgeber es gedacht und gewollt hat
(Zustimmung im Zentrum ). Und da komme ich nun zu¬
nächst auf den Antrag , den ich und meine Fraktions¬
genossen in Nr . 29 der Drucksachen gestellt haben , näm -

lich auf den Antrag , die Regierung zu ersuchen , daß ,
insoweit als Schätzungen vorgenommen worden sind , die
mit dem Willen und mit der Absicht des Gesetzes sich
nicht in Übereinstimmung befinden , insbesondere in dem
Baugebiet der Städte , diese Einschätzungen einer
Revision unterzogen und richtig gestellt werden auf
Grund der bestehenden Gesetzgebung . Denn man braucht
dazu keine neue Gesetzgebung . Nun hat die Kommission
beschlossen , diesen von mir und meinen politischen Freun¬
den gestellten Antrag der Großh . Regierung empfehlend
zu überweisen ; aber sie hat diesem Antrag eine Be -



216 *
fchränkung betgefügt , und ich bin der Meinung , daß,
wenn wir diese Beschränkung, die die Kommission, wie
mir gesagt worden ist , auf Grund von Ausführungen
des Regierungsvertreters in der Kommission angenom¬
men hat , hier mit in unseren Beschluß aufnehmen , wir in
das Gesetz selbst damit eine Auslegung hineintragen ,
die der Gesetzgeber nicht gewollt hat und die nicht in den
Absichten der Gesetzgebung gelegen ist (Abg . Schüler :
Sehr richtig !) . Deswegen habe ich mir erlaubt , mit
meinen Freunden einen Antrag zu stellen und Sie zu
bitten , daß Sie diesen meinen Antrag auf Nr . 29 ohne
die in der Kommission beschlossene Beschränkung der
Regierung empfehlend überweisen möchten , lediglich
unter Hinweis auf den Text , wie er in dem Gesetz selbst
enthalten ist. Dann haben wir nach meiner Meinung
die Möglichkeit, die Regierung dazu zu bestimmen, daß
sie das Gesetz so ausführt , wie es nach der Intention des
Gesetzgebers gemeint war . Wenn wir aber diese Be¬
schränkung hinzufügen , die von der Kommission bean¬
tragt worden ist , dann tragen wir in das Gesetz eine
Verwirrung hinein , wir legen dem Gesetz einen be¬
schränkteren Sinn bei , und das liegt nach meiner Mei¬
nung durchaus nicht im Interesse derjenigen Leute, die
jetzt wirkliche oder vermeintliche Beschwerden in bezug
auf die Einschätzung ihrer Grundstücke haben. Sie ge¬
statten mir nun , daß ich Ihnen das etwas näher an der
Hand der Gesetzgebungsmaterialien ausführe .

Der Gesetzentwurf, der im Jahre 1900 dem Landtag
vorgelegt worden ist und der die neue Einschätzung des
liegenschaftlichen Vermögens zum Zwecke der Reform der
Besteuerung anordnete , bestimmte in 8 37 der Regie¬
rungsvorlage , der später 8 15 des Gesetzes wurde , in
Absatz 1 folgendes : „Die Schätzung des laufenden Wer¬
tes des Hektar für jede Kulturart und Klasse der in
ß 36 Absatz 2 erwähnten Grundstücksarten wird für jede
Gemarkung durch eine aus vier Sachverständigen be¬
stehende Kommission unter Leitung eines von der
Steuerdirektion ernannten Beamten vorgenommen.

"

Und dann bestimmt der Absatz 3 des gleichen Paragra¬
phen weiter : „Die Schätzung erfolgt ohne Rücksicht auf
etwaige Grundlasten unter Berücksichtigung der in der
Gemarkung in den 5 Jahren von 1895 bis mit 1899 er¬
zielten durchschnittlichen Kaufpreise ; soweit erforderlich,
sind von dem Gemeinderat Auszüge aus dem Grundbuch
über die in dieser Zeit vorgekommenen Käufe und
Preise zu fertigen und der Kommission zur Verfügung
zu stellen .

" Also schon dieser § 37 der Regierungsvor¬
lage bestimmte, daß die Liegenschaften nach ihrem lau¬
fenden Wert geschätzt werden sollen ; er hob aber als
Moment , das bei der Schätzung zu berücksichtigen ist ,
lediglich und allein die Kaufpreise der Jahre 1895 bis
1899 hervor , und es bestand nach dieser Fassung der Re¬
gierungsvorlage die dringende Gefahr , daß man , wenn
man diese Bestimmung unverändert lassen würde , bei
der Einschätzung zu ausschließlich oder vielleicht ganz
ausschließlich nur die Kaufpreise analoger Grundstücke
heranziehen würde (Sehr richtig ! im Zentrum ) . Des¬
wegen habe ich in der Kommission von 1900 den Antrag
gestellt, und die Kommission ist meinem Antrag beige¬
treten , diesem 8 37 Abs . 3 folgende Fassung, die Sie in
meinem gedruckten Bericht vom Jahre 1906 auf Seite 11
finden , zu geben: „Die Schätzung erfolgt ohne Rücksicht
auf etwaige Grundlasten unter Berücksichtigung der in
der Gemarkung in den 5 Jahren von 1895 bis mit 1899
erzielten durchschnittlichen Kaufpreise (jetzt kommt die
neue Einfügung ) , der üblichen Pachtzinse, der Lage und
Ertragsfähigkeit der Grundstücke und überhaupt aller

derjenigen Umstände, welche geeignete Anhaltspunkte füt ^ § [
die Feststellung des laufenden Wertes zu bieten st n
Stande sind ; soweit erforderlich, sind von der Grundbuch- ^
behörde Auszüge aus dem Grundbuch über die in d« ^

r

genannten Zeit vorgekommenen Käufe und Preise z» An
um

fertigen und der Kommission zur Verfügung zu ftejfai .
* -un0

j.
Es wurden also hier neben dem Kaufpreis als zu berät ln .
sichtigende Momente die üblichen Pachtzinse, die Legi ,

“
,
w5 e

die Ertragsfähigkeit der Grundstückeund überhaupt durch
®

eine Generalklausel jeder Umstand bezeichnet , der geeignef ,,
sein kann , den laufenden Wert richtig zu ermitteln . W ”

jvj
a .

zur Begründung dieses Antrags ist in dem Kommission vL
bericht folgendes — ich bedauere , daß diese folgende Bei- ?

b
lesung etwas länger in Anspruch nehmen wird, afe •

8 . .
wenn man der Sache auf den Grund gehen will, ist jir ■, •!
leider nicht zu vermeiden — ausgeführt : „Die Festst^ L

f
;

lung des laufenden Wertes des Hektars soll nach der üb ^
gierungsvorlage , mit der die Kommission insoweit ein- ^ ^
verstanden ist , nach freier Schätzung erfolgen . j
Regierung und Kommission sind darüber einig , dtz ^
namentlich in den kleineren Landgemeinden , wo de ^ -
Markt in Grundstücken ein sehr beschränkter ist , du ^
Kaufpreise keineswegs ein besonderes zuverlässiges M» « .
ment zur Ermittlung des laufenden Wertes der Grund ,

‘ .
stücke überhaupt sind . Insbesondere gilt dies von da
Teilen des Großherzogtums » in welchen kraft gesetzt j et

\ ,
Vorschrift oder kraft Sitte ungeteilter Gutsübergani
stattfindet . Der freihändige Umsatz in landwirtschch
lichen Grundstücken außerhalb der Familie beschränk
sich in solchen Gemeinden oft längere Zeit hindurch oui
den Verkauf einzelner weniger Parzellen , für die nÄ ^ ^
selten Preise bezahlt werden , die für die Grundstücke da

f
Gemarkung , wenn sie in größerer Zahl angeboten wi» h ^
den , auch nicht entfernt erzielt werden kön»
ten . Gerade von kleinen Leuten , die

_ njjj stygssj
Liebhaberei in den Besitz einiger Grundstück | njjm
kommen wollen, werden derartige einzelne Parzella ^ ^
nicht selten in hohem Maße überzahlt .

" (Sehr richtig!^ WsiZ
Zentrum .) „Bei dem Gutsübergang innerhalb der ö* W
milie aber verleiten bei vorhandener hoher Verschulde- % j,e;
Rücksichten auf die Ehre der Familie , auf die weichend- fünfte
Geschwister und auf die übergebenden Eltern nicht minda u

häufig zu unrationellen Überzahlungen . Auch einze»

Spekulationskäufe , namentlich in der Nähe von größer- ! 94 U
Städten oder von Jndustrieetablisfenients , zeigen r ^St
len ganz exceptionell hohe Kaufpreise , die nicht entfer»

Sotjete
:

als normal gelten können. Umgekehrt übersättigt e«k
Schlag

;
etwa vorkommendc Zertrümmerung eines größeren

* Sai
tes oder gar der zwangsweise Verkauf einer größeren - ^ dbl
von Grundstücken den Markt leicht derart , daß die Pr^

' “°ü

auf das unterste Niveau heruntergedrückt werden fl* “/ öl9
Grundstücke ost längere Zeit nicht mehr an den Man" r ^

9est

bringen sind . Es können daher nach Meinung der ^
Mission , mit der die Großh . Regierung übereinstimmt, 01

Kaufpreise , namentlich bei ländlichen Grundstücken , fl*

ohne weiteres als ausschlaggebendes Moment für **

Schätzung gelten . Es ist nach Erklärung des Regierung : - al
Vertreters auch nicht die Absicht der Großh . Regierung ^ #

• w

Wesen, durch die ausdrückliche Erwähnung der Kaufp^ j^ . . ü
in dem 8 37 den Kaufpreisen eine solche überwiegendes * e

deutung unter allen Umständen beizulegen ; vielifl^
sollte dadurch nur zum Ausdruck gebracht werden, daß,̂ ^

'

weit Kaufpreise bei der Schätzung überhaupt in Betr̂ ^ >

zu ziehen sind , Rücksicht genommen werden soll eben ^
auf die neuesten Kaufpreise der Jahre 1896—1899.
züge aus den Grundbüchern über die statt ,
Käufe und deren Preise sollen daher nach Äbfa?



, , w § 37 auch nicht regelmäßig , sondern nur dann
,

e r Robert werden, wenn dies erforderlich ist . Soll
J ! , 4 f nach der Meinung der Großh . Regierung wie

. je; Kommission den Kaufpreisen keineswegs ein unter

reise f ^en Umständen vorherrschendes Gewicht bei der

Mett ' zukommen , so besteht doch die Gefahr , daß,
r berU wn 'n ^em einzig und allein auf die Kaufpreise

te "-LL
^ °uf ein bei der Schätzung zu berücksichtigendes Mo-

vt dmL
« t hingewiesen wird , in der Praxis die Auffassung ent-

. 5 Wt, als ob bei der Schätzung die Kaufpreise vor allem und
8

^ nfe allen Umständen maßgebend sein sollten. Um einer
nissioil Em mißverständlichen Auffassung zu begegnen, schlägt
ibe Sot'

^ Kommission im Einverständnis mit der Großh . Re-
. ^ gimtng vor , in der oben angegebenen Weise neben den

I
'
ist st

Mpteifen auch noch andere Schützungsmomente bei -
~ Lg aufzuführen und durch Beifügung einer Gene-

der B Eausel der Berücksichtigung jedes erheblichen Umstan-
. te überhaupt Eingang zu sichern. Als solche in dem

o laeL -̂
en ®orW Q0 nicht ausdrücklich erwähnte Umstände

• A , önnten beispielsweise noch in Betracht kommen : beson -

de ^ gefährdete Lage einer Gemarkung oder einer Boni -
»tsklasse oder der Grundstücke einer Kulturart durch Ha¬

ges M ^derschwemmung und dergl .
"

Grund nun werden Sie mir gestatten, daß ich auch
von de«

E die entsprechenden Ausführungen in dem Bericht
te Herrn Freiherrn von Göler vorlese , der den Bericht

ifiprafliu
das damalige Einschätzungsgesetz in der Ersten

s^ s-bast erstattet hat . Er sagt auf Seite 8 des be-
ofrfmmf!

"?^ den Berichtes . „ Davon abgesehen , daß , wie oben

,urch "ü ^ !ührt wurde, das Prinzip der Einschätzung nach
v „^ rr i^etten schon im Regierungsentwurfe nur noch
r

l . v- ? den landwirtschaftlichen Grundstücken und den Ge-

t witi- gewahrt blieb , wird es auch für diese durch zwei
Cn

föniv
^ wertvolle Verbesserungen , welche von der Zweiten
Amer vorgenommen wurden , durchbrochen und dem

ie
sm'iift ^ ??steuersystem näher gebracht . Nach § 15 Abs. 3

w • Ha ? "dmlich die Schätzung der Grundstücke nicht nur auf
üv -

^
iin ^ ^ durchschnittlicher Kaufpreise, sondern auch unter
Ä Züchtigung „der üblichen Pachtpreise, der Lage

- r* y Ertragsfähigkeit der Grundstücke und überhaupt
^ ^ ^ ^ enigen Umstände, welche geeignete Anhalts -
Eichen Aktx für bsx Feststellung des laufenden Wertes
st mE " Mieten im Stande sind "

, erfolgen. Und dem ent¬
ere nrchend sollen auch bei Schätzung der Gebäude nach

größer* ; 44 Us . 4 bie üblichen Mietzinse und dergl. berück-
m zuw» ?uzt werden . Dieser. Verbesserung ist eine umso
:

. ^
o^ re Bedeutung beizulegen, als die im Gesetz vor-

üigt em Mgenen Normaljahre 1895 —1899 zur Bestimmung
eren M Kaufwerte für einen Teil des landwirtschaftlichen
eren Z^ sEesitzes einen sehr ungünstigen Zeitabschnitt bilden ;
>ie ^ °°ch: obwohl die Reinerträge in den. letzten 30 Jahren
cden - fielen , die Kaufpreise von Jahr zu Jahr beträcht-
Mann f Wegen . " Das waren die Motive der Änderungen ,
der K>>̂ Mit Absatz 3 des § 37 jener Regierungsvorlage
ttnmi ^

” tQ 3t worden sind .
ckew ^ Jj “? bezieht sich der Absatz 3 des § 37 zunächst

für “7 nur auf die sog . klassifizierten Grundstücke ,
gieruE ^ " alfo auf die Grundstücke , die nicht individuell wie
erung^ ^ stupiü^ geschätzt werden. Aber der § 37 fügt dann
kaufP-L Schatz 4 h^ ter dem Absatz 3 bei : „ In ähnlicher
gende ^ ^ wird der laufende Wert der übrigen nicht in
vielE >>en einzuteilenden Grundstücke für jedes einzelne

1, daß, * jj eu,en durch Schätzung ermittelt " . An diesem Absatz 4,
- «takf ein ähnliches Verfahren vorschreibt , ist im
eben ^ b

®IQS von 1900 nichts geändert worden, aber dre
99 . « ub, 8 ' die nach dem oben Gesagten der Absatz 3
,'tgebab̂ » fand nach der Vorschrift des Absatz 4 auch

zlbsa «
^ noung auf die individuell zu schätzenden nicht

überbauten Grundstücke . Und um eine vollständige
Gleichartigkeit der Schätzung herbeizuführen, haben
die Kommission und der Landtag vom Jahre 1900
dann auch in den Abschnitt des Gesetzes vom 9 . August
1900 über die Schätzung der Gebäude in den § 51 eine
analoge Bestimmung eingefügt, wie sie in dem § 37
bezüglich der nicht überbauten klassifizierten und nicht
klassifizierten Grundstücke eingeführt worden war , sodaß
also als allgemeine Regel aufgestellt wurde sowohl für
die Schätzung der individuell zu behandelnden , nicht
überbauten Grundstücke , wie auch für das überbaute
Terrain , daß für die steuerliche Wertfestsetzung der
laufende Wert des Grundstückes maßgebend sein soll,
und daß die Bewertung erfolgen soll nach freier Schätzung,
nicht gebunden an irgend ein einzelnes Moment , daß
aber bei der Schätzung der Grundstücke neben den
Kaufpreisen auch die Mietzinse, die Pachtzinse, die
Feuerversicherungsanschläge, die Ertragsfähigkeit , die
Lage des Grundstücks und überhaupt jeder Umstand
berücksichtigt werden solle, der geeignet sein könnte,
ein Moment für die richtige Bewertung des Grund¬
stücks ju bieten.

Nun bin ich der Meinung , schon aus dem Begriff
des laufenden Wertes folgt, daß, wenn in irgend einem
gröberen Gewann eine einzelne Parzelle um einen
bestimmten Preis , der vielleicht recht hoch ist, verkauft
worden ist, man dann nicht diesen Preis einfach
mechanisch und schablonenhaft als für alle übrigen
Grundstücke , die in dieser Umgebung, in diesem Gewann ,
in diesem Komplex liegen, maßgebend bezeichnen kann.
Was ist denn der laufende Wert eines Grundstücks?
Das ist nichts anderes und kann nichts anderes sein
als der Wert , um den ich ein Grundstück an den
Mann bringen kann, vorausgesetzt , daß ich mich mit
der Sorgfalt und Umsicht eines donus pater familias ,
eines rechten Geschäftsmanns und Haushälters bemühe,
dieses mein Grundstück abzusetzen (Sehr richtig ! im
Zentrum ). Es ist durchaus verfehlt, daß, wenn an
einer besonders günstigen Ecke eines Komplexes viel¬
leicht ein Grundstück um einen hohen Preis verkauft
worden ist, oder unter besonders günstigen Umständen,
weil gerade momentan ein Drang nach dieser Stelle
hin bestand, hohe Preise erzielt worden sind , man dann
einfach den ganzen Komplex von IO oder 20 oder
30 Hektar nach dem Kaufpreis dieser tausend Quadrat¬
meter schablonenhaft und mechanisch bewertet und ein¬
geschätzt. Das aber — und da muß der Großh . Re¬
gierung ein gewisser Vorwurf wohl gemacht werden —
scheint da und dort nach den Mitteilungen , die mir
geworden sind , der Fall gewesen zu sein (Sehr richtig !
im Zentrum ) , und es ist merkwürdig , daß man ,
obwohl das Gesetz vom Jahre 1906 über die Ver¬
mögenssteuer die Möglichkeit einer Berichtigung unter¬
laufener Fehler eröffnet hat — wiederum durch einen
Antrag , den ich gestellt habe — , von dieser Befugnis ,
soweit ich unterrichtet bin, wenig oder gar keinen
Gebrauch gemacht hat , sondern daß man vielfach die
Beschwerden abgewiesen hat unter Auslegung des Ge¬
setzes in einer Art und Weise , die ich nicht für richtig
halte . Deswegen möchte ich Sie bitten , daß Sie den
Antrag , den wir gestellt haben, schlankweg empfehlend
der Großh . Regierung überweisen , da dieser Antrag
will, daß das Gesetz so ausgelegt und gehandhabt werde,
wie sein Wortlaut sagt und wie die Intention des
Gesetzgebers war , der die betreffenden Bestimmungen
im Jahre 1900 geschaffen hat .

Ich höre nun und habe auch in dem Bericht des
Herrn Abg . Dr . Frank gelesen , daß von seiten doS
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Herrn Regierungsvertretörsinder Kommission eine ändere
Auffassung als die , die ich eben als richtig dargelegt
habe , geltend gemacht worden ist . Ich kann aber nur
erklären : Nach der Geschichte der Entstehung der ein¬
schlägigen gesetzlichen Bestimmungen kann meines Erach¬
tens niemand darüber im Zweifel sein , daß die Auf¬
fassung, die ich eben hier vertreten habe, die allein rich¬
tige ist. Und auf Grund der Bestimmungen des Ge¬
setzes vom Jahre l900 sind die Schätzungen gemacht
worden, nicht auf Grund von Bestimmungen , die das
Vermögenssteuergesetz vom Jahre 1906 enthält . Das
Gesetz vom Jahre 1906 hat nur noch Bestimmungen
getroffen einmal darüber , wie Fehler zu berichtigen sind ,
die bei der Schätzung auf Grund des Gesetzes vom Jahre
1900 etwa infolge rechtlicher Versehen unterlaufen sein
konnten, und weiter von Fehlern , die durch unzutreffende
Schätzung entstanden waren , falls die Fehler mehr als
10 Proz . der bestehenden Schätzung betragen , sowie
endlich von solchen unzutreffenden Schätzungen, die seit
der Schätzung auf Grund des Gesetzes von 1900 dadurch
eingetreten sind , daß eine Liegenschaft inzwischen eine
andere Qualität bekommen hatte , also z . B. aus Wald
Ackerfeld oder aus Ackerfeld Wald oder aus einem un-
überbauten Grundstück ein überbautes geworden war .
Aber eine Änderung der Grundsätze in Bezug auf die
Bewertung der Liegenschaften ist im Gesetz vom Jahre
1906 im Vergleich zu dem von 1900 nicht herbeigeführt
worden . Kein Mensch , weder in der Ersten Kammer
noch in der Zweiten Kammer , hatte nach meinem Wissen
auch nur eine Ahnung davon , daß etwa die Großh .
Regierung an dem , was im Jahre 1900 in all¬
seitigem Einverständnis in Bezug auf die Methode
und die Grundsätze der Schätzung eingeführt worden
war, nun in dem Vermögenssteuergesetz von 1906 wieder
Änderungen vornehmen wolle . Das war ja auch gar
nicht möglich , denn von 1000 Grundstücken wurden 999
einfach mit den Werten in die Vermögenssteuerkataster
eingestellt, die sie auf Grund der Schätzung des Gesetzes
vom Jahre 1900 hatten, und nur in Bezug auf die
ganz vereinzelten Grundstücke , bei denen Änderungen
eingetreten waren oder Jrrtümer sich herausgestellt
hatten, konnten die Korrekturbestimmungen des Gesetzes
vom Jahre 1906 in Betracht konnnen . Wollte man
dieses Gesetz vom Jahre l906 anders auslegen als die
Bestimmungen des Jahres 1900 , dann käme man zu
dem wunderbaren und von keinem Gesichtspunkt aus
zu rechtfertigenden Fall , daß mau Werte von 999 von
1000 Grundstücken nach dem alten Gesetz und allenfalls
von 1 Grundstück nach dem neuen Gesetz in die Kataster
eingestellt hätte . Das kann unmöglich richtig sein.
Deswegen möchte ich Sie bitten , unseren Antrag unein¬
geschränkt empfehlend zu überweisen und ihm nicht
die Beschränkung beizufügen , die die Kommission
beschlossen hat, nach meiner Meinung auf Grund einer
nicht richtigen Ausführung des Herrn Negierungsver¬
treters.

Soviel zu unserem Antrag . Nun will ich gleich noch
beifügen : Ich lege unserem Antrag materiell eine recht
erhebliche Tragweite bei und glaube deshalb, es wäre
vielleicht gar nicht unzweckmäßig , wenn man , bevor man
an eine Änderung der steuerrechtlichen Bestimmungen
der Gemeinde- und Städteordnung herantritt, erst ein¬
mal den Erfolg dieser Richtigstellung der Schätzungen

«abwarten würde , weil man dann mit konkreten Zahlen
rechnen könnte. Aber ich will nicht soweit gehen , einen
solchen Antrag zu stellen , und deswegen wird es not¬
wendig sein, daß ich mich auch über diejenigen Punkte
der Regierungsvorlage noch ausspreche , welche die Ände¬

rung der steuerrechtlichen Bestimmungen der ®emeü , tu? ft
ordnung betreffen. Und da steht nun zunächstichug
Vordergründe der Diskussion die Frage des SW Leisen ,
abzugs .

ier Ge
hat dl

Der Schuldenabzug ist im Jahre 1906 eich M ei
kann ich sagen , vom Landtag abgelehnt worden, , s«chnun
der reiflichsten Überlegung auf Grund der Erfahnq Msthei
und der Rechtsanschauungen von solchen Männern, ix Staat ,
man die größte Kenntnis und Urteilsfähigkeit in Mug >
meindeangelegenheiten beimessen kann . Meine politij rMarn
Freunde stehen — vielleicht mit der einen oder and« >kntiast
Ausnahme — nach wie vor auf dem Standpunkte, ! 'Fehler
wir den Schuldenabzug entschieden ablehnen. Wirlch >felaften
ihn ab — ich brauche das ja nicht des näheres > die viel
zuführen , denn das ist schon vielfach geschehen —,1 ietreffe
wir der Meinung sind , daß der Schuldenabzug zug au
Korrelat zur Vermögenssteuer ist , daß man Schl M dl
nur vom Vermögen abziehen kann , und daß der Ii eien b
denabzug zu Schwierigkeiten aller Art und zu lb schjtzun
kömmlichkeiten führt, wenn man ihn auf eine Ä Anlaß
steuer anwenden will . Das aber, was wir in uns darauf
Gemeinden haben , die Besteuerung der Liegenschs geschlag
des gewerblichen Betriebsvermögens , der KapA bisher
sind Objektsteuern nach ihrem ganzen Charakter, herangk
deswegen schon muß man es grundsätzlich ablehneu , beschloß
Schuldenabzug zuzulassen. Es würde dieser Schl! dadurch
abzug aber namentlich da , wo es sich um Ausvi der gfe
handelt , in der Durchführung zu großen technü tnir eir
Schwierigkeiten führen , die ich hier im einzelnen ' in fett
entwickeln will . Sodann besteht die große Gefahr , ^ Da tru
wenn man den Schuldenabzug auch in der Gen« eiten E
besteuerung zuläßt, dann die Leute , die jetzt noch '' berstm
denfreie Liegenschaften haben , diese sofort bis zu und de
Grade mit Hypotheken belasten , bis zu welche « tonnte
Schuldenabzug zugelassen wird (Sehr richtig ! int : beraug!
trum). Unter diesen Umständen aber würde ein g> Ä06, ;
Teil des liegenschaftlichen Steuervermögens , der schen
für die Gemeinde verwertet werden kann, # ' ftnög
der Gemeinde verflüchtigen, und er würde sich

" rrden
bloß aus der Gemeinde verflüchtigen, sondern er » >wz. fc
bei der Kleinheit und der eigenartigen Gestalt rt 12
Landes sich sehr vielfach auch aus ' dem Lande . $ tynta:
verflüchtigen (Sehr richtig ! im Zentrum) , und - °er $c
deshalb nicht bloß einen Ausfall bei der GeB «psta
besteuerung bewirken, sondern auch einen Ausst! Venn
der Staatsbesteuerung herbeiführen . Es würde bd K,
Einführung des Schuldenabzuges die Stetigkeit is»k- trat
Steuerkapitalien wegfallen , deren wir uns in Fl
meinde erfreuen konnten, und es würde dadurch dieMs«str
Steuerverwaltung der Gemeinde in einen schwankte §
Zustand hineingebracht werden, den wir nicht
können. Wenn aber die Eigentümer von Lieget
sich darüber beschweren , daß sie keineswegs besonde^
teile von dem hätten, was seitens der Gemeinde!

tung zur Hebung des städtischen Gemeinwesens8*
und daß cs deswegen nicht gerechtfertigt sei, das

"

schaftliche Vermögen in seinem ganzen Werte zu^
höheren Steuersuße heranzuziehen wie das $
mögen, so ist auch diese Ausführung unrichtig
niemand kann bestreiten , daß die Wertsteiger ^
durch Verbesserung des Gemeinwesens, durchs
wachs an Bevölkerung usw . entsteht , dem
zukommt ohne Rücksicht darauf , ob der nw"

Eigentümer dieses Grundstücks verschuldet od^
verschuldet ist . Die Vorteile , die aus der
Verwaltung für die Grundstücke erwachsen , ^er
ohne Unterschied , ob die Grundstücke belast"^

nicht belastet sind . Auch von diesem Gesi»
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werden wir daran festhalten , den Schulden -
abzulehnen , und wir müssen darauf hin -

Schul̂ Imsen , daß die Leistungsfähigkeit der Einsassen
dn Gemeinde ihre genügende ausgleichende Wirkung
hat dadurch , daß vor allem die Einkommensteuer

6 eich ch ein wesentlicher Faktor in der Gemeinde -
orden, , « chnung erscheint . Wenn wir uns im deutschen Reiche
irfahniq « sehen , so finden wir denn auch meines Wissens keinen
nein, d« Staat , in dem einer Objektsteuer gegenüber ein Schulden -
keit in abzug gestattet ist . Endlich aber muß doch auch davor
e politij gewarnt werden , daß wir in unserem Eifer für die
der ach -kntlastung der Grundstückseigentümer nicht in den
wunkte .1 . Fehler verfallen , daß wir nun die andern über Gebühr
Wir lei -ielasten , und daß wir dort Beschwerden Hervorrufen ,

»Heren : die vielleicht eine noch breitere Schicht von Personen
en —, ! betreffen als die jetzt vorhandenen Beschwerden in Be -
nabzuz zug auf die Belastung der Liegenschaften (Zustimmung ),
n SA Und da muß ich doch darauf Hinweisen , daß wir ja
1 bet 8 eben beantragen , daß diejenigen Härten in der Ein -
d zu U schätzung der Liegenschaften , die zu den Beschwerden
fine Ä Unlaß gegeben haben , beseitigt werden sollen . Ich darf

in uni darauf Hinweisen , daß in der Regierungsvorlage vor -
egensch» geschlagen ist, daß das Kapitalvermög en statt wie

Kapit- bisher bis zu 10 Pf . in Zukunft bis zu 12 Pf .
arafter, herangezogen werden soll, während die Kommission
blehm ». beschlossen hat , sogar bis zu 16 Pf . zu gehen ,
er Sch»! wodurch eine ganz erhebliche Entlastung gerade auch
i Au?« der Liegenschaften herbeigeführt werden wird . Ich habe
i techm! wir eine Zusammenstellung gemacht , wie sich die Dinge
rzelnen > in den Städten der Städteordnung gestalten würden .
Gefahr , Di trug im Jahre 1907 , also in dem letzten Jahre der
r Gen« allen Gesetzgebung, das Kapital im Durchschnitt 9,9 Proz .
4 noch ' «er Umlage, die überhaupt von dem Gesamtsteuerkapital
bis P ' ‘ '

welchem
ig ! im
ie ein
ns , der
,n , sich!
de sich

"

ern er

vid der Einkommensteuer aufzubringen waren . Damals
Minie das Kapitalvermögen nur mit 8,8 Pf . von 100 M .

«gezogen werden . Nach dem Gesetze vom Jahre
'K, das im Jahre 1908 zum ersten Male zur prak -
en Anwendung gekommen ist , konnte das Kapital -
nögen bis zu 10 Pf . von 100 M . herangezogen
den , und darnach ist das Kapitalvermögen .mit 11,5
'ö- der Umlage belastet . Nach der Regierungsvorlage ,

fitalt Ä « 12 Pf . in Aussicht nimmt , würde die Belastung des
ande «chitals 13,8 Proz . betragen , und nach den Beschlüssen

und » kr Kommission , die bis zu 16 Pf. geht , würde das
rr GeB ^ püalvermögen mit 18,4 Proz . belastet . Es würde also ,

Ausi»' »enn die Beschlüsse der Kommission Gesetz würden ,
oürde W Kapital mit 8,5 Proz . mehr belastet werden , als
ligkeit . nach der alten Gesetzgebung noch im Jahre 1907
s rn Fall war . Daneben wäre die Entwicklung der
urch diei Ostung der übrigen Steuerkapitalien folgende:
schwa »" 7- Liegenschaften waren im Jahre 1907 nach der

licht w»Enen Katastrierung mit 31 Proz . des gesamten Um *
belastet ; im Jahre 1908 , dem ersten Jahre

neuen Gesetzgebung , mit 38 Proz . ; nach den Re -
"lgsvorlage (mit 12 Pfg . von 100 M . Kapital )

sie noch mit 37 Proz . belastet , nach den Kom -
nwnsbeschlüssen (mit 16 Pfg .) aber nur noch mit

Von der alten Gesetzgebung zur neuen Ge¬
rbung wäre also bei den Liegenschaften eine Stei -
ng der Belastung um 4 Proz . eingetreten , beim
wl aber eine Steigerung von 8,5 Proz . Nun ist

^ch die Gesetzgebung des Jahres 1906 nicht ge-
werden, um das Kapital weiter zu belasten ,

n um die Liegenschaften , die gerade in den
en und deren Umgebung durch Zuzug und Ver -
«8 der Bevölkerung im Laufe der Zeit eine ge-

. Wertsteigerung erfahren hatten , mit ihren
gewordenen Werten zur Steuer heranzuziehen ,
wir aber die Beschlüsse der Kommission annehmen
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würden , wären die Gepritschten in der Tat die Kapital¬
besitzer, und

.
es würde auf das liegenschaftliche Ver -

mögen nur ein verhältnismäßig kleiner Teil der Mehr¬
belastung fallen . Dabei kommt in Betracht , daß das
Gewerbe doch gerade auch in den Städten eingesessen
ist , in denen die liegenschaftlichen Werte eine besondere
Steigerung erfahren haben , und daß das gewerbliche
Betriebskapital durch die Reform der Steuern eine ganz
bedeutende Entlastung erfahren hat , wodurch die Mehr¬
belastung der Liegenschaften vielfach wieder ausgeglichen
worden ist . Im Jahre 1907 — im letzten Jahre der
alten Gesetzgebung — war das gewerbliche Vermögen
mit 28,8 Proz . des gesamten Umlagebedarfes , im Jahre
1908 — dem ersten Jahre der neuen Gesetzgebung —
nur noch mit 20,9 Proz . desselben belastet ; nach dem
Entwurf (mit 12 Pf . bei der Kapitalsteuer ) würde es
nur noch mit 20,4 Proz . und nach den Kommissions¬
beschlüssen (mit 16 Pfg .) nur noch mit 19,4 Proz . be¬
lastet sein ; es würde also das gewerbliche Vermögen
vom Jahre 1907 an bis zum Jahre 1910 um nicht
weniger als 9 , 4 Proz ., also um erheblich mehr als noch
einmal soviel entlastet werden , als die Mehrbelastung
des Grundbesitzes in den großen Städten ausmacht .

Eine derartige Gesetzgebung zu machen , muß ent¬
schieden Bedenken erregen , und wir haben uns des »
wegen erlaubt , in bezug auf die Festsetzung des Steuer -
fußes für das Kapitalvermögen einen Antrag einzu¬
bringen , der wenigstens die Grenze von 15 Pfg . festhält
und der außerdem noch eine Beschränkung beifügt , die
meines Erachtens , wenn nicht eine ungebührliche Be¬
lastung des Kapitalvermögens eintreten soll, notwendig
ist . Jetzt ist in § 93 G .O . und St .O . bestimmt , daß ,
wenn es sich um die Ausschlagung des Umlagefußes handelt ,
das Kapital nur mit 50 Proz . seines Betrages in die
Rechnung einzustellen ist. Nun soll weiter bestimmt
werden , daß das Kapitalvermögen keinesfalls höher als
mit 12 Pfg ., wie die Regierung will , oder mit 16 Pfg .
von hundert Mark Steuerkapital , wie die Kommission
will , belastet werden darf . Danach aber bestände die
Möglichkeit , daß in den Gemeinden für das liegen¬
schaftliche und gewerbliche Vermögen 20 Pfg . von
100 M . festgesetzt würde , während das Kapitalvermögen
mit 16 Pfg . herangezogen werden könnte . Das darf
keinesfalls geschehen, sondern es muß meines Erachtens
der betreffenden Bestimmung der Gemeindeordnung
noch beigefügt werden , daß der Steuerfuß für das
Kapital keinesfalls mehr als die Hälfte desjenigen
Steuerfußes betragen darf , der in der betreffenden
Gemeinde auf das liegenschaftliche Vermögen ange¬
wendet wird . In den großen Städten , die ja Haupt -
sächlich in Betracht kommen , wird diese letztere Be¬
schränkung allerdings kaum eine entscheidende Bedeutung
haben , weil diese Städte , wenn man davon ausgeht ,
daß das Kapital 12 Pfg . zu tragen habe , im übrigen
Steuerfüße haben , die über das Doppelte dieses Be¬
trages hinausgehen . Aber es gibt doch auch Gemeinden ,
die unter 24 Pfg . heruntergehen ; und wenn dann hkßr
ein Steuerfuß bis zu 12 oder gar bis zu 16 Pfg . zu -
gelassen wäre , würde das dann in Gemeinden , die ,
sagen wir einmal , 24 , 20 oder gar nur 18 Pfg . Umlage
für das übrige Vermögen erheben , eine Belastung des
Kapitalvermögens zulassen , die meines Erachtens auch nach
den Intentionen der Regierungsvorlage nicht gewollt ist .

Man darf bei der Frage , wie weit man mit der Be¬
lastung des Kapitalvermögens gehen wolle , auch nicht
außer Acht lassen, daß ein großer Teil der steuerlichen
Mehrbelastung , der bezüglich der Grundstücke infolge der
Gesetzgebung von 1906 eingetreten ist, bereits auf die
Mieter abgeschoben ist. In dem Bericht der Kommission
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habe ich gelesen , daß von einem Mitglied bezüglich der

Stadt Mannheim ausgeführt wurde, daß dort die Ab¬

schiebung schon vollzogen sei, und zwar so gründlich,

daß nicht bloß die steuerliche Mehrbelastung , die auf

Grund der badischen Steuerreform erwuchs , abgeschoben
würde, sondern auch gleich andere Mehrbelastungen ,
die sich sonst ergeben haben . Mir ist schon

auf dem letzten Landtag von einem Herrn ein sehr

drastischer Fall erzählt worden . Es sei ein Mann zu

ihm gekommen und habe ihm gesagt: Verehrtester

Herr , ich habe meine Mieter jetzt um so und so viel

gesteigert: ich weiß aber nicht , wieviel die neue Steuer¬

erhöhung ausmacht , bin ich in der Steigerung weit

genug gegangen ? (Heiterkeit) . Der betreffende Herr

hat mir weiter gesagt, er habe dann wegen der Steuer

nachgesehen und dem Frager die tröstliche Versicherung

geben können : Du hast die Mietsteigerung gründlich

besorgt, gehe getrost nach Hause (Lebhafte Heiterkeit).

So ist die Sache auch in anderen Städten mehr oder

weniger gegangen, und das dürfen wir doch nicht außer

Acht lassen , sonst kommen wir dazu, daß wir fortgesetzt

vom Grundbesitz ab- und auf andere Schichten der

Bevölkerung hinschieben , die in vielen Fällen nicht in

der Lage ist, ihrerseits die neue Belastung wieder abzu-

schiehen. Wir belasten mit der Entlastung der Liegen¬

schaften namentlich auch das Einkommen , also vor

allem die Arbeiter , die nicht selber im Besitz

eines Grundstückes sind ; wir belasten die Be¬

amten , die keine Liegenschaften besitzen , wir

belasten die Gewerbetreibenden , die ihren Gewerbe¬

betrieb in fremden Gebäuden ausüben , insbe¬

sondere also auch die Kaufleute , die ihre fremden Ge¬

schäftsräume in Läden haben und dort verkaufen. Und

wenn wir mit der Entlastung der Liegenschaften zuweit

gehen, so richten wir , glaube ich , Schäden an , die leicht

schlimmer sein werden als diejenigen , die wir jetzt be¬

seitigen wollen und die sich im wesentlichen nur aus ge¬

wissen ungünstigen Zeitmomenten ergeben haben.

Ich möchte auch darauf Hinweisen , daß wir , wenn wir

das Kapital zu sehr belasten, gerade diejenigen Leute,

deren Vermögen in starkem Kapitalbesitz besteht , leicht

austreiben , denn die Herren lassen sich eine allzustarke

Inanspruchnahme nicht gefallen. - Das erste , wenn so ein

reicher Mann an einen Ort ziehen will, ist, daß er sich

erkundigt : Wie ist es mit der Steuer ? Und wenn ihm

diese zu hoch ist , so kann er , der sein Vermögen in seinem

Geldbeutel beisammen hat , in jede andere Stadt wan¬

dern . Dies , glaube ich , sollten wir doch auch im Auge

behalten .
Nun hat die Großh . Regierung in ihrer Vorlage , um

dem Schuldenabzug zu entgehen, eine mechanische Ab¬

hilfe vorgeschlagen. Sie hat vorgeschlagen , die Städte

sollten beschließen können, daß an dem liegenschaftlichen

Vermögen für die Umlegung der Steuer 25 Prozent

abgeührieben werden . Ich erkläre , daß ich gegen eine

derartige rein mechanische Behandlung keine grundsätz¬

lichen Bedenken habe, weil sie eben eine rein mechanische

Behandlung ist ; aber schön ist diese Behandlung nicht ,

eben weil sie mechanisch und schablonenhaft ist, und ich

glaube, wir brauchen sie auch nach dem, was im übrigen

geschehen soll , nicht mehr . Wenn aber eine Bestimmung

ähnlichen Inhalts , wie sie von der Regierung vorgeschla¬

gen ist, « in das Gesetz hineingebracht werden sollte , dann

würde ich es mindestens für notwendig halten , daß man

erstens nicht strikte sagt , die Gemeinden können 25

Prozent abschreiben , sondern daß man mindestens einen

Spielraum lassen müßte in der Weise , daß man sagt :

Sie können bis zu 25 Prozent abschreiben ; und zweitens

müßte man das Recht , diese Abschreibung vorzunehmen,

jedenfalls beschränken , ich will sagen, auf die Städte der

Städteordnung oder meinetwegen auch auf die Städte

mit mehr als 10 000 Einwohnern und auf diejenigen Ge¬

meinden, deren Gemarkungen unmittelbar an die Ge¬

markung solcher großen Städte anstoßen. Ich müßte

mich aber mit aller Entschiedenheit dagegen wehren , daß

man diesen Zankapfel in alle Gemeinden des Landes ,

auch in die kleineren Gemeinen hineinwerfen will (Sehr

richtig ! im Zentrum ) . Das wäre eine ganz bedenkliche

Sache, und sie ist meines Erachtens nicht notwendig, da

in den kleineren Gemeinden Beschwerden über die Ein¬

schätzung der Liegenschaften nicht oder nur ganz ver¬

einzelt hervorgetreten sind .
Was die Erhöhung der Besteuerung des Kapital¬

vermögens anbelangt , so habe ich mich darüber

schon ausgesprochen; ich brauche dem weiter nichts hin¬

zuzufügen. Nur eine Bemerkung will ich noch machen

bezüglich der Erhöhung der Besteuerung , die das Ein¬

kommen der Beamten aus Dienstbezügen er-

fahren kann . Da wird die Grenze von 2.50 M . auf 3 M.

hinaufgerückt. Das ist meiner Meinung nach keine allzu

gefährliche Sache, insoweit als es sich um die größeren
Städte handelt . Sie wird bezüglich der größeren Ge¬

meinden bei den niederen Umlagefüßen , die dort in Gel¬

tung sind , kaum eine Bedeutung haben. Aber in den

kleineren Gemeinden, wo Umlagefüße von 50, 60 , 80,

100 Pfennig bestehen , kommt man , wenn man die Multi¬

plikation des Steuerfußes mit 6 anwendet , über Ein-

kommensteuerfüße von 2.60 M . , die bisher die Grenze

bildeten , hinaus , und ob es wünschenswert ist , daß man

gerade den Beamten in diesen kleineren Gemeinden, die

vielfach ohnedies schon aus den kleineren Orten sort-

drängen , dadurch noch einen Neuen Grund zur Unzufrie¬

denheit geben soll , während die Sache gerade da, wo

sie wirken soll , kaum von einer praktischen Bedeutung

ist , das scheint mir doch zweifelhaft zu sein.
Damit will ich meine Ausführungen abschließen , in¬

dem ich wiederhole, was ich schon gesagt habe, daß wir

uns weiteres für die Spezialberatung Vorbehalten (Leb¬

hafter Beifall im Zentrum ) .

Hierauf wird der Eingang folgender Anträge

angezeigt :
1 . der Abgg. vr . Koch (natl .), Süßkind (Soz .), Hr-

Heimburger (fortschr . Vp .) und Genossen:

„ Die Unterzeichneten beantragen , Absatz 3 des 8 ^

der Städteordnung zu streichen ."

2 . der Abgg. Or . Heimburger (fortschr . Vp.) und

Genossen :
Wir beantragen , dem § 11 der Gemeindeordnung

folgende Fassung zu geben : „Der Bürgermeister und d«

Gemeinderäte werden von den Bürgern und wah«'

berechtigten Einwohnern gewählt . "

Es erhalten weiter das Wort

Ministerialrat Schellenberg : Ich muß wir

einige Bemerkungen zu dem Anträge der Her^
Abgg. Zehnter und Genossen gestatten , soweit er D

auf die Einschätzung der Grundstücke, namentlich in der

Nähe der größeren Städte , bezieht. Ich habe bereits w

der Kommission Gelegenheit gehabt , die Stellungnahwr

der Großh . Regierung zu diesem Antrag näher darzU
'

legen und habe dabei erklärt , daß die Regierung es n««r

anerkennen könne , daß bei der Schätzung grundsätzb^
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Jebler unterlaufen feien , dagegen fei es möglich und
« und dort wohl auch vorgekommen , daß Schätzungsfeh -
Ier unterlaufen seien . Ich habe dann weiter erklärt , daß
iie Regierung mit dem Antrag einverstanden ist , und
pat in dem Sinne , wie ihn die Kommission beschlos-
jen hat. Endlich ist in Aussicht gestellt worden , daß die
iegterung nachprüfen lassen werde , inwieweit bei den
Schätzungen Fehler unterlaufen sind , und daß sie über -
al da, wo sich solche Fehler tatsächlich Herausstellen , eine
entsprechende Berichtigung im Rahmen des Gesetzes ein *
treten lassen werde . Ich kann diese Erklärung heute
mir wiederholen , und es erübrigt mir nur noch, zu den
liissührungen , die der Herr Abg . Zehnter heute ge¬

macht hat , einige Bemerkungen zu machen .
Es ftägt sich , was das Gesetz will . Das Gesetz will die

Besteuerung der Grundstücke nach dem lausenden Wert ,
dis heißt nach dem Wert , den das Grundstück für jeden
üesttzer im freien Verkehr hat . Das Gesetz spricht dann
teilet davon , auf welche Weise dieser lausende Wert er -
mittelt werden soll. Es sagt , er soll durch Schätzung er¬
mittelt werden unter Berücksichtigung aller derjenigen
Momente , die geeignet sind, einen Anhaltspunkt für die
Wellung des laufenden Werts zu geben , beispiels -
teise die Kaufpreise , die Pachtzinse , die Ertragssähig -
fät , die Lage der Grundstücke nsw . Daraus geht mei¬
nes Erachtens hervor , daß nur solche Momente berück-
ichtigt werden dürfen , welche einen Anhaltspunkt für
sie Tchätznng des lausenden Wertes geben können . Es
>»d also nicht schlechthin Kaufpreise , Ertragsfähigkeit ,
^ gcusw. zu berücksichtigen, sondern diese Momente kom¬
men nur insoweit in Betracht , als sie einen Anhaltspunkt
fti den laufenden Wert zu geben geeignet sind .' Es müssen
Eo diejenigen Umstände , die keine Anhaltspunkte für die
Feststellung geben , bei dessen Feststellung ausscheiden .
beispielsweise können also die Kaufpreise nicht benützt
Werden , wenn seststeht, daß sie nicht normal sind , und
Mi sic infolgedessen den laufenden Wert übersteigen ,
andererseits aber muß auch der Ertragswert oder der
Richtwert bei der Steuerwertsfestsetzung ausscheiden ,
?sun seststeht , daß er den lausenden Wert nicht darstellt .

'
*lc Antragsteller sind dagegen , wie es scheint , der Mei -

daß alle diese Momente nebeneinander berücksich -
"0t werden sollen in der Weise , daß man , wenn man den
^ rkehrswert z . B . nach den Kaufpreisen bestimmt hat ,« neben noch den Ertragswert zu bilden und dann den
^ -cukrwert herunter zu setzen hat , weil der Ertragswert
Adriger ist . Das kann doch nicht der Sinn des Gesetzes

In
. (Abg. Dr . Zehnter : Freie Schätzung nach dem

^ stiden Wert !) . Wenn das nicht so gemeint ist , dann
I/Et ja Übereinstimmung Ich wollte mich nur dage -

^ aussprechen , daß es nicht zulässig ist, den Verkehrs -
i. wenn er aus Grund von Kaufpreisen richtig fest-

"ellt ist, deswegen herunter zu setzen , weil der Ertrags -
niedriger ist . Das wird aber vielfach verlangt , und

Und vielfach auch in der Richtung unrichtige Meinun -
. ausgetreten. Es würde auch zu ganz eigenartigen

SMmiffen führen , wenn man auf diese Weise verfahren
» ,

- Darnach müßte z . B . der Stenarwert eines
Satzes , der einen sehr hohen Verkehrswert hat ,

^ ..deswegen ermäßigt werden , weil auf diesem
j* die Landwirtschaft betrieben wird usw . Das

E ^ nsalls ausgeschlossen . Dagegen glaube ich , wie

^ ercils in der Kommission erwähnt habe , daß in der
®enn auch nicht allgemein , so doch da und dort

^ ^ ungsfxhfxx unterlaufen sind , indem von den Kom -
Un^ ötm den Steuerkommissären und Schät¬

zten entweder Kaufpreise benützt worden sind.

obwohl solche nicht in genügender Zahl vorhanden waren ,
oder daß anormale , d . i . aus Spekulationskäusen u .
dergl . herrührende Kaufpreise zu Grunde gelegt worden
sind . Derartige Unrichtigkeiten mögen vorgekommen
sein . Es ist das auch erklärlich und entschuldbar , wenn
man berücksichtigt , daß es außerordentlich schwierig ist,
gerade in der Nähe der größeren Städte den richtigen
laufenden Wert zu ermitteln , und daß die Meinungen
über den richtigen Wert eines Grundstücks erheblich aus¬
einandergehen , je nachdem man einen Zweck mit der
Schätzung verfolgt . Ich kann also nur nochmals wieder¬
holen , daß die Regierung gerne bereit ist , da , wo der¬
artige Schätzungsfehler vorgekommen sind, sie abzustellen
und auch eine Nachprüfung in dem Baugebiet der großen
Städte vornehmen zu lassen , soweit allgemeine Klagen
vorgebracht worden sind . Ich glaube , daß auf diese
Weise den berechtigten Beschwerden der Grundbesitzer
Rechnung getragen werden wird , und kann noch bei¬
fügen , daß bereits eine Weisung an die Steuerkommis¬
säre hinausgegangen ist, wonach sie eine Nachprüfung in
den bezeichneten Fällen vorzunehmen und möglichst bald für
eine etwa nötig fallende Berichtigung zu sorgen haben .

Abg . Kolb (Soz .) : Meine Fraktion hat zu der vor¬
liegenden Gesetzgebungsmaterie eine ganze Reihe von
Abänderungsanträgen eingebracht . Ich versage es mir ,
jetzt in der Generaldebatte diese Abänderungsanträge
im einzelnen zu begründen . Ich werde mich lediglich
darauf beschränken , die allgemeinen prinzipiellen Fragen
hier zur Erörterung zu stellen, die für meine Person bei
der Beurteilung der ganzen Gesetzgebungsmaterie aus¬
schlaggebend sind . Ich glaube , annehmen zu dürfen , daß
hier im Hanse Übereinstimmung in der Richtung be¬
steht , daß man allseitig den lebhaften Wunsch hegt , es
möge diese Gesetzgebungsmaterie , für deren Reform seit
Jahren die Kräfte eingesetzt wurden , endlich einmal
einer einigermaßen befriedigenden Lösung entgegenge ,
führt werden .

Wir haben uns in der Kommission Mühe gegeben , bek
der Bearbeitung dieser Materie unsere Grundsätze zur
Geltung zu bringen . Leider ist es uns nicht gelungen ,
darin diejenigen Prinzipien zur Durchführung zu brin¬
gen und eine Mehrheit dafür zu erlangen , auf die wir
den allergrößten Wert legen . Das ganze Gesetzgebungs¬
werk zerfällt ja bekanntlich in drei Abteilungen , von wel¬
chen der erste Teil sich in der Hauptsache mit der Wahl¬
rechtsfrage beschäftigt , der zweite Teil in der Haupt¬
sache mit den Rechten des Bllrgeransschusses und der
dritte Teil mit den Fragen der Gemeindesteuer .

Was nun das Wahlrecht betrifft , so stehen wir ,
das ist ja allgemein bekannt , auf dem Boden der Ein¬
führung des allgemeinen , gleichen, direkten , geheimen
Wahlrechts ohne Unterschied des Geschlechts für alle Der -
tretnngskörper . Wir verlangen demzufolge auch die
Einführung des allgemeinen , gleichen, geheimen und
direkten Wahlrechts aus Grund des Proportionalwahl¬
verfahrens für die Gemeindevertretungen . Der vor¬
liegende Gesetzentwurf trägt dieser unserer Anschauung
keine Rechnung , er hält an der Klassenwahl fest und
bringt nur insofern eine Verbesserung , als er an Stelle
der Zwölstelung die Sechstelung setzt und so eine Milde -
rung der Wirkungen aus der Klasseneinteilung bringt .
Wir haben , nachdem unsere Anträge abgelehnt waren ,
uns damit einverstanden erklärt , umso mehr , als gleich¬
zeitig auch eine weitere Besserung dadurch herbeigeführt
werden soll, daß der Begriff der Selbständigkeit
aus dem Gesetz eliminiert wird , wodurch eine alte Unge -
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rechtigkeit beseitigt werden soll , die darauf hinaus geht,

daß alle ledigen Wähler , die keine 20 M . Staatssteuer

bezahlen, im übrigen aber alle ihre Pflichten als Gemeinde-

bürger erfüllen , nicht zur Wahl zugelafsen waren . Nun

wird von den Gegnern des von uns vorgeschlagenen

Wahlrechts geltend gemacht , daß die Gemeindevertretung
nicht zu vergleichen sei mit dem Reichstag oder Landtag ,

sondern daß in der Gemeindevertretung hauptsächlich
die materiellen und finanziellen Fragen eine Rolle

spielen. Ich gebe zu, daß dieser Einwand seine Berech¬

tigung gehabt hat in der Zeit , als man in Baden da¬

zu übergegangen ist , eine Gemeindeordnung zu schaffen.

Allein heute kann nicht mehr behauptet werden, daß die

Gemeinden sich vorzugsweise mit materiellen und finan¬

ziellen Fragen beschäftigen , und daß infolge davon dann

diejenigen , die hauptsächlichdazu beitragen , die Mittel da¬

für zu liefern , bei der Gewährung des Wahlrechtsbesondere
Berücksichtigung finden müßten . In steigendem Maße

haben die Gemeinden neben den Aufgaben, die sie auf

finanziellem und materiellem Gebiet zu lösen haben,

auch den Aufgaben auf sozialem und kulturel -

lem Gebiet sich widmen müssen , und es unterliegt kei¬

nem Zweifel, daß die Aufgaben , die die Gemeinden ge¬

rade auf diesen Gebieten zu lösen haben, außerordent¬

lich wichtig und in steigendem Maße bedeutungsvoll sind .

Auch der Einwand , daß diejenigen, die die Mittel in der

Hauptsache liefern , ein besonderes Recht deshalb haben

müssen, weil sie viel mehr Steuer bezahlen müssen als

die großen Massen der Gemeindeangehörigen , ist nicht

zutreffend . Wer sind denn die Wähler in der 1 . und

2. Klasse ? Sind das in der Tat diejenigen Leute, die

aus Eigenem die Mittel für die Gemeinde aufbringen ?

Oder sind es nicht zu erheblichem Teil diejenigen, die

zwar Umlagen aufs Rathaus tragen , sie aber nicht selbst

bezahlen, sondern sich bezahlen lassen von anderen,

nämlich von ihren Mietern ? Es wurde in der Kom¬

mission mit Recht darauf abgehoben, daß eine ganze

Reihe von Fällen bekannt ist, wo Leute in der ersten

und zweiten Klasse wählen , denen noch nicht einmal die

Hohlziegel gehören, die auf ihren Häusern sich befin¬

den, die also ein bevorzugtes Wahlrecht haben, obwohl

sie eigentlich ein Vermögen gar nicht besitzen , sondern

nur lediglich scheinbar im Besitz eines Hauses sind, das

sehr stark belastet ist . Diese Leute sind ja natürlich be¬

strebt, die Lasten, die auf dem Hause ruhen , aus die

Mieter abzuwälzen . Der .Herr Abg . Or . Zehnter hat

ganz mit Recht darauf hingewiesen, worauf ich später

noch zurückkommen werde, daß die Lasten, soweit sie

Steuerlasten sind und auf den Häusern ruhen , von den

Hausbesitzern nach Möglichkeit auf die Mieter abgewälzt

werden, wenn auch augenblicklich die Möglichkeit dazu

ihnen etwas beschränkt wird infolge der Krise, die auf

den Hausbesitzern lastet. Es unterliegt auch gar keinem

Zweifel , daß, wenn die Krise wieder vorübergehen wird

und wenn der Hausbesitzer wieder in normalen Zeiten

lebt, er dann wieder bestrebt sein wird , die steuerlichen

Lasten ganz oder, wenn das nicht gelingt , zum großen

Teile aus die Mieter abzuwälzen ; angesichts dieser Tat¬

sache kann es nach meinem Dafürhalten gerechterweisc

nicht zugelafsen werden , daß diese Leute in der Gemeinde

ein größeres Wahlrecht besitzen sollen als diejenigen,

welche nicht in der Lage sind , sich ein Haus zu kaufen,
oder als diejenigen , welche kein Haus haben wollen, ob¬

wohl sie vielleicht die Mittel dazu haben.
Ein anderer Grund , der nicht offen ausgesprochen wird ,

der aber für viele bei der Beurteilung dieser Frage aus¬

schlaggebend ist , das ist der, daß nian eine zu große

Angst hat vor dem Einfluß der unbemittelten Kreise, und

vor allen Dingen vor dem Einfluß der Sozialdemo -

k r a t i e , die ja ihre stärksten Wurzeln in den unteren

Schichten der Bevölkerung hat . Allein die Erfahrungen,
die man mit den sozialdemokratischenMitgliedern in den

Gemeindevertretungen zu sammeln Gelegenheit hatte,

sprechen doch ganz zweifellos nicht dafür , diesen Kreisen das

Wahlrecht zu beschränken . Ich meine sogar , daß dort, wo
'
. die Sozialdemokratie Gelegenheit hat , in die Gemeinde-
’
Verwaltung einzudringen und praktisch mitzuarbeiten , sie

überall glänzende Beweise dafür gebracht hat , daß ihre
Arbeit auf dem Verwaltungsgebiete durchaus positiv und

im Interesse des Gemeinwohls gelegen war , und mehr
wie ein badischer Bürgermeister hat gerade in dieser Be¬

ziehung den Vertretern der Sozialdemokratie sein Lob

ausgesprochen. Aber nicht nur in den Städten , auch

draußen auf dem Lande, wo unsere Partei mehr und mehr

in die Rathäuser eindringt , hat sie in fortschrittlichem
Sinne gewirkt, sie hat dort manchmal dazu beigetragen ,

erhebliche Widerstände, die aus den Kreisen der ländli¬

chen Bevölkerung sich gegen Fortschritte geltend gemacht

haben, zu überwinden , und mancher Oberamtmann kam:

davon ein Lied singen , wie die Sozialdemokratie beige-

- fprungen ist, wenn es sich darum gehandelt hat , einen im

Interesse der Allgemeinheit gelegenen Fortschritt durch¬

zuführen . Ich erinnere nur an die Frage der Errichtung

von Wasserleitungen usw., alles Dinge , die auf dem Lande

zuweilen einen starken Widerspruch gefunden haben;

wenn aber die Sozialdemokratie in die Gemeindeverwal-

tung eingedrungen war , so ist es jeweils schneller auf die¬

sem Gebiete vorwärts gegangen.
Man macht gegen die Forderung des gleichen

Wahlrechts auch geltend, daß die Gefahr eines starken An¬

wachsens der Schulden eine sehr erhebliche in dem

Augenblick sei , wo unbemittelt ? Kreise einen überwie¬

genden Einfluß in der Gemeindevertretung ausüben.

Nun ist gar nicht von vornherein gesagt, daß , wenn das

allgemeine direkte Wahlrecht auf der Grundlage des Pra-

portionalwahlfystems zur Einführung gelangt , dann die

unbemittelten Kreise auch unter allen Umständen einen

überwiegenden Einfluß in der Gemeindevertretung aus -

übcn werden, denn dieses System reguliert ja in der Be¬

ziehung sehr vernünftig die Dinge . Aber selbst dann,

wenn die unbemittelten Kreise einen überwiegenden Ein¬

fluß in der Gemeindevertretung ausüben sollten, so halte

ich die Gefahr eines allzustarken Anwachsens der Schul¬

den durchaus nicht für gegeben . Wir haben heute in den

großen Städten eine ziemliche Schuldenlast , sie ist teil¬

weise ganz erheblich , aber man wird nicht behaupten
können , daß es die Sozialdemokraten wären , die in der

Richtung gedrängt hätten . Ich stehe bekanntlich nicht aus

dem Standpunkt , daß diese Schuldenlast zu bedauern ist,

ich meine, es ist sehr viel geschehen mit der Finanzpolitik ,

die man in den Städten in der Richtung betrieben hat,

und anderseits kommt in Betracht , daß die Städte ihre

Schulden sehr oft für den Staat machen mußten , weil !>e

Aufgaben gelöst haben , die eigentlich Aufgaben ^
Staates gewesen wären , welche dieser aber nicht 8^ *

hat , deren Durchführung und Lösung deshalb den

meinden oblag . Älso , wie gesagt, ich halte diese Gefast

durchaus nicht für gegeben , denn es gibt in allen dieB>

Dingen Grenzen , die man vernünftigerweise nicht ülB-

schreiten darf , und dort , wo sie überschritten werden wÄ-

den , da würden die Wähler , auch die sozialdemokratisch^

wohl alsbald die nötige Korrektur eintreten lassen.

Ich glaube also, daß die Forderung des allgemein^
direkten und geheimen Wahlrechts auf der GrunülE ^
des Proportionalwahlsystems für die GemeindeveMst I
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jungen durchaus zeitgemäß und zweckmäßig ist , und ich
hätte sehr gewünscht , daß wir endlich einmal auf diesem
Gebiete einen durchgreifenden Schritt vorwärts gemacht
hätten , ich hätte das umsomehr für notwendig gefunden ,
als ja bekanntlich in allen übrigen süddeutschen Staaten
dieses Wahlrecht schon eingeführt worden ist . Man ver¬
weist dabei allerdings von gegnerischer Seite darauf , daß
in diesen Staaten , wo das direkte Wahlrecht durchgeführt
Md das Klafsenwahlrecht beseitigt worden ist , die Bür¬
gergemeinde noch bestehe. Das ist richtig , allein die Er¬
werbung des Bürgerrechts ist doch in diesen Staaten der¬
artig erleichtert , daß man kaum von einer wesentlichen
Beschränkung in der Richtung sprechen kann . In Bayern
ist beispielsweise die Erwerbung des Bürgerrechts in
schr vielen Gemeinden durchaus unentgeltlich , und dort ,
wo noch irgend ein Bürgereinkaufsgeld bezahlt werden
muß, ist dieses so gering , daß es kein großes Hindernis
siir den Erwerb des Bürgerrechtes bildet . Wenn wir
auch längst anstelle der Bürgergemeinde die Einwohner¬
gemeinde eingeführt haben , warum sollen wir dann nicht
aus dem Gebiete einen Schritt weitergehen als die übri¬
gen Staaten und zu der Einwohnergemeinde auch noch
das allgemeine , gleiche, direkte und geheime Wahlrecht
auf der Grundlage des Proportionalwahlsystems ein -
sühren ? Es gab eine Zeit , wo wir Badener stolz darauf l
lvaren , allen übrigen deutschen Staaten auf diesem Ge - I
biete vorangegangen zu sein , aber heute wird man wohl I
tatsächlich in vielen Kreisen der gegenteiligen Meinung '

sein . Dort , wo dieses allgemeine , gleiche und direkte
Wahlrecht eingeführt wird , und wo es in weitergehen¬
dem Maße eingeführt ist , wie in Bayern und Württem¬
berg , wo infolgedessen auch die Sozialdemokratie einen
stärkeren Einfluß ausübt , da haben sich alle diese Schädi¬
gungen nicht eingestellt , die man bei uns in Baden von
einer derartigen Änderung befürchtet . Ich darf auch
usäi daran erinnern , daß in einet ganzen Reihe von
Weltstädten heute schon Sozialdemokraten den sehr
ehrenvollen Posten eines Bürgermeisters bekleiden . Die
Weltstadt Kopenhagen , die in kommunalpolitischer Be¬
ziehung vorbildlich für die ganze Welt ist , hat zwei
sozialdemokratische Bürgermeister an ihrer Spitze . Das
sit natürlich nur dann möglich , wenn auch in der betref¬
fenden Gemeindevertretung eine entsprechend starke
sozialdemokratische Vertretung vorhanden ist . Also alle
bieie Befürchtungen haben sich als durchaus nicht zutref -

lsnd erwiesen , sondern im Gegenteil , dort , wo die So¬
zialdemokratie in der Tat eine Mehrheit auf dem Rat -
stause hat erringen können , hat sie auch nicht mit Vitriol
ändern mit Wasser gekocht , d . h . sie hat sich mit den
gegebenen Verhältnissen abzufinden und Fortschritte
ourchzuführen versucht , soweit die Grundlagen dazu
bochanden waren . Ich möchte deshalb wirklich wünschen ,
baß wir endlich einmal auch in der Beziehung wieder
Rut fassen , in Baden einen entschiedenen Schritt vor -

Esirts machen und den übrigen deutschen Staaten vor -
büdlich vorangehen . Wir brauchen uns dessen nicht zu
schämen, sondern wir werden damit im Gegenteil erst i
totebei- einmal mit Recht den Ehrennamen eines liberalen >

^ usterstaates führen könne, : . In Hessen ist diese unsere
»orderung ebenfalls durchgeführt , so daß dort auch die

Sozialdemokratie in sehr vielen Gemeinden einen recht
starken Einfluß ausübt , und daß mehr und mehr an

,
e Spitze der Gemeinden Leute treten , die sozialdemo -

wtische Gesinnung haben . Man hat dort allerdings
u°ch das Bestätigungsrecht , auch eine Einrichtung , die

w Baden längst nicht mehr haben , aber ich sehe
ein, warum alle diese Dinge zusammenhängen sol¬

len . Ich glaube , man kann auch auf das Bestätigungs -
recht verzichten und trotzdem das allgemeine , gleiche
und direkte Wahlrecht zur Einführung bringen .

Was den Begriff der selbständigen Lebens¬
stellung betrifft , so hat die Kommission diesen Be¬
griff aus dem Gesetz eliminiert , und zwar meines Er¬
achtens durchaus mit Recht. Einmal hat dieser Begriff
der selbständigen Lebensstellung zu sehr verschiedenarti¬
ger Auslegung geführt , in dem einen Ort oder in der
einen Stadt hat man Leute wählen lassen , die in anderen
Gemeinden nicht wählen durften , weil man der Meinung
war , daß sie nicht unter den Begriff der selbständigen
Lebensstellung fielen . Das Zentrum hat nun bean¬
tragt , diesen Begriff wieder in das Gesetz einzuführen ,
aber es soll dafür der Satz von 20 M . Staatssteuer , der '

bisher maßgebend war , um auch in der Gemeinde das
Wahlrecht zu gewähren , auf 10 M . herabgesetzt werden .
Nun gebe ich ja zu , daß diese Herabsetzung des Steuer -
betreffnisses ganz zweifellos einer großen Zahl von Ar¬
beitern das Wahlrecht gewähren würde . Darum
allein handelt es sich aber nicht , sondern es handelt sich

'

um eine prinzipielle Frage . Wir sind der Mei -
nung , daß , wer Umlage zahlt , ganz unbekümmert darum , ,
ob er ledig oder verheiratet ist , ob er selbständig ist oder
nicht , zum Gemeindewahlrecht zugelassen werden soll
(Sehr richtig ! bei den Sozialdemokraten ) . Das Zen¬
trum läßt sich hier ausschließlich von Interessen leiten ,
die draußen auf dem Lande maßgebend sind . Man sagt ,
es seien noch Tausende von Fällen denkbar , wo der
Bauernknecht , der einen Lohn bezieht und infolgedessen
Umlage bezahlt , wahlberechtigt sei, während der Sohn
des Bauern , der auch mitarbeitet , der aber nur ein
Sonntagsgeld bekommt , keinen Jahres - oder Monats¬
gehalt bezieht , nicht wählen darf . Das ist doch kein
stichhaltiger Grund , dem kann sehr leicht abgeholfen
werden . Der betreffende Bauersmann braucht seinem
Sohn nur eine bestimmte Bezahlung auszuwerfen —
er braucht sie ja gar nicht auszubezahlen —, der junge
Mann wird dann ins Umlageregister eingetragen , zahlt
für das , was ihm sein Vater an Lohn auswirft , ein
Paar Pfennig oder ein Paar Mark Umlage und hat
dann das Wahlrecht . Wenn aber diese Leute keine Um¬
lage bezahlen wollen , obwohl sie arbeiten und ver¬
dienen , dani : habe :: sie eben in Gottes Namen auch kei¬
nen Anspruch auf das Wahlrecht (Abg . Or . Zehnter :
Ter Vater zahlt es ja !) . Natürlich , der Sohn arbeitet ja
auch für den Vater ! Warum soll er nicht auch bezahlen ?
Das ist in der ganzen Welt so ! Warum soll man da
eine Ausnahme für die Landwirtschaft konstruieren ?
Dieser Grund ist also durchaus nicht stichhaltig . Der

Herr Minister hat allerdings ausgeführt , die Beseitigung
des Erfordernisses der Selbständigkeit werde draußen :
im Volk eigentlich nicht recht verstanden , man habe im
Volk kein Verständnis dafür . Ich glaube , der Herr
Minister befindet sich da in einem sehr großen Irrtum .
Was mai : draußen nickst versteht , ist , daß Leute , die Um¬

lage bezahlen , nicht wählen dürfen , deshalb , weil sie

nicht selbständig sind im bisherigen Sinn des Gesetzes
weil sie nämlich keinen eigenen Hausstand oder kein

eigenes Geschäft haben . Das hat man bisher nicht ver¬

standen und das hat die Mehrheit der Kommission mit

Recht aus dem Gesetze beseitigt , und ich möchte wirklich
wünschen , daß es bei dieser Beseitigung bleibt . Dem ,
was das Zentrum will , kann abgeholfen werden dadurch ,
daß eben die Bauersleute draußen , wenn sie Söhne ha¬
ben , die in ihrem landwirtschaftlichen Betrieb beschäftigt
sind , für die betreffenden Söhne auch eine Umlage be-.



zahlen . Das trifft sie nicht schwer, das können sie , und

sie haben da dasselbe Recht wie alle übrigen , die Umlage
bezahlen .

Miteinigen Worten möchte ich auf das F rauenstimm -

r e ch t zu sprechen kommen . Diese Frage ist ja bis vor

ganz wenigen Jahren , noch auf dem letzten Landtag auch
in diesem Hohen Haufe und in der Kommission , die sich
damit zu beschäftigen hatte , rein theoretisch erörtert

worden ; von irgend welcher praktischer Bedeutung konnte

gar keine Rede sein , ja , man lief , wenn man intensiv für

diese Forderung eintrat , Gefahr , ausgelacht zu werden .
Die Stimmung hat sich aber mittlerweile in auffallender
Weise sehr geändert und heute spricht man ganz ernsthaft
über die Frage . Leute , die vor wenigen Jahren noch ab -

' solut nichts davon wissen wollten , geben heute schon zu,
daß die Verwirklichung dieser Frage von praktischer Be¬

deutung sei. In der Kommission hat man die Frage sehr

lebhaft und eingehend erörtert und der Herr Minister
selbst war es , der , bei seiner ersten Ausfühung wenigstens ,
den Standpunkt vertrat , daß auch er der Meinung sei,
die Frage werde irgendwann einmal eine praktische Be¬

deutung bekommen ; auf die Dauer der Zeit werde man
den Frauen das Wahlrecht , nicht vorenthalten können .
Einen anderen Standpunkt allerdings nahm der Ver¬

treter des Zentrums ein , der sich — und zwar nicht bloß

für seine Person , sondern für seine ganze Partei — als

prinzipieller Gegner des Frauenwahlrechts bekannte .
Run haben wir aber heute zu meiner großen Über¬

raschung von dem offiziellen Fraktionsredner des Zen¬
trums etwas ganz anderes gehört . Der Herr Abg . Or

Zehnter hat , nicht etwa für seine Person , sondern namens

seiner Freunde , wenn ich ihn recht verstanden habe , er¬
klärt , daß in einer nicht allzufernen Zukunft die Frage
des Frauenwahlrechts gelöst werden müsse , daß heute
allerdings die praktische Möglichkeit dazu deshalb noch

nicht gegeben sei, weil die notwendige Aufklärung in die

weitesten Kreise der Frauen noch nicht getragen worden

sei . Das ist ein ganz erheblicher Fortschritt in der kur¬

zen Zeit zwischen der Kommissionsberatung und der

Plenarberatung dieses Gesetzentwurfes , und wenn das in

demselben Tempo weiter geht , dann dürfen wir hoffen ,
daß das Zentrum auf dem nächsten Landtag für das

Frauenstimmrecht eintreten wird (Abg . I) r . Zehnter :
Aber nicht für alle ! Ich - habe beigesügt : mit der einen
oder anderen Ausnahme .) . Es handelt sich zunächst gar
nicht darum , in welcher Form das Frauenwahlrecht einge¬
führt werden soll . Darüber bestehen allerdings ver¬

schiedene Meinungen , und das ist eine sehr schwierige
Frage , namentlich soweit das kommunale Wahlrecht in

Betracht kommt . Es handelt sich vielmehr um die

prinzipielle Seite der Frage , und ich konstatiere noch ein¬

mal , daß Herr Kollege Kopf sich ausdrücklich namens

seiner Freunde als prinzipieller Gegner des Frauenwahl -

rcchts ausgesprochen hat (Abg . Kopf : Gewiß , er steht
noch auf diesem Standpunkt ! Der Präsident bittet ,
die Zwischenrufe zu unterlassen ) . Herr Kollege Zehnter
hat das Gegenteil getan , und darüber freue ich mich,
ich mache ihm daraus gar keinen Vorwurf .

Wir Sozialdemokraten standen ja von allem Anfang
an auf dem Standpunkt , daß die politischen Rechte gleich
sein sollen , unbekümmert , welchem Geschlecht der einzelne
Staatsbürger angehört . Auf dem Gebiete des kom¬

munalen Wahlrechts haben schon verschiedene Staaten
das , Frauenwahlrecht durchgeführt und , soweit meine
Kenntnisse reichen , nicht , ohne daß sie dabei recht
günstige Erfahrungen gemacht haben . Bei der sozialen

. Struktur , die wir heute vor uns haben , und bei der

konstanten Umwälzung , die sich namentlich in dv
sozialen Lage der Frauenwelt vollzieht , ist es ganz un¬
denkbar , daß man den Frauen auf die Dauer die politi¬
schen Rechte vorenthalten kann . Die Frau ist in steigen ,
dem Maße gezwungen , am Erwerbsleben teilzunehmen,
und sie hat nach unserem Dafürhalten deshalb auch das

Recht, in den öffentlichen Angelegenheiten mit zu raten
und mit zu taten . Nach den Berufszählungen , die in

Deutschland vorgenommen wurden , hat sich die Zahl der

erwerbstätigen Frauen in den letzten Jahren kolossal
vermehrt . Wir hatten im Jahre 1882 noch 5*4 Millio¬
nen erwerbstätige erwachsene Frauen , im Jahre 1895

waren es bereits 6*4 Millionen und im Jahre 1907 schon
9y2 Millionen , fast die Hälfte der Zahl der erwerbs¬

tätigen erwachsenen Männer . Also ein kolossale Stei¬

gerung der Zahl der erwerbstätigen Frauen ! Und

diese Entwicklung steht nicht still , sondern geht geradezu
in rasendem Tempo weiter . Die Hälfte aller Frauen
ist heute schon im Erwerb tätig . Ein Beweis dasür,

daß die sozialen Verhältnisse in den letzten Jahren eine

grundlegende Umgestaltung erfahren haben . In Baden

liegen die Verhältnisse noch etwas drastischer . In

Baden sind von 675 000 erwachsenen Frauen 371006 ,

also über 50 Proz . erwerbstätig . Das ist eine Zahl , die

uns zu denken gibt , wenn wir von der politischen Be¬

tätigung und von den politischen Rechten für die Frauen
sprechen .
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Ich habe vorhin darauf hingewiesen , daß in ver¬

schiedenen Staaten , in England , Schweden , Norwegen,

Däneniark und Fiirland die Wahlrechte für die Frauen
bereits zur Einführung gekommen sind ; auffallender¬

weise in allen den Staaten , wo man auch in bezug aus

das Volksschulwesen , in bezug auf die allgemeine Bll-

düng des Volkes ganz erheblich weiter vorwärts ge-

schritten ist als bei. uns iir Deutschland . Tie logische

Folge dieses Fortschrittes war natürlich , daß man

weniger Angst hatte , solche politische Rechte bezw. eine

Erweiterung derselben eintreten zu lassen , als es bei mü

in Deutschland leider immer noch der Fall ist . Aber

wir haben auch in Deutschland einzelne Staaten und

Gemeinden , in welchen den Frauen das Wahlrcw

prinzipiell bereits zuerkannt ist, wenn sie es auch nicht

in Person ausüben dürfen . Immerhin steht man all»

auch in Deutschland der Frage der Einführung des

Frauenwahlrechts nicht überall mehr prinzipiell ab¬

lehnend gegenüber . Es ist in den meisten Fällen ledig-

lief) nur noch eine Zweckmäßigkeitsfrage . Ich mochte

aber hoffen , daß man über diese Gründe der Zweck¬

mäßigkeit , die heute noch bei vielen Politikern gegen du

Einführung des Frauenwahlrechts sprechen , hinweg
kommt und daß man in absehbarer Zeit wenigstens b«

uns in Baden den Anfang damit macht , die Frau aw

öffentlichen Leben , soweit die Gemeinde in Betrat

kommt , teilnehmen zu lassen , und zwar nicht nur da¬

durch , daß man ihr ein aktives , sondern auch dadurch-

daß man ihr passives Wahlrecht verleiht . Die

fahrungen , die wir in Baden mit der Tätigkeit da

Frauen in der Gemeindeverwaltung in den verschieß
sten Kommissionen gemacht haben , sprechen ebenM

dafür , daß man den Frauen ganz ruhig das WahlE

geben darf . Wenn man einwendet , die Frauen hä"^
sich bisher sehr wenig darum bekümmert , in dem Ber«

für Frauenstimmrecht usw . sei die Mitgliederzahl d

noch eine verhältnismäßig sehr geringe , so ist die
^

Einwand vollständig unerheblich . Wenn wir dazuE

mit der Erteilung des Wahlrechts an die Männer hä"?

warten müssen , bis sie in großer Zahl politisch otP al*

ionntac
des So,
würde , !
ss wäre
die Erfa
fleftört t
Utngefei
wo sie i
Reihe v
Teutschj
Ä der
wer es
den von
senden ,
dchenic
wurde,
würde l
d-e U
bei der
beute d

da
gerade
die So;
ge'rhrd
berhinl
°v Wc
»>al ei,
m Q
wenn ,
«bhab
ottejj
h °Iz
«an i

Tur
I»Uno

% n,
‘ » n
“‘«Big



2113

btt
un>

oliti-
igen.
litten ,
j bas
raten
ie in
I bet
lossal
üllio- ■
1895
schon

>erbs-
Stei-
Und

adezu
rauen
>afiir,
i eine
gaben

In
4000,
ji, ri¬
ll Be¬
tauen

ber¬
tiegen ,
(tauen
endet-
ig auf
e Bil-
ts ge*

man
i . eine
ei uns

Aber
n und
lhlrcch!
h nicht
in all»
>ig des
:ll ab*

i ledig*
mocht-
ZweS*

gen die
,inlE
ens bei
au am
Zettachl
tut da*
ladurch-
re ®r*
feit d--

chied -n*

benfabs
ahlr -A

hätte»
herein

ihl d-ch
diê
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Hett waren , so hätten wir noch sehr lange warten
«Äffen. Damals , als das Wahlrecht für die Männer
eingeführt wurde , hatte man überhaupt keine politischen
Organisationen , wenigstens dem Namen nach nicht ; es
gab Organisationen , die sich mit öffentlichen Angelegen¬
heiten beschäftigten , aber die Zahl der Mitglieder war
«och eine außerordentlich geringe . Trotzdem hat man
damals den Männern das Wahlrecht erteilt und die
Männer haben sich sehr bald in diese Dinge hinein -

gemnben , genau so , wie es den Frauen gehen wird in
Hem Augenblicke, wo sie am öffentlichen Leben teil¬
nehmen können, wenn sie ein Stimmrecht in die Wag -
tönle werfen können ; in demselben Augenblicke werden
si auch ganz anders , in viel höherem Maße , sich um die
öffentlichen Angelegenheiten bekümmern , und nach
winem Dafürhalten wird die Behandlung der öffentlich
taktischen Fragen dadurch nur gewinnen , wenn auch
die Frauen teilnehmen ; jedenfalls werden dann die Ver¬
hältnisse nicht schlechter werden .

Meine Partei hat dann weiter in der Kommission so¬
wohl als hier im Plenum den Standpunkt vertreten , daß
An die Wahlen an einem Sonntage stattfinden
bffen soll. Die Gründe dafür sind hinlänglich bekannt , und
sch brauche des Näheren darauf nicht einzugehen . Ich
MI nur mit zwei Worten die Einwände zu widerlegen
»ersuchen, die dagegen geltend gemacht werden . Man
fürchtet von der Sonntagswahl eine Störung des
conntagsfriedens . Ich bin selbst ein warmer Anhänger
«es Sonntagsfriedens , und wenn die Gefahr bestehen
Mtbe, baß er durch die Sonntagswahl gefährdet würde ,
so wäre ich einer der ersten , die dagegen wären . Aber
M Erfahrung spricht nicht dafür , daß der Sonntagsfriede
Nitört wird , wenn die Wahl Sonntags stattfindet . Das
Mgekehrte ist der Fall . Die Wahl vollzieht sich dort ,
M sie Sonntags stattfindet , in der Schweiz und in einer
Mhe von anderen Staaten , viel ruhiger als bei uns in
Deutschland (Zustimmung bei den Sozialdemokraten ) .
Ä der Schweiz ist fast jeden Sonntag Wahl , wenigstens

M es so , solange ich dort war ; ich habe dort in Dutzen -
-u von Fällen erlebt , daß an Sonntagen Wahlen statt -
?"

.
en , und die haben sich alle so ruhig abgespielt , daß

lleuigo, der nicht besonders darauf aufmerksam gemacht
j
Mtbe, gar nicht wußte , daß Wahl war . Genau dasselbe

urde bei uns der Fall sein , und ganz zweifellos würde

^ ^ ^ujenigen Wähler , die das Wahlrecht ausüben ,
>der Sonntagswahl eine erheblich größere sein , als das ,

l>er Fall ist, namentlich bei den Gemeindewahlen ,

ne- tta
nur daran erinnern , daß beispielsweise

iü r ^ ußen auf dem Lande , in den Gemeinden , wo
. j.^ äialöemofrcitte die Sitze der bürgerlichen Parteien

uhrdet , die Leute durch alle möglichen Schikanen daran

Jij ^ ert werden , ihr Wahlrecht auszuüben , indem man
* Wahlzsit so ungünstig legt , daß die Arbeiter manch -

Einen halben Tag versäumen müssen , um ihr Wahl -

^ ausüben zu können . Dem allem würde vorgebeugt ,
» .>

" ^ an die Wahl auf einen Sonntag legen würde ,

ich u l>at man die Sonntagswahl auch , und

^ ^ uoch nie gehört , daß sich im Elsaß daraus beson -

tzi
E
. ^ ^Helligkeiten ergeben . Ich höre eben , daß in der

5,
'

Y }e Sonntagswahl ebenfalls besteht ; auch dort hat
keine schlimmen Erfahrungen damit gemacht .

die Beschlüsse der Kommission ist die Bestim -

’Mtf
*

<2
u| 8enomtnen worden , daß , wenn der neue Ent -

fötal
1Ĉ wird und die Proportionalwahl zur Ein -

i jj
nß kommt , eine Jntegralerneue -

a > und zwar eine jeweilige regel *

Jntegralerneuerung des Bürgerausschu *

fes sowohl wie des Stadtrates stattfinden soll .
Der Herr Minister hat sich sowohl in der Kommission wie
gestern gegen diese Bestimmung ausgesprochen , weil er
fürchtet , daß die Stetigkeit der Praxis der Gemeindever¬
waltung Gefahr laufe , wenn die Jntegralerneuerung
durchgeführt werde . Er befürchtet , daß zu große Ver¬
schiebungen eintreten könnten und würden , er befürchtet
auch, daß vielleicht der Gegensatz zwischen Bürgerausschuß
und Stadtrat ein größerer werden könnte , als es andern¬
falls der Fall wäre . Ich hege diese Befürchtungen nicht .
Die Praxis u . die tatsächlichen Verhältnisse sorgen dafür ,
daß hier allzu große Verschiebungen nicht zu erwarten
sind . Jeder , der im gemeindepolitischen Leben tätig ist ,
weiß , daß in Stadt und Land die Zahl der Personen , die
als Vertreter im Bürgerausschuß und im Stadtrat in
Frage kommen können , eine beschränkte ist , daß man da
keine so große Auswahl hat , sondern daß man sehr viel
Mühe hat , geeignete Leute ausfindig zu machen , die für
eine richtige Verwaltung der Gemeindeinteressen in
Frage kommen können . Insbesondere galt das vom Stadt¬
rat . Solange wir eine Entschädigung für die Tätigkeit
als Stadtrat nicht eingeführt haben — die meisten Städte
haben eine Entschädigung nur in so geringem Umfangs ,
daß man kaum von einer solchen reden kann — , werden ,
auch wenn das Proportionalwahlsystem mit der Jnte¬
gralerneuerung jetzt durchgeführt wird , im wesentlichen
immer wieder dieselben Leute in die Gemeindeverwal¬
tung hineinkommen , es sei denn , daß ganz außergewöhn¬
liche Gründe einmal einen Wechsel nötig machen . Ich
möchte deshalb annehmen , daß wir diese Bestimmung
ruhig in dem Gesetzentwürfe belassen können , ohne daß
dadurch irgendwelche Bedenken wachgerufen würden .

Es ist dann heute wie in der Kommission manches von
der Magistratsverfassung gesprochen worden .
Tie Kommission hat bekanntlich in ihrer Mehrheit den
Beschluß gefaßt , die Regierung aufzufordern , dem näch¬
sten Landtage eine Denkschrift über die Einführung der
Magistratsverfassung in Baden vorzulegen . Der Herr
Minister hat sich aus verschiedenen Gründen dagegen er¬
klärt , insbesondere deshalb , weil die Regierung ohnehin
stark beschäftigt sei , und weil er persönlich das Bedürfnis
habe , sich etwas mehr draußen im Lande zu betätigen , als
fortwährend auf dem Bureau zu sitzen und Denkschriften
auszuarbeiten oder Denkschriften zu studieren . Ich kann
das dem Herrn Minister durchaus nachfühlen , und ich für
meine Person würde es lebhaft begrüßen , wenn er sich
draußen im Lande recht stark betätigen würde . Allein
das ist für mich doch kein Grund , daß keine Denkschrift
über die Magistratsverfassung ausgearbeitet werden soll .
Ich halte diese Frage für so wichtig , daß ich es durchaus
begrüßen würde , wenn die Mehrheit des Plenums die¬
sem Beschlüsse der Kommission beitreten und damit die
Regierung veranlassen würde , schon dem nächsten Land¬
tage eine solche Denkschrift vorzulegen .

Ter Herr Abg . Dt . Zehnter hat sich gegen die Magi¬
stratsverfassung ausgesprochen , ebenso der Herr Minister ,
der unter anderem einen Vorzug des gegenwärtigen Zu¬
stands darin gefunden hat , daß der Bürgerausschuß und
der Stadtrat in gemeinsamer Sitzung zusammenarbeiten .
Das mag zum Teil ein Vorzug sein , zum Teil aber ist
der bestehende Zustand auch ein großer Nachteil , nament¬
lich für den Bürgerausschuß . Dazu kommt aber , daß wir
in Baden sukzessive immer näher zu einer Magistrats¬
verfassung kommen , allerdings zu einer Magistratsver¬
fassung , wie wir sie nicht haben wollen . Worin
besteht denn der Unterschied zwischen der Magistratsver¬
fassung und unserer badischen Gemeindeverfassung ? Er
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besteht doch darin , daß wir in Baden keine besoldeten
Stadträte haben sondern nur besoldete Bürgermeister ,

> und im übrigen Stadträte , die ihr Amt als Ehrenamt
ausübcn , während , wenn man die Magistratsverfassung

' hat , neben den unblHpldeten auch besoldete Stadträte vor¬
handen sind , die dann infolgedessen auch ständig bei der
^Gemeindeverwaltung tätig sind . Nun habe ich eben
gesagt , wir kämen in Baden nachgerade auch zu einer
Art Magistratsverfassung ; das geschieht deshalb, weil die
Unbesoldeten Mitglieder bei uns im Stadtrat gar nicht
in der Lage sind , sich in der Weise in der Gemeindever¬
waltung zu betätigen und an der Gemeindeverwaltung
teilzunehmen , wie es im Interesse der Aufgaben, die sie
zu lösen haben, notwendig wäre , und weil infolge davon
die großen Gemeinwesen mehr und mehr gezwungen
sind , die besoldeten Magistratsmitglieder , d . h . die Zahl
der Bürgermeister zu vermehren . Wir haben heute in
Karlsruhe 4 Bürgermeister ; im Laufe der letzten paar
Jahre haben wir die Zahl verdoppelt , wir hatten früher
nur 2. In Mannheim hat man auch 4 Bürgermeister ,
und dort spricht man , soviel ich weiß, schon von der An¬
stellung eines fünften . Da haben wir schon die Magi¬
stratsverfassung wie in Preußen , denn in Preußen wird
man auch in den Großstädten nicht mehr wie 5 besoldete
Magistratsbeamte haben. Nun haben wir aber den
Nachteil, daß bei uns der Einfluß der Bürgermeister ,
namentlich der Oberbürgermeister , fortgesetzt zunimmt ,
während der Einfluß der unbesoldeten Stadtratsmitglie¬
der konstant zurückgeht. Und das ist auch erklärlich.
Jeder , der im Stadtrat tätig ist , weiß daß es einem
Stadtrat auch beim allerbesten Willen nach Lage der
Sache nicht möglich ist , sich immer so in die Materie hin¬
einzuarbeiten , die jeweils zur Verhandlung kommt , wie
es notwendig und wünschenswert wäre , wenn er die
nötige Zeit und Gelegenheit dazu hätte . Sehr oft kommt
Uran in die Stadtratssitzungen vollständig unvorbereitet
hinein und soll nun urplötzlich aus dem Handgelenk her¬
aus die schwierigsten Probleme entscheiden . Das ist ein
Zustand , der auf die Dauer nicht aufrecht zu erhalten ist.

j Man hat vor einigen Jahren nicht umsonst von dem
! „Fürstentum " Mannheim gesprochen . Das war ein Witz,

aber es war ein Witz, dem eine sehr tiefe Bedeutung bei¬
liegt . Der Oberbürgermeister hat heute einen so über¬
wiegenden Einfluß in der Gemeindeverwaltung , daß man

j ihn beinahe mit einem Fürsten vergleichen kann, ja,
manchmal ist ein Oberbürgermeister noch viel besser
daran als mancher kleine Fürst ; er hat mehr zu sagen
und er hat einen größeren Einfluß . Schon deshalb , um
diesen überwiegenden Einfluß der Bürgermeister und
namentlich der Oberbürgermeister einzuschränken , scheint
mir die Einführung der Magistratsverfassung auch für
Baden durchaus zweckmäßig . Dazu kommt, daß es doch
schließlich auch bei dem gegenwärtigen Zustande nicht sein
Bewenden hat . Wer wird denn heute Stadtrat , und wer
kann das Amt ausüben ? Sie wissen alle , daß man ,
wenn man in einer größeren Stadt Stadtrat ist , sehr
viel freie Zeit zur Verfügung haben muß ; es sind manch¬
mal 2,3 , ja noch mehr halbe Tage in der Woche, wo man
verschiedene Kommissionssitzungen hat . Ja , wer hat so
viel Zeit zur Verfügung ? Wenn man dafür gar keine
Entschädigung bekommt, dann ist das Ende vom Liede
das , daß solch ein Stadtrat ein Kollegium von Partiku¬
liers , von Leuten ist , die sonst nichts zu schaffen haben und
die deshalb ihren Ehrgeiz darin finden , die freie Zeit , die
ihnen zur Verfügung steht, in den Dienst der Allgemein¬
heit zu stellen . Das ist ja gewiß sehr nett, aber es ist kein
wünschenswerter Zustand , daß der L?adtrat in der Haupt¬

sache von solchen Leuten besetzt wird . Wir sind vielmehr
der Meinung , daß alle sozialen Schichten der Sebölfe. ^ 1

' rung entsprechend ihrer Stärke in der GemeindeverbE a
,
u*r

tung und also auch im Stadtrat vertreten sein sollen.
"
)

Sjßt Stadt

Bei der Besprechung dieser Frage darf ich doch auch Bmtglie

gleich zu der anderen Frage übergehen, die der Heil un® V
Minister gestern zum Gegenstand der Erörterung gemacht ,
hat , nämlich zu dem Beschluß der Kommission bezüglich Ekann al

der Erweiterung der Rechte des Bürger - <“rJ 1“

ausschusses , durch welchen bestimmt ist , daß , ttra'
JwP ,

®

zwei Drittel des Bürgerausschusses einen Beschluß fasse», MtMlnk
der Stadtrat gezwungen sein soll, ihn auch durchzuführe «. fy 1

,
or

Der Herr Kollege Zehnter und der Herr Minister warm m(
der Meinung , daß damit eigentlich so hinterrücks die 1

Magistratsverfassung eingeführt werde. Ist denn das " “ h
.

h

wirklich eine so ungerechte Forderung , daß , wenn zwei Mittet

Drittel des Bürgerausschusses — also eine große Mehrheit ""»gen se

der Bürgervertretung — verlangen , daß irgend etwa? Heri
durchgeführt werden soll , dann der Stadtrat auch gezww- Ährt , bti

gen sein soll, das durchzuführen? Für was haben vir Echen i

denn den Bürgerausschuß , er soll doch nicht bloß eine be- 8r hat (
ratende , sondern eine mittatende Körperschaft sein. Dam Md ein
krankt ja gerade unsere heutige Gemeindeverfassung, dch chrheit, !
die Rechte des Bürgerausschusses zu sehr beschränkt sind, Behar
Wenn der Herr Minister meint , daß der BürgerausMi ynei zur
mehr Rechte habe, als er in den meisten Fällen wisse, uck e hoch d
daß er bisher nur leider zu wenig davon Gebrauch go mit gezw
macht habe, dann befindet sich der Herr Minister nach «derung
meinem Dafürhalten sehr im Irrtum . Die Bürgeraus igang sch
schlisse haben schon verschiedentliche Versuche gemacht, » ingc efeer
ihren Rechten Gebrauch zu machen , allein diese Versuche glichen
sind an dem Widerstand der Stadträte gescheitert ; m« chnur r
kann dann eben in der Tat nicht erreichen , was erreÄ « derart
werden soll . Nur ein Beispiel : Wir haben in Karlsruhe »lgeraus
jahrelang um die Aufhebung des Schulgeldes an d« «tat zust
Volksschule gekämpft. Wir haben nämlich hier ^ schra

„ Einfache Volksschule "
, eine „ Erweiterte Volksschule

" und *rtc ist,
eine „Bürgerschule"

, also drei Arten von Volksschule»' »vi und
an der einfachen Volksschule wurde kein Untenchtsgch Wührt
erhoben, dagegen wurde dort der Halbtagsunterricht eis. «rerung
geführt ; an der erweiterten Schule aber wurde ep sebur
Schulgeld von 2 M . vierteljährlich erhoben und der öM"

^ it di
tagsunterricht eingeführt . Wir waren nun der MeinM @
es solle das Schulgeld u . damit gleich auch dic einM Et toetS

Volksschule beseitigt werden , damit wir einen besseren
T vorg,

stand der Volksschule herbeiführen könnten. Ter Stabil» wgt h,
war aber immer entschieden dagegen. Anfangs war . .

’ ,a !rl
eine große Mehrheit des Bürgerausschusses unter^ mit

Gegnern . Schließlich haben wir aber durch unsereftf*' _ «en

währende Agitation eine Mehrheit des Bürgerausschu ^ L rw6

für diesen Gedanken gewonnen und zur Zustimmû , mit

dazu gebracht , wir haben Anhänger der nationalliberâ . ebe ,

Partei für unseren Antrag gewonnen, teilweise auch *
^

Hänger der Zentrumspartei , die der Demokraten wM» wir

schon früher mit uns dafür eingetreten , kurzum (
®e:

hatten eines schönen Tages in dieser Beziehung die
heit im Bürgerausschuß . Der Stadtrat jedoch hat ^

R

einer Minderheit des Bürgerausschusses den Bei4̂ ^ .
n
,
Qt

niedergestimmt, und er ist infolgedessen nicht zur ^ ^ 8

führung gekommen . Hier hatte also eine Mehrheit . °tc

Bevölkerung, die ihren Ausdruck in jener Mehrheit oe

Bürgerausschusses gefunden hatte , einen ganz bestimEUs ur

Wunsch , der schon jahrzehntelang die Öffentlichkeit „» ?enn

fchäftigt hatte , ausgesprochen, der Stadtrat hat aber l

einer Minderheit des Bürgerausschiisses die Durchs»"
^

des vom Bürgerausschuß gefaßten Beschlusses hrute



’bölt &11, $$ meine, das sind keine Zustände , die auf die

erwal- ■* aufrecht erhalten werden können.
^

'
Sie liegen denn die Dinge heute ? Die Zahl der hie -

jjm Stadtverordneten beträgt 96, die Zahl der Stadt -

h auch Mitglieder 23 , die Zahl der Bürgermeister in Karls -

: Heil rdr und in Mannheim je 4 , das sind zusammen 123 Mit »

emacht Dir ; die Mehrheit beträgt demnach 62 . Der Stadt -

züglich b1kann also schon mit 37 Stadtverordneten eine Mehr -

; get , jal fiir sich zustande bringen , so daß also die eigentliche

WM,- kdrheit des Bürgerausschusses immer in solchen Fällen

Men , Bigewaltigt wird , wenn der Stadtrat 37 von diesen 96

chhreL iradtverordneten auf seiner Seite hat . Wir halten diesen

warm ^ and nicht für wünschenswert ; deshalb glaubten wir

f§ 5« nlj, daß diese Bestimmung eine durchaus gerechte sei,

m das wenn der Bürgerausschuß einen Beschluß mit

n zwei ^ridrittelsmehrheit gefaßt hat , der Stadtrat auch ge-

ehrheii Zungen sein soll, ihn zur Durchführung zu bringen ,

etwa? Herr Minister hat zwei Gründe dagegen ins Feld
ezwun- Hrt , die er , Wohl absichtlich, sich aus dem sozialdemo -

en wir Mischen Gemeindewahlprogramm geholt hat .
ine be-
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kr hat als Beispiel angeführt : Man stelle sich vor ,
ein Bürgerausschuß beschließt mit Zweidrittels -

xchrheit , daß in der Gemeinde die unentgeltliche ürzt -
Behandlung und die unentgeltliche Lieferung von

Ppei zur Durchführung kommen solle, der Stadtrat ,
- doch die finanzielle Verantwortung dafür habe , sei

|
®n gezwungen , die in diesem Beschlüsse ausgesprochene
» derung durchzuführen . Ja , theoretisch hört sich das
Nattj schön an , aber in der Praxis gestalten sich hier die

^ „
eben etwas anders . Die Frage der unentgeltlichen

glichen Behandlung ist doch , wie jeder weiß , der sich
^ nur oberflächlich mit diesen Dingen beschäftigt hat ,
^ derartige schwierige und komplizierte , daß es einem
Mgerausschuß, auch wenn er aus lauter Sozialdemo -
*|en zusamengesetzt ist, gar nicht beikommen kann , eine

schwierige Frage , die von größter finanzieller Trag¬
en ist, so gewissermaßen aus dem Handgelenk heraus
^ und den Stadtrat zwingen zu wollen , daß er sie

^ Nhrt . Genau dasselbe trifft auf die unentgeltliche
Gerung von Arznei , die unentgeltliche Unterstützung
| r Geburtshilfe usw . zu . Das sind alles Forderungen ,

wit der Zeit , mit der fortschreitenden Sozialisierung

ĵ
Ct Gemeinwesen und unseres Staatswesens durchge -

^
» werden, aber so aus dem Handgelenk und von heute

f T borgen , wenn man einmal so zufällig die Mehrheit
geht das nicht Herr Minister ! Ich habe ^

L/ ® schon gesagt , auch wir Sozialdemokraten kochen

fei ^ Eriol sondern mit Wasser , d . h . wir suchen
gegebenen Verhältnissen zu arbeiten und uns

• ökeser vorwärts zu bewegen ; wir suchen aber
inis » k - wit Gewalt Dinge durchzuführen , die sich mit Ge -

feit • einmal nicht durchführen lassen , wenn man
luch Ew klägliches Fiasko erleiden will . So vernünftig

^
' r Sozialdemokraten auch, daß wir wissen , daß

, , j ^ ^ ch^doprogramm mit seinen Forderungen nicht

kch/ . ^ ute auf morgen von ^ bis 2 durchgeführt
hoi . jZ

" kann , sondern daß man schrittweise Vorgehen und

fob
^ew andern zur Durchführung bringen muß ,

r tz
° dor allem erst einmal die finanzielle Grundlage

■t id H-w? ^ ^ tzung zur Durchführung der Forderungen
chEÜ ^ en sein muß , ehe man an eine Realisierung solcher

b-"--- k°nn .
mtm solche Forderungen aus dem '^

awemo
aber ^ Mchen Programm herausnimmt, dann darf man doch
nsudr ^ L^ cht vergessen: daß diese sozmldemokratMen F
istterl̂ W^ ken in einem Programm stehen , m w ch^

amielle Grundlage für die Realisierung dieser
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Forderungen verlangt wird ; wir haben ausdrücklich For . ,
derungen in dem Programm , deren Erfüllung diese '

finanzielle Grundlage für die Realisierung der übrigen
Forderungen abgeben wird . Wir sind für die Kommu¬
nalisierung einer ganzen Reihe von Betrieben , die heute
dem privatkapitalistischen Betriebe überlassen sind. Welche
Schwierigkeiten haben wir beispielsweise hier in Karls¬
ruhe gehabt , um die Straßenbahn zu kommunalisieren .
Da hat uns der Oberbürgermeister jahrelang entgegen¬
gehalten : Das geht nicht , das ist eine sozialdemokratische
Utopie , wir bekommen dann mit der Zeit laute kommu¬
nale Beamten und die anderen Leute verschwinden ! Und
eines schönen Tages hat man sie, allerdings mit unge¬
heueren Kosten , eingeführt . Hätte man sie zu der Zeit ein¬
geführt , zu der wir Sozialdemokraten es gefordert haben ,
dann hätten wir nach meinem Dafürhalten mindestens
2 bis 3 Millionen gespart. So ist es auf verschiedenen
Gebieten ; man muß immer eins im Zusammenhang mit
dem anderen , eins ins andere hinein gerechnet betrachten
und nicht jede Forderung für sich herausgreifen und dann
mit Gründen dagegen operieren , die in der Tat nicht zu¬
treffend sind.

Was die W e r t z u w a ch s st e u e r betrifft , lso sind
wir selbstverständlich prinzipiell Anhänger derselben und
wir hätten sehr gewünscht , daß wir hier in Baden schon
auf diesem Landtag zur Einführung dieser Wertzuwachs -
steuer gekommen wären . Wir hätten das umsomehr ge¬
wünscht , als gerade die größeren Gemeinwesen dringend
einer Aushilfe in bezug auf ihre finanzielle Leistungs¬
fähigkeit bedürfen . Allein nachdem sich der Reichstag mit
dieser Materie beschäftigt hat und nachdem sich dort die
VerhanUungen offenbar sehr in die Länge ziehen , ist es
uns in Baden nicht möglich , in die materielle Lösung
dieser Frage einzutreten . Wir Sozialdemokraten hätten
aber trotzdem gewünscht , daß , falls der Reichstag bis zum
nächsten Jahre die Frage nicht gelöst hat und keine Aus¬
sicht vorhanden ist, daß er sie löst, dann die Regierung in
einem besonders dazu einberufenen Landtag diese Frage
zur Lösung gebracht hätte . Nun hat der Herr Kollege
Zehnter erklärt , wir seien ohnehin im Landtag schon zu
lange beieinander und wenn man für derartige Gesetz-
gcbungsarbeiten noch besondere Landtage einberufen
würde , dann kämen wir schließlich gar nicht mehr ausei¬
nander . Ich halte das für durchaus nicht stichhaltig . Wie

. . fliegen denn die Dinge in Wirklichkeit ? So , daß in der
Tat sehr wichtige Fragen der Gesetzgebung liegen bleiben
müssen , weil wir keine zweckmäßige praktische Einteilung
in bezug auf die Erledigung unserer parlamentarischen
Arbeiten haben . Wir kommen alle zwei Jahre zusammen
und sollen dann die sehr wichtigen Budgetarbeiten in
dem gleichen Augenblick erledigen , wo uns eine ganze
Menge gesetzgeberischer Arbeiten vorgelegt wird . Das
hat zur praktischen Folge , daß diejenigen Herren aus den
verschiedenen Fraktionen , denen die Hauptarbeit obliegt ,
sich regelmäßig abarbeiten , und daß trotzdem am Schlüsse
des Landtags dann noch eine ganze Reihe wichtiger Ge -
setzesvorlagen liegen bleibt ; ich erinnere nur an das
Wassergesetz. Es besteht ja leider auch noch die Gefahr ,
daß auch die vorliegende wichtige Materie , an der wir
schon drei Landtage herumdoktern , über die drei gedruckte
Berichte vorliegen , auch auf diesem Landtag wieder nicht
zur Erledigung kommt . Ich meine , angesichts solcher Zu -
stände ist die Forderung , daß man wichtige gesetzgeberische
Fragen auf einem besonders dazu einzuberufenden Land¬
tag behandelt , denn doch eine durchaus gerechte und eine
im Interesse des Landes gelegene zweckmäßige For¬
derung .



trit

2116

Ich will nun diese mehr politischen Fragen verlassen
und mich den finanzpolitischen, den Steuerfragen zu¬
wenden. Da ist es insbesondere die Frage des
Schuldenabzuges , die ja seit Einführung des
Vermögenssteuergesetzes im ganzen Lande allüberall leb¬
hafte Erörterungen hervorgerufen hat und die nament¬
lich von den Haus - und Grundbesitzern zu einer Kar¬
dinalfrage gestempelt wurde . Wer diese Frage des

Schuldenabzugs lediglich von theoretischen Gesichts¬
punkten aus betrachtet, fühlt sich sehr leicht geneigt , den

Hausbesitzern recht zu geben. Aber ich habe noch selten
eine Frage kennen gelernt , bei der die Theorie und die

Praxis in so scharfen Widerspruch miteinander geraten
wie gerade hier bei der Frage des Schuldenabzugs.
Es ist das ein Schulbeispiel dafür , wie schwer es manch¬
mal ist , Theorien in die Praxis umzusetzen , und wie

groß die Kunst des Politikers sein muß , um die Theorie
mit der Praxis in richtigen Einklang zu bringen . An
und für sich geht es einem ja wider das Gefühl , daß
jemand für Schulden Steuern bezahlen soll. Allein hier
liegt ein ganz besonderer Fall vor , und es ist durchaus
zweckmäßig , wenn wir ihn hier in extenso erörtern ,
umsomehr, als wir ja damit rechnen dürfen , daß die

Hausbesitzer aufs neue in eine Agitation eintreten und
alle diejenigen Leute wiederum für sich gewinnen wer¬
den , die sich mit der Frage nicht ausführlich beschäftigt
haben. Ich war zunächst auch geneigt, für den Schulden¬
abzug einzutreten , und ich habe mich erst in meiner
Tätigkeit als Stadtrat , wo ich Gelegenheit hatte , mich
praktisch mit dieser Frage beschäftigen zu müssen , davon
überzeugen lassen müssen , daß der Schuldenabzug in der
Gemeindebesteuerung absolut undurchführbar ist , wenn
man nicht zu den schlimmsten Konsequenzen kommen will

(Sehr gut !) . Zu dieser Überzeugung muß nach m£ nem
Dafürhalten jeder kommen , der sich intensiv mit dieser
Frage beschäftigt und der sich namentlich das Zahlen¬
material , das dabei in Betracht kommt , vor Augen
führt . Die Regierung steht ja nach wie vor auf einem
durchaus ablehnenden Standpunkt , sie glaubte aber , den
Hausbesitzern insofern entgegenkommen zu müssen , als

sie den Vorschlag machte , daß infolge Gemeindebeschluß
mit Staatsgenehmigung die Liegenschaften nur bis zu
% ihres Wertes beigezogen werden können . Ter Herr
Kollege Zehnter hat schon darauf hingewiesen, das hätte
zu bösen Konsequenzen geführt , zu einem Konkurrenz¬
kampf in den Gemeinden, unter den Gemeinden. Und
was wäre das praktische Resultat gewesen ? Eine Ge¬
meindeverwaltung , die eine hohe Umlage erheben muß,
wäre nie zu einem solchen Beschlüsse gekommen , und

diejenigen Gemeinden , die eine niedrige Umlage erheben ,
haben es nicht nötig , einen solchen Beschluß zu fassen ,
denn dort ist die Belastung der Haus - und Grundbesitzer
nicht so groß , daß sie besonderen Anlaß hätten , berech¬
tigte Klagen vorzubringen . Also praktisch hätte jeden¬
falls der Beschluß kaum zur Durchführung kommen
können. Aber wenn davon praktischer Gebrauch gemacht
worden wäre , dann hätten wir eine Konkurrenz unter
den Gemeinwesen erlebt , die , wie gesagt, zu ganz bösen
Zuständen geführt hätte , und die Kommission hat daher
nach meinein Dafürhalten mit Recht diesen Vorschlag
der Regierung abgelehnt .

Nun haben die Herren Nationalliberalen einen An¬

trag eingebracht, der einen fakultativen Schuldenabzug
bis i zu 50 Proz . des Schätzungswertes mit Staats¬
genehmigung zulassen will . Ich glaube, dieser Antrag
hat eigentlich nur theoretische Bedeutung , wenn ich mich
einmal recht vorsichtig ausdrücken will . Eine praktische
Bedeutung kann er nicht haben aus dem einfachen

Grunde , weil sämtliche Stadtverwaltungen in Bade»
von diesem Recht keinen Gebrauch machen werden . Tie
Stadträtc sind landauf landab alle zusammen oh»,
Ausnahme der Meinung , daß der Schuldenabzug nich!
durchführbar ist . Wenn wir ihnen hundertmal im Ge¬
setz Gelegenheit geben , ihn mit Staatsgenehmigwig
durchführen zu können, so werden sie doch keinen Ge¬
brauch davon machen , und wenn sie Gebrauch davm
machen wollten, würde nach meiner festen Überzeugung
die Regierung ihnen keine Gelegenheit dazu geben dem
die Regierung würde sich selber und all ihren Grund¬
sätzen, die sie bisher vertreten hat , ins Gesicht schlage»,
wenn sie einer Gemeindeverwaltung eine derartige Er¬
laubnis erteilen würde . Denn nach meinem Dafür¬
halten gäbe es die schlimmsten Folgen in den Gemein¬
den, wo man einen solchen Schuldenabzug zerlasse»
würde . Also ich meine : Praktisch hat der Antrag de
Nationalliberalen keine Bedeutung , er kann höchstens
als Pflästerchen auf die Wunde der Hausbesitzer be¬

wertet werden. Allein ich meine, dazu ist denn doch die

Frage , um die es sich hier handelt , viel zu wichtig, als

daß man nach der Richtung den Hausbesitzern saM

Hoffnungen machen sollte. Unsere Aufgabe ist es hier,
diese Leute, die sich sin vollständig falschem Fahrwasser
bewegen , in der Richtung aufzuklären , daß sie sich a»i

falschem Wege befinden, daß sie von der Forderung ab

lassen müssen , daß sie sich überzeugen lassen müssen , da?

ihre Gründe , die sie für den Schuldenabzug Vorbringen,

nicht durchschlagend sind . Ich habe schon gestern bei de

Berichterstattung darauf abgehoben, daß die Beispick
die die Grund - und Hausbesitzer in ihrer Petition
die Ungerechtigkeit des gegenwärtigen Zustandes a»<

führen , nach allen Richtungen hin hinken, daß die Ät-

gleiche in gar keiner Weise zutreffend sind . Sie ver¬

gessen vor allen Dingen , daß der Grund - und
besitzen , der verschuldet ist, bei der Einkommensteuer ti“

seine Schulden keine Steuern bezahlt, während
Kapitalist dort progressiv herangezogen wird , also aifl

da schon ein Ausgleich stattfindet . Sie vergessen abs

vor allen Dingen , daß wir in der Gemeinde keine

mögenssteuer haben. Sie sagen immer , warum i*

man denn für Schulden , die gar kein Vermögen M

Steuern bezahlen? Wir haben in Baden nur für ^

Staat die Vermögenssteuer , und da ist der SchuM

abzug bis
'

zu 50 Proz . zugestanden worden . Bei ^

Gemeindebesteucrung haben wir keine Vermögensste^

sondern, wie der Herr Kollege Zehnter mit Recht ff

wähnt hat , eine Objekt st euer , und in

Deutschland existiert kein Staat , der bei ObjektsteuB
einen Schuldenabzug zuläßt . Das kann er nicht , &

wird er niemals tun , solange die Verhältnisse so JW
*

wie heute, weil das zu großen Ungerechtigkeiten PF
würde . Ter Herr Kollege Zehnter hat das des näl^
schon ausgeführt , ich brauche darauf nicht mehr wew

einzugehen. ^
Ich will nur noch kurz mit wenigen Worten aus ?

höhere Besteuerung des Kapitalver ^
g e n s zurückkommen . Ter Herr Kollege Zehnter fi*j|
es bedenklich, wenn man das Kapital stärker herauf
und er meint , wenn das durchgeführt werde, darin^
eigentlich bei der ganzen steuergesetzgeberischen AN

die in den letzten Jahren gemacht worden ist , die Kap^
rentner die Gepritschten, denn in Wirklichkeit habe ^
damals beabsichtigt , den Grund - und Liegenschaft̂
höher heranzuziehen, während man jetzt, wenn
Vorschläge durchgehen, praktisch dazu komme , daß ^
Grund - und Liegenschaftsbesitz nur um vier Pv

gegenüber dem früheren Zustande mehr belaste»*

wahrer
sei. %
Beschli
Theore
liebster
lagebel
Allein
den S
so wie
würde,
einen
Arbeit,
Kapito
solgedc
umso
gewisse
soweit
daß td
gewöhi
bisher
ja nu .
Wägt
zu 16
also ui
ja wot
wir vc
daß de
Sch gl,
auch n
wegen
Bünde
der F
wände
ins G
»in ei
Sch k
Seife
deichlü
» 16
Rttfoi
gleich
den, i
Senn
che ]
die E
ich:
doar
daben
Hr«n
vebms
nicht
könnx
nagt
»"gef
niach;
Stau
Kiltn
Freu,
^k!N<

Akon
Ähn
«Id.
*% !
«ir
chgen



2117

während der Kapitalrentner um 8 Proz . höher belastet
sei. Düs ist allerdings die notwendige Folge unserer
Beschlüsse . Allein ich kann darin kein Unrecht erblicken .
Theoretisch , erkläre ich auch hier , würde ich am aller¬
liebsten auch die Rentenkapitalien mit dem vollen Um¬
lagebetrage besteuern wie die übrigen Objekte auch.
Mein auch als Sozialdemokrat , so sehr es mir gegen
den Strich geht , muß ich zugestehen : Praktisch ist das,
so wie die Dinge heute liegen, undurchführbar . Wir
würden den Städten keinen Gefallen erweisen, sondern
einen ungeheuren Schaden zufügen, und namentlich den
Arbeitern . Was nützt es den Arbeitern , daß wir das
Kapital mit 40 Pf . besteuern? Wenn das Kapital in¬
folgedessen auswandert , so müssen eben die Arbeiter
umso höhere Umlagen bezahlen. Also auch hier ein
gewisser Gegensatz zwischen Praxis und Theorie . Allein
soweit kann und darf ich als Sozialdemokrat nicht gehen ,
daß ich nun den Rentenkapitalien eine solch außer¬
gewöhnliche Vergünstigung zuteil werden lasse, wie das
bisher der Fall ist . Früher haben die Kapitalrentner
ja nur 8 Pf . von 100 M . , später 10 Pf . bezahlt ; jetzt
Wägt die Regierung 12 Pf . und die Kommission b i s
M 16 Pf . von 100 M . Kapital vor. Die Gemeinde kann
also unter den 16 Pf . bleiben, die meisten Städte werden
ja wohl bis zu den 16 Pf . gehen . Ich ineine, das können
>vir verantworten, und wir brauchen nicht zu befürchten,
öaß deshalb eine Abwanderung des Kapitals stattfindet ,
sich glaube, daß so viel Gemeindepatriotismus schließlich
»uch noch unter den Kapitalisten vorhanden ist , daß sie
degen der kleinen Steuererhöhung nicht gleich das
Bündel packen und auswandern . Wenn das aber nicht
öer Fall sein sollte , so glaube ich^ doch , daß die Aus¬
sonderung keine so große sein würde , daß sie wesentlich
W Gewicht fallen würde. Es könnte sich da höchstens
Wn einige ganz besonders veranlagte Kauze handeln ,
ich bin der Meinung : Wenn wir das Gesetz in der
^sise zur Durchführung bringen , wie die Kommissions-
Schlüsse lauten , wenn wir also die Rentenkapitalien bis
j
“ 16 Pf . zu den Umlagen heranziehen , wenn wir die
Einkommenssteuer erhöhen, dann werden wir einen Aus -
fef ) in der Gemeindebesteuerung herbeiführeu , mit

der Hausbesitz sich durchaus zufrieden geben kann,
der Hausbesitz jetzt immer behauptet , die Vcrhält -

lägen außergewöhnlich ungünstig , diejenigen Leute,
. !* Geld haben , bauten gar keine Häuser mehr , so sage
W Das ist eine vorübergehende Erscheinung, in eilt

Jahren werden wir ganz andere Verhältnisse
es wird wieder gebaut werden, der Haus - uird

E »ndbesitz wird wieder ein ganz rentables Unter -
^ wnen sein , und dann werden auch die Hausbesitzer

nv„ ,M mehr mit Grund berechtigte Klagen Vorbringen
füh^ Was heute die Hausbesitzer beklagen, das be-
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nähest (lagt alle Welt. Heute befinden sich alle Stände in

chr west ^ Kesunden materiellen Verhältnissen, die Hausbesitzer
1>chen dghei gar keine Ausnahme . Aber allerseits hofft

aus ? ^ >n
bolhauch, daß man wieder besseren , günstigeren Ver-

e r ff* a entgegengeht, und deshalb werden meine
tter fa* für diese Anträge der Kommission, soweit die
heranzstH

^ indebesteuerung in Betracht kommt, eintreten
vannoam^ D,
>n Allst noch einige Worte über den Zentrumsantrag , der
^ Aapist

^ Gerechtigkeiten, die bei der Einschätzung vor-

habe ^ hauten sind , beseitigen will . Der Herr Kollege
schaftsM hat bte Materie heute in sehr ausführlicher
venu E ^ ich zugeben will, äußerst interessanter Weise
- daß ^M ^ k - i ; er ist ja gründlicher Kenner derselben, was

Pr^M eiz-nIs - alle wissen . Aber ich bin der Meinung , daß
selaststE

"lüch fein Gegensatz zwischen dem besteht , was der

Herr Kollege vr . Zehnter hier ausgeführt hat , und
dem , was der Herr Regisrungsvertreter gesprochen hat ,
sondern daß hier eigentlich nur ein Streit um Worte
stattgefunden hat . In Wirklichkeit besteht vollständige
Übereinstimmung. Ich habe deshalb in der Kommission
für den Antrag gestimmt, der den Zentrumsantrag
empfehlend überweisen will , allerdings mit der Ein¬
schränkung , die Herr Kollege Zehnter kritisiert hat .
Ich habe es deshalb getan , weil ich befürchtet habe,
daß, wenn man die Einschränkung nicht vornimmt ,
man in den gegenteiligen Fehler verfällt und nur den
Ertragswert zur Unterlage der Schätzung macht . Der
Herr Kollege Kopf hat in der Richtung recht bedenkliche
Äußerungen getan, und wenn man für die Einschränkung
gestimmt hat , so geschah das wesentlich deshalb , weil
Herr Kollege Kopf solche bedenkliche Äußerungen getan
hat . Ich bin der Meinurg , wir können ganz unbedenk¬
lich der Einschränkung, die die Kommission gemacht
hat , zustimmen, umsomehr, als die Regierung sich bereit
erklärt hat , Korrekturen der Einschätzung eintreten zu
lassen , wo Ungerechtigkeiten stattgefunden haben.

Damit bin ich am Schlüsse meiner Ausführungen .
Wir wünschen , daß auf diesem Landtag , etwas zu
Stande kommt , und wir hoffen , daß bei der Abstimmung
über die einzelnen Anträge Verschlechterungen der
Kommissionsanträge vermieden werden. Ich kann er¬
klären, daß, wenn das Gesetz in der von der Kommission
beschlossenen Fassung durchgeht , meine Fraktion ihre
Zustimmung dazu geben kann . Dazu aber könnten
wir unsere Zustimmung nicht geben , daß an den
Kommissionsbeschlüssen erhebliche Verschlechterungen vor¬
genommen werden (Beifall bei den Sozialdemokraten ).

Abg . vr . Vogel - Rastatt (fortschr. Vp.) : Der Antrag
der Herren Abgg . I)r . Zehnter und Gen . hat in der
Kommission eine Fassung erfahren , in der wir ihm bei¬
treten , und er hat diese Fassung erfahren , weil die Be¬
gründung , die ihm in der Kommission gegeben wurde ,
nicht diejenige war , die wir heute aus dem Munde
des Herrn Antragstellers gehört haben. Hätte der Herr
Kollege vr . Zehnter in der Kommission gesessen, so
wäre wahrscheinlich der Antrag ohne den einschränkenden
Zusatz angenommen worden, der jetzt unter Zustimmung
der Regierung Annahme gefunden hat . Aber in der
Kommission ist von dem Begründer des Antrags mit
Nachdruck darauf hingewiesen worden, daß als wesent¬
liches Moment der Einschätzung die Ertragsfähigkeit
ausschlaggebend in die Wagschale zu fallen habe, sodaß
die Mitglieder der Kommission , die nicht auf diesem
Standpunkt stehen , der Gefahr Vorbeugen zu müssen
meinten , daß dieser Gesichtspunkt der Regierung
als Wille der Kommission und des Hohen Hauses
empfehlend überwiesen werde . Wir stehen mit der
Kommission , dem Herrn Kollegen Or . Zehnter und der
Regierung auf dem Standpunkt , daß das Verkehrswert¬
prinzip auch für diejenigen Grundstücke rein zur Durch¬
führung zu bringen ist, die in den Städten oder in
dem Baugebiet der Städte liegen , nicht aber auf dem
Standpunkt , daß die Grundstücke , von denenderHerr Kollege
Kopf besonders gesprochen hat , nach ihrem Ertragswert
einzuschätzen sind. Wir meinen, daß sie nach dem Wert
einzuschätzen sind , der in normalen Verhältnissen bei
einem Verkauf für sie zu erzielen ist . Wir glauben
auch , daß Anhaltspunkte genug vorhanden sind , diesen
Verkehrswert rein durch Schätzung zu ermitteln : es ist
ihre hypothekarische Belastung, in der auch die Wert¬
steigerung zum Ausdruck kommt , es sind die Preise , die
bezahlt werden, selbstverständlich auch die Miet - und
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Pachterträge , die Konfiguration der Grundstücke , ihre

Lage zur Straße oder zum bauwürdigen Teil eines

Baugebiets . Alle diese Gesichtspunkte sind bei Ermitt¬

lung des Wertes zu berücksichtigen . Nicht richtig aber

ist es, wenn ein Grundstück statt nach dem Verkehrs¬
wert nun unter besonderer Betonung des Ertragswerts
zu billig eingeschätzt wird . Ich glaube deshalb in der

Tat , daß der Herr Kollege Kolb recht gehabt hat , wenn

er sagt , es scheine der Streit und die Auslegung des

Antrags Zehnter nur noch ein Streit um Worte zu sein,
während wir dem Sinne nach vollkommen einig sind .

Im Zusammenhang mit dem Antrag Zehnter habe

ich Stellung zu nehmen zu dem Antrag , der den

S ch u I d e n ab z u g bei der Besteuerung der Liegenschaften ,
der Häuser und Baustellen in den Gemeinden betrifft . In

dieser Frage kann ich nicht als Vertreter meiner

Fraktion sprechen , sondern muß mich darauf beschränken ,
meinen eigenen Standpunkt zu vertreten , den ich ver¬

trat , bevor ich diesem Hause angehörte , und in dem ich

mich nur bestärkt fühle , seitdem ich mich mit der Frage
noch näher befaßt habe . Ich bekenne mich als Gegner

jeglichen Schuldenabzugs . Ich stehe vollkommen auf
dem Standpunkt der Ausführungen des Herrn Abg .
Dr . Zehnter und des Herrn Berichterstatters und der

Regierungsbegründung . Ich will nicht die einzelnen
Gründe , die in der Regierungsbegründung und den

Ausführungen des Herrn Dr . Zehnter vorgetragen
worden sind, von denen auch der Herr Kollege Kolb

gesprochen hat , hier noch einmal wiederholen . Ich will

nur den Versuch machen , einige Gesichtspunkte , die

vielleicht bei der Besprechung dieser Sache nicht in der

genügenden Deutlichkeit zur Geltung gekommen sind,
noch einmal besonders hervorzuheben .

Neben dem prinzipiellen Gesichtspunkt der Besteu¬

erung nach der Leistungsfähigkeit und jenem der Be¬

steuerung nach dem Interesse , welch letzteren die

Regierung zur Begründung ihrer Auffassung in den

Vordergrund stellt , scheint mir doch noch ein weiterer ,
ein sozialpolitischer Gesichtspunkt zu treten , der für die

Eigenart der Besteuerung des Grund und Bodens in

den Gemeinden von großer Bedeutung ist . Dieser
sozialpolitische Gesichtspunkt ist der , daß bei der Ver¬

teilung des Produktionsertrags es wünschenswert erscheint ,
die Anteile der Arbeit , einschließlich natürlich der geistigen
Arbeit des Unternehmers , am Produktionsertrag sich
möglichst steigern zu sehen , die Anteile von Kapital und

von Grund und Boden , also der anderen Faktoren der

Produktion , aber mit einem möglichst geringen Ertrag
teilnehmen zu lassen . Soweit die staatliche Gesetz¬

gebung als Steuergesetzgebung diesen sozialpolitisch
wünschenswerten Zustand zu befördern hat , wird sie

also auch bei der Gemeindebesteuerung dafür zu sorgen

haben , daß die Wirkung der Steuer eine Entlastung
der Einkommen der arbeitenden Klasse sein soll und

eine Belastung der übrigen Produktionsfaktoren , Kapital
und Grund und Boden . Das ist bei einer Gemeinde -

besteuerung außerdem noch deshalb geboten , weil , wenn

man nicht Grund und Boden ganz anders behandeln
würde als die übrigen Steuerquellen , der Gemeinde¬

haushalt in kurzer Zeit ganz zweifellos in einen voll¬

ständigen Verfall geraten müßte . Grund und Boden

werden nun einmal in der Gemeinde zur Besteuerung

hauptsächlich heranzuziehen sein , weil sich dieser der

Besteuerung nicht zu entziehen vermag , während Kapital
und Arbeit , wenn die Besteuerung unerträglich zu werden

droht , sich der Besteuerung zu . entziehen vermögen .

Das sind zwei theoretische Gesichtspunkte . Nun kommt

aber als ein hauptsächlich in den Vordergrund zu

stellender Gesichtspunkt ein praktischer , der hauptsächlich
vom Herrn Kollegen Dr . Zehnter in den Vordergrund

glaube , e

geschoben wurde und den auch der Herr Kollege M

angedeutet hat . Diejenige Steuer ist die beste , die dir

älteste ist , weil sie eingelebt ist , und diejenigen Steuer- L 8
:?
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quellen getroffen werden , die ihrer Natur nach ge¬

troffen werden sollen . Daraus folgt , daß man mit

Änderungen der Besteuerung möglichst zurückhalten und,
wenn einmal ein neues Steuersystem kaum erst in

Wirksamkeit getreten ist, nicht gleich mit Neuerungen
kommen soll, wenn auch die von der Neuerung

Betroffenen zum Teil , das ist ganz natürlich,
unter dem unangenehmen Druck seufzen und klagen.
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Jede neue Steuer löst einen lebhaften Verschiebung?-

Prozeß zwecks Abwälzung der Steuer aus ; dieser Vor¬

gang ist bei der Vermögensbesteuerung des Grund und

Bodens bezw . bei der Objektbesteuerung des Grund und

Bodens , die wir in Baden eingeführt haben , deutlich zn

beobachten .
Bei der Beurteilung der Wirkung dieser Steuer — da?

möchte ich noch vorausschicken — , sind natürlich die Feh¬

lerquellen anzuschneiden , die unterlaufen , wenn man dir

Sachlage nach den allgemeinen Begleitumständen beur¬

teilen will , unter denen die Steuer durchgeführt worden

ist . Es ist deshalb für die Beurteilung auszuscheide «

die große Aufwandssteigerung des Gemeindebedarfs , die

mit der Einführung der Steuer zeitlich zusammensiel,

ferner ist auszuscheiden die große wirtschaftliche TeM -

sion , die mit der Einführung der Steuer einsetzte, ferner

die starke Erhöhung des Zinsfußes , unter der die Steuer

wirksam wurde , und endlich die allgemeine Teuerung der

Lebenshaltung , die gleichzeitig mit der Steuer eingetre- M^ ^
ten ist . ichiie

Setzt eine Objektbesteuerung , und als solche ist die ^ ^ en i

genannte Vermögenssteuer , die den Grund und Bode« r

der Gemeinden betrifft , gedacht , in einem Zeitpunkt der M sei

wirtschaftlichen Depression ein , die noch zusammenM vz qI

mit einer Krisis des Baugewerbes , die wieder wesentÄ ^ erstä

bedingt ist durch die Höhe des Zinsfußes , dann wick b

die natürliche Tendenz der Steuerabwälzuug mit de« * de!

Nachlassen der Depression wirksam werden können . Tck * ^ wäc

infolge der Baukrisis läßt die Bautätigkeit und die &* ™ al

schaffung neuer Wohnungen in den Städten nach , ot> wii
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wohl trotz der Krisis die Bevölkerungsvermehrung *

den Städten , wenn auch nicht im früheren Tempo , sock

schreitet und mit ihr die Nachfrage nach Wohnunĝ

wächst. Durch diesen Gang der Entwicklung wird no»

und nach mit der angehenden Besserung die MögliäD

für die Hausbesitzer geschaffen , die Steuer auf die Sp*

ter abzuwälzen . Ob das eine gewollte und eine ^

wünschte Folge dieser Besteuerungsart ist, das ist ^
andere Frage . Wir haben sie aber , und wir haben dick

Folge bei der Beurteilung der Wirkung der Steuers ^ ^
Rechnung zu stellen , wenn wir mit einer Änderung ^ ^
Steuersystems den von der Steuer Betroffenen holfck

wollen . Ich glaube nicht , daß in den größeren Stadt * ^
■

soweit meine Erkundigungen gehen , und es gilt flttber
speziell für Mannheim , heute zum Teil aber auch j®

* feeUei
für Karlsruhe , ein Schuldenabzug denjenigen aE

würde , die bei der Einführung der Steuer von ihr «
j
*

betroffen worden sein mögen , und zwar deshalb os
*

weil sie jetzt bereits die Steuer auf andere abgewE

haben oder sie abzuwälzen im Begriffe sind . Ich g
man soll schon aus diesem Gesichtspunkt sehr zuru 9 ,
tend sein mit Änderungen , namentlich wo sich der

wälzungsprozeß zum Teil schon vollzogen hat,
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glaube , er wird schon in einigen Jahren so reis gewor¬
den sein , daß auch die Hausbesitzer ihre Klagen über die
idjlimme Wirkung der Steuer einstellen werden .

ähnlich wie die Steuerabwälzung wirkt auch die
rteueramortisation , die von allen denjenigen Grund¬
stücksbesitzern vorgenommen worden ist , die erst nach
Einführung der Steuer in die Lage gekommen sind,
Grundstücke zu erwerben , sei es , daß sie durch freie Ent¬
leerung der früheren Besitzer oder durch Erbfall auf
iie übergegangen sind . Hier bleibt die Steuer vermut -

i, soweit sie im Zeitpunkt der Veräußerung überhaupt
«ch nicht abgewälzt war , voll liegen auf dem ursprüng¬
lichen Eigentümer : denn der kapitalisierte Betrag der
Aeuer wirkt — das wird man annehmen können , das
ürd auch von der Wissenschaft angenommen — als
toller Abzugswert bei der Bemessung des Verkaufs -
Peises des veräußerten Grundstückes oder bei der
Wtzung der Grundstücke , die vererbt werden . Also
wch diejenigen Grundeigentümer in den Städten , die
oft nach der Einführung der Steuer Eigentümer ge¬

ben sind , werden keinen Anspruch darauf haben ,
wen Schuldenabzug verlangen zu können , weil sie tat -

hlich die Besteuerung gar nicht trifft , sondern weil
iie Wirkung der Steuer auf denjenigen liegen blieb , die
tat der Steuer erfaßt wurden zu der Zeit , als sie noch
Eigentümer waren .

Ein weiterer sozialpolitischer Gesichtspunkt zwingt mich
Mrdem , dem Antrag auch in der Beschränkung , wie er
tat der nationalliberalen Partei eingebracht worden ist ,
Egegenzutreten ; dieser Gesichtspunkt sollte besonders
Er die Gewerbetreibenden der Städte ein Anlaß sein ,
tat Schuldenabzug nicht zu verlangen . Ich meine näm -
iich die Wirkung der Steuer auf die Besitzer von Bau¬
ten und weiter ihre Wirkung auf die Mobilisierung
tat Baustellen. Wenn wirklich , was nicht immer der
M sein wird , diese Besteuerung des Grund und Bo -

als so lästig empfunden würde , daß sie zu einer
Erträglichkeit werden könnte , dann würde die logische

davon sein , daß die Besitzer des Grund und Bodens ,
ta* bebauungsreif ist oder der es zu werden in der
Errnächsten Zeit verspricht , diesen unter dem Steuer -
"E abstoßen und in den freien Verkehr gelangen las -
> müssen , oder wenigstens die Neigung haben müssen .

Zu tun . Das ist nach meiner Auffassung eine durch -

^ gesunde und wünschenswerte Erscheinung . Denn
i nn wird unter dem Einfluß der Steuer spekulativen

Artbildungen an baureifem städtischem Gelände vor -

dadurch wird wieder eine Befruchtung der städ -

Fp Bautätigkeit hervorgerufen , die doch zweifellos
't Recht von niedrigen Bauplatzpreisen erwartet wer -

4 kann.

J -^on aus diesem Grunde verstehe ich nicht recht , wes -
lief) die städtischen Baugewerbetreibenden an dem

lö I?
*' ^en H" us - und Grundbesitzer entfacht haben ,

, Ebhast beteiligen . Sie sollten es auch aus dem wei -

jJ
1 Grunde nicht tun , weil sie einsehen müssen , daß die

. Mung der Besteuerung und die Verschiebung der
iv^ » ^ ?^ last zugunsten der Grund - und Hausbesitzer in -

Sto1* **er Gemeinde gerade für sie eine ganz erhebliche
M ggj

1
!*1

}9 ihres gewerblichen Betriebskapitals und ihres
tft ^ sichen Arbeitseinkommens zur Folge hätte . Tabei

»ine an
*1

.?u bedenken , daß für sie und für die Arbeiter

^ Abwälzung der Steuer kaum möglich ist . Die
F bin das Einkommen der Beamten trifft , wird

"bgewälzt werden können , es sei denn , daß es den
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Beamten im Wege der Gesetzgebung gelingt , eine Er¬
höhung ihrer Gehälter herbeizuführen . Die Steuer , die
das gewerbliche Einkommen betrifft , erfährt nur dann
eine Abwälzung , wenn die Konjunktur eine Preissteige¬
rung der Produkte , die die Gewerbetreibenden abzusetzen
haben , erlaubt , und die Steuer , die das reine Arbeits¬
einkommen betrifft , kann nur abgewälzt werden , wenn
Angebot und Nachfrage nach Arbeitskräften sich derart
gestalten , daß eine Steigerung des Arbeitslohnes mög¬
lich und durchführbar wird . Also auch hier scheinen mir
die Interessenten an der städtischen Umlage sich doch in
einem ganz großen gegnerischen Lager zusammenfinden
zu müssen , wenn es den Grund - und Hausbesitzern ge¬
länge — ich glaube nicht , daß es ihnen gelingt — , eine
Verschiebung der Steuerlast im Wege der Änderung der
Gesetzgebung herbeizuführen .

Aus allen diesen Gründen konnte ich mich nicht ent¬
schließen , dem Antrag , dem meine politischen Freunde
beigetreten sind , meine Zustimmung zu geben . Ich
kann mich aber auch aus diesen Gründen weiter¬
hin nicht entschließen , etwa dem Regierungsvorschlag bei .
zutreten . Der Herr Kollege Kolb hat mit Recht her¬
vorgehoben , daß die vorgeschlagene falkultative Ent¬
lastung des städtischen Grund und Bodens eine
Entfesselung der Interessen der Steuerzahler zur
Folge haben müßte , die wir nicht als wün¬
schenswert bezeichnen können . Ich fürchte , daß , wenn
eine derartige Möglichkeit in unserer Gesetzgebung ein¬
geführt würde , in manchen Städten eine förmliche Auf¬
lösung der politischen Parteien eintreten und sich an
ihrer Stelle zwei Interessengruppen bilden würden :
Hier Interesse der Hausbesitzer und hier Interesse der
Mieter und derjenigen , die nur Einkommen aus ihrer
Arbeit haben ; das wäre der ständige Streit auf den
Rathäusern . Ich glaube aber auch, daß es nicht wün¬
schenswert erscheinen kann , in solch , wie Herr Kollege
Zehnter mit Recht gesagt hat , mechanischer Weise eine
Steuererleichterung für den Grund und Boden in den
Gemeinden herbeizuführen , einmal , weil diese Erleichte¬
rung dem verschuldeten wie dem unverschuldeten Grund¬
besitz in gleichem Maße zugute käme , und 'sodann , weil sie
sowohl dem bebauten Grundbesitz wie dem unbebauten
Grundbesitz zugute käme, und das sind doch zwei Katego¬
rien , die durchaus unterschieden werden müssen .

Neben diesen Erwägungen sollte aber doch, wie Herr
Kollege Or . Zehnter mit Recht hervorgehoben hat , auch
abgewartet werden , welche Folgen die versprochene Revi¬
sion der Einschätzung der Grundstücke in den Städten und
in der Nähe der Städte mit sich bringen wird , und es
sollte weiter abgewartet werden , welche Verschiebung der
Steuerlast in den Städten cintritt , wenn , worüber ja
kein Zweifel ist, eine höhere Erfassung der in den Gemein¬
den angelegten Kapitalien eintritt . Ich bin in dieser

Beziehung dem Vorschlag der Kommission , der bis zu
einem Betrag von 16 Pfennig gehen will , nur fchweren
Herzens beigetreten , einmal deshalb , weil ich weiß , daß
in den kleineren Gemeinden der große Kapitalbesitz zu
den Seltenheiten gehört , also eine stärkere Erfassung des
Kapitalvermögens auch eine recht nennenswerte Belastung
der weniger leistungsfähigen Personen bedeutet ; dann
auch deswegen , weil man mit Recht von einer schärferen
Erfassung des Kapitalvermögens eine Abwanderung des
Kapitals aus verschiedenen unserer Fremdenstädte fürch¬
tet , mehr aber noch deswegen , weil ich befürchten muß ,
daß die wünschenswerte Zuwanderung des Fremden »

kapitals in diese Städte durch eine schärfere Erfassung

>
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des Kapitalvermögens möglicherweise erschwert oder un¬

möglich gcrnacht werden könnte . Wie dem aber auch sei,

ich habe mich entschließen können , dem Vorschlag der

Kommission hier beizutreten ^ nachdem auch die Großh .

Regierung erklären konnte , daß auch von ihrem Stand¬

punkt aus bei allem Interesse an der Schonung des

Kapitalbesitzes doch noch ein Steuersatz bis zu 16 Pfennig

gerechtfertigt werden könne . So viel über die Steuer¬

frage , in der ich mich mit meinen politischen Freunden
nicht einigen konnte , und nun zu den eigentlichen Fragen
der Gemeindeverfassungsreform , in wel¬

chen ich mich mit meinen Freunden in vollem Einver¬

ständnis befinde .

Es ist eine Ironie der Entwicklung unserer Gemeinde¬

verfassung , daß heute , wo wir im Begriff stehen , unsere

Gemeindeverfassung in freiheitlichem Sinn zu refor¬
mieren , der Fortschritt in der Rückkehr zu dem alten Ge¬

setz des Jahres 1831 zu liegen scheint , zu dem Gesetz, wel¬

ches den gesunden Grundsatz in unser öffentliches Leben

eingefllhrt hat , daß die größte Förderung der öffentlichen
Interessen am sichersten durchführbar ist durch die mög¬

lichst weite Heranziehung aller Kreise der Bevölkerung

zur öffentlichen Tätigkeit in der Gemeinde , die gerade
dem Verständnis der Bevölkerung außerordentlich nahe

liegt . Ganz vollzieht sich ja diese Rückkehr zweifellos
nicht , denn wir sind ja gleich in der ersten verfassungs¬
rechtlichen Frage , um die cs sich dreht , in der Frage , ob

Wegfall oder Beibehaltung der Klassenein¬
teilung noch nicht so weit wie die Gesetz¬

gebung des Jahres 1831 . Wir betrachten heute

noch den Ersatz der bisherigen Klasseneinteilung
durch die Sechstelung schon als einen ganz be¬

grüßenswerten Fortschritt , und wir selbst müssen , so un¬

gern wir es an sich tun , weil wir glauben , daß im Zusam¬
menhang mit der Verhältniswahl die Klasseneinteilung
sehr wohl fallen könnte , dem Gesetz unsere Zustimmung
geben , obwohl es mit diesem Fehler der Klasseneinteilung
behaftet ist . Wir haben immer die Auffassung vertreten ,
daß die Klasseneinteilung nicht das geeignete Mittel ist,
die wirklich berechtigten Interessen in der Gemeindever¬

waltung in den Vordergrund zu stellen , und gerade heute
unter der Wirkung der Vermögenssteuer kann man wohl

sagen , daß in einer Beziehung mindestens die Klassenein¬

teilung zu einer Widersinnigkeit geworden ist . Wer bei

der Klassenbildung sich einmal die Namen der Höchstbe¬
steuerten und ihre persönlichen Verhältnissen näher ange¬
sehen hat , wird gefunden haben , daß in dieser Klasse der

Höchstbesteuerten sich die Zahl der höchstverschuldeten
Grund - und Hausbesitzer einer Gemeinde zusammen¬

findet . Die Wirkung der Klasseneinteilung ist also , daß

diese Höchstverschuldeten , die jedenfalls nicht die am Wohl¬

ergehen der Gemeinde Höchstinteressierten sind , einen

ganz maßgebenden Einfluß auf die Gestaltung des Ge¬

meindelebens haben . Nur dieser eine Gesichtspunkt ! Ich
will im übrigen zu der Frage der Klasseneinteilung — sie

ist ja schon so oft erörtert worden — nichts mehr sagen .

Sodann ein alter demokratischer Wunsch, der wieder

nicht erfüllt werden konnte , das ist die A u s s ch a I t u n g
der Bürgerausschüsse als Wahlkörper .
Wir stehen auf dem Standpunkt , daß , namentlich wenn

die Verhältniswahl eingeführt sein wird , der Bürgeraus¬

schuß nicht der richtige Wahlkörper ist , jedenfalls nicht der

richnge zur Wahl des Gemeinderats ; deshalb nicht , weil

dann bei der Auswahl der Kandidaten für die Gemeinde¬

verwaltungsämter nicht die Rücksichten auf das Wohl der

Gesamtgemeinde ausschlaggebend fein werden , ' «ndern

weil die persönlichen Rücksichten der Abhängigkeit, d»r
Eigennutzes , der Unterstützung fremder egoistischerZwch
bei der Aufstellung der Kandidaten und bei deren ent-
gültiger Auswahl ausschlaggebend sein werden . Mer.
dings ist ja beabsichtigt , die Gemeinderäte aus den
Bürgerausschüssen durch Verhältniswahl hervorgehenp
lassen ; einigermaßen wird dies — soviel will ich zugeber
— den eben geschilderten Mißstand mildern . Nach meiner
Geschmack wäre es aber richtiger und für das Interest
der Gemeinden , besonders der kleineren Gemeinden, töt-

derlicher , wenn mindestens die Gemeinderäte aus allgr--
meinen Wahlen nach dem Prinzip der Verhältmswch
hervorgehen würden . Das war bis zum Jahre 1908
der Standpunkt der Zentrumspartei , der aber im fc

lauf der diesmaligen Kommissionsverhandlungen gleit
von Anfang an verlassen worden ist aus Gründen , di!

nicht geltend gemacht worden sind, die ich deshalb ach

nicht prüfen kann ; denn der einzige angeführte Grünt ,
daß der Beschluß der Kommission , gebundene Listen ein-

zuführen , ausschlaggebend gewesen sei — dieser Grün:

ist vom Herrn Kollegen Schmunck geltend gemacht too?

den — , ist ja entfallen , nachdem die Kommission in diese

Beziehung einen geänderten Beschluß gefaßt hat . Je

meine , auch die Zentrumspartei hätte allen Grund f

habt , dem Wunsche nach direkter Wahl der Gemeinde» ',

die sie doch auch vor 2 Jahren noch sehr lebhaft bcfü-

wortet hat , beizutreten , wenn sie sich vergegenwärtig
hätte , was noch im Jahre 1908 der Herr Minister sew

über diesen Wunsch gesagt hat . Ich darf mit Erlaubt«

des Herrn Präsidenten den Herren in Erinnerung bw

gen , daß der Herr Minister des Innern in der Sitzta

vom 23 . Juli 1908 wörtlich gesagt hat : „Die Gründe, fe

gegen eine direkte Wahl der Bürgermeister sprechen , su¬

chen zum Teil auch gegen die direkte Wahl der Gemein

räte . Aber ich verkenne nicht , daß sie bei der Wabl k"

Gemeinderäte nicht das gleiche Gewicht haben , und c

würde es immerhin für erwägenswert " — also barm

„erwägenswert " — „halten , ob man nicht bei der M -

der Gemeinderäte zu einem anderen Hahlsystem gelang«

könnte . Es ist ja früher schon einmal dem Hohen §$ ’■

von der Großh . Regierung der Vorschlag gemacht ward!"

die Gemeinderätc direkt wählen zu lassen , aber in Klassen

ähnlich wie bei dem Bürgerausschuß . Dieser
hat damals keinen Anklang beim Hohen Hause gefus^
Es ermutigt das nicht dazu , auf den Gedanken zur» ?

greifen , aber ich glaube , er ist doch nicht so schlechthin^
'

der Hand zu weisen . Er ist erwägenswert . JedenM
wenn man zu einer direkten Wahl der Gemeinderäte
langen sollte , würde man auch da für eine Vertretung ^

Minderheiten sorgen müssen durch Einführung der ^

hältniswahl .
" Also eine hypothetische Befürwortung ^

Einführung der Verhältniswahl bei direkter Wahl ^
Gemeinderäte durch die Großh . Regierung selbst ! j *'

haben den Antrag auf Einführung dieser direkten ~

der Gemeinderäte eingebracht , und wir möchten ^
wünschen , daß sich auf diesen Antrag eine Mehrheit V

einigen möchte.

Wir haben gleichzeitig damit verbunden den

auf direkte Wahl der Bürgermeister gestellt-

Kommission hat ja beschlossen, daß in den Gemeinden

zu 4000 Einwohnern die Bürgermeister direkt gê

werden sollen , wie sie vom Jahre 1870 bis zum o '
j

11890 direkt gewählt wurden . Ich für meine Person ^
erklären , daß die Bedeutung , die früher , im Jahec .^ !

namentlich , noch dieser direkten Wahl des Bürgcrmr ^
H

deigelegt wurde , heute nl ^>t mehr so groß ist wst da *

Im Jahre 1870 batte die Zweite Kammer die
~
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her Klassenwahl für den Ausschuß beschlossen , und da¬

geben noch die Wiedereinführung der direkten Wahl des
Bürgermeisters. Am Widerspruche der Ersten Kammer
dichte das Gesetz zu scheitern , weil die Erste Kammer
diese beiden Beschlüsse zusammen nicht für annehmbar
fielt . Die Zweite Kammer hat damals die direkte Wahl
des Bürgermeisters für so wichtig gehalten , daß sie , nach¬
dem sie ihr zugestanden war , in der Frage der Klassen -
mteilung ihrerseits Konzessionen machte und so einen
«imhasten Fortschritt der Gesetzgebung , die in den 60er
Fahren rückschrittlich geworden war , mit herbeisührte .
Heute liegen die Verhältnisse umgekehrt . Prinzipiell ver -
imgen wir noch die direkte Wahl des Bürgermeisters
durch die Gemeindebürger und die Gemeindeeinwohner :
wichtiger wäre für uns aber die direkte Wahl des Aus¬
schusses im Wege der Verhältniswahl unter Wegfall der >
Kasseneinteilung . Wir machen aber unsere Zustimmung l
jn dem Gesetze nicht von dem Verlangen der direkten l
Sifjl des Bürgermeisters abhängig . !

Mit der großen Mehrzahl der Kommissionsmitglieder
Bhen auch wir auf dem Standpunkte , daß bei Ein¬
führung der neuen Gemeindeordnung eine Total -
erneuerung der Gemeinderäte und der Bürgeraus -

'
ichusse durch das ganze Land hindurch wünschenswert ist ,
Md wir halten es auch fernerhin für wünschenswert ,
daß in Zukunft jeweils eine Totalerneuerung der Ge -
« indeverwaltungskörper - eingeführt werden möge ,
^ her haben wir die Bürgerausschußwahlen Hinsicht - ^
lich der . Hälfte des Ausschusses alle drei Jahre gehabt ,
w Zukunft soll der ganze Ausschuß alle vier Jahre neu
ldMählt werden . Wir glauben , daß ein größerer Kon -

^ des Gemeinderates mit der Stimmung der Wähler -
Mt herbeigeführt wird , wenn der Ausschuß alle vier
>rchre eine volle Erneuerung erfährt .
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Bezüglich derDauerdesAmtesderGemein -
eräte und Stadträte wäre ich geneigt , mich auf den

Standpunkt zu stellen , daß sie für die Dauer von sechs
wahren zu wählen seien . Die Aufgaben der Gemeindever -

altung haben sich in einem Maße gesteigert , daß nicht
°15die Arbeitskraft des Bürgermeisters viel mehr in
Much genommen wird als früher , sondern auch die
rbntskraft der Gemeinderatsmitglieder . Es ist auch

« n kleineren Gemeinden notwendig geworden , für
!W e Gemeindeverwaltungszweige Kommissionen zu
^7pN, und es hat sich die Übung herausgebildet , daß

te Kommissionen nicht unter der Leitung des Bürger -
ters stehen , sondern in der Hand von sogenannten

^ Menten liegen . Es ist nun durchaus wünschens -

Vahl ^ diese Personen , die sich um die Gemeinde -
- • WM^ Menheiten wenigstens auf dem Gebiete , mit dem

j
* speziell zu beschäftigen haben , hervorragend be -

^
Mu müssen , möglichst lange an der Spitze ihrer
Mate bleiben , wenn sie sich bewähren , ohne Rücksicht

Parteizugehörigkeit ; man sollte ihnen daher™ « e Möglichkeit eröffnen , sich infolge längerer

en LM
len
chcityf

fnW

tnben

^ res Amtes in die Aufgaben ihres Berufes besseri ** Etzdi, «uiue » ui ute «uiiyiuieu iyie » ?oei .u | e5? uenci
Pt - ^ » , Arbeiten. Ich würde es daher nicht für einen

halten , wenn die Dauer des Amtes eines Ge -
"^ ^ drates nicht aus vier sondern auf sechs Jahre be -

M ZW würde .

ihre ^ . ist im wesentlichen der Bericht des Herrn Abg .
rinew^ tz^ schöpft , und ich darf mich dem Bericht des Herrn

' r- Koch zuwenden und zunächst meiner Verwun -
8 darüber Ausdruck geben , daß das Zentrum den
® auf Wiederherstellung des Absatz 3 des 8 6 der

Gemeindeordnung gestellt hat . Wenn die Herren die
Wiederherstellung dieser Bestimmung wünschen , so
hätten sie ja ihrer Willensmeinung durch Stimmenthal¬
tung Ausdruck geben können , aber eines besonderen An¬
trages , die standes - und grundherrliche
Polizeibefugnis wieder ins Leben zu rufen, . hätte
es meines Erachtens nicht bedurft . Man kann dieser
Sache ja ganz leidenschaftslos gegenüberstehen , und ich
stehe ihr wirklich leidenschaftslos gegenüber . Die Be¬
rechtigung ist ja durch Nichtgebrauch bereits gegenstands¬
los geworden . Wir haben von der Regierung erfahren ,
daß keiner der dazu Berechtigten von dieser Befugnis
Gebrauch macht . Ich meine aber , es ist in den Verhält¬
nissen unserer Zeit auch vollständig begründet , daß ein¬
zig die Regierung berechtigt ist , Staatshoheitsrechte und
Polizeirechte auszuüben . Auch die niedere Rechtspflege
liegt in der Hand des Staates , und nur diejenigen Be¬
hörden , die der Staat zur Ausübung dieser Rechtspflege
delegiert , sind hierzu berufen . Wir meinen aber auch ,
daß wir niemand in seinem Ansehen oder in seiner Ge¬
rechtsame zu nahe treten wollen , wenn wir ihm dieses ,
nebenbei bemerkt , recht odiöse Recht aberkennen . Ich
kann mir nicht vorstellen , wie ein Mann , der frei
empfindet , und der sich als freier Herr auf seinem Boden
fühlt , irgend einen Wert darauf legen sollte , nun auch
auf seinem Boden die Polizeigewalt auszuüben . Ich
meine , er sollte es viel lieber den staatlich berufenen
Polizeiorganen überlassen , hier einzugreifen , als sich
selbst einzumischen .

Wir haben beschlossen , das Wahlrecht der Gemeinde¬
wähler wesentlich zu erweitern durch den Strich des Er¬
fordernisses der selbständigen Lebens -
st e l l u n g in § 9a Absatz 1b Gemeindeordnung . Wir
waren in der Kommission nahezu einstimmig für den
Strich dieses bisherigen Erfordernisses . Ich kann nicht
einsehen , warum ein Haussohn , der , ohne Gehalt oder
Lohn zu beziehen , im Gewerbe seines Vaters mitarbeitet ,
nur deshalb , weil er zufällig Hagestolz geblieben ist , nicht
soll wählen können . Er kann sich ja , wenn er sein Wahl¬
recht richtig bewertet , das Wahlrecht auch dadurch ver¬
schaffen , daß er eine im Verhältnis zu seiner Leistungs¬
fähigkeit bemessene Umlage aus seinem Arbeitsverdienst
an die Gemeinde bezahlt . Es widerspricht auch meinem
Gefühl durchaus nicht , wenn Dienstboten , die nicht ver¬
heiratet sind , für wahlfähig und wahlberechtigt erklärt
werden , und ich kann vor allem nicht einsehen , daß ein
verheirateter Arbeiter deshalb , weil er verheiratet , wahl¬
fähig sein soll , in dem Augenblick aber , wo er das Unglück
hat , Witwer zu werden , unter Umständen seines Wahl¬
rechtes verlustig geht . Wir glauben , daß wir diesen Leu¬
ten , die bisher von unserer Gemeindeordnung außerhalb
des Wahlrechts gestellt worden , aus guten Gründen das
Wahlrecht gewähren können .

Wir haben eine weitere Erleichterung für solche Per¬
sonen geschaffen , welche das Unglück gehabt haben , mit
dem Strafgesetze in Konflikt zu kommen , oder die das
Unglück gehabt haben , in Konkurs zu geraten . Letztere
Leute können wir schon deshalb nur für die Dauer des
Konkurses ihres Wahlrechtes für verlustig erklären , weil
wir wissen , daß eine große Zahl solcher , die konkursreif
sind , aber über die der Konkurs nicht ausbricht , weil man
sich scheut , ihn ausbrechen zu lassen , ihr Wahlrecht aus¬
üben , ferner auch diejenigen seither für berechtigt ge¬
halten werden , Wähler zu sein , denen es gelungen ist ,
einen großen Teil der Schulden im Wege des Zwangs¬
vergleiches zu tilgen .
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Ich habe vorhin schon gesagt , daß die moderne

Entwicklung unserer Gemeinde das Amt des Bür¬

germeisters zu einem vielfach schweren und jeden¬

falls noch wichtigeren ausgestaltet hat , als es früher

gewesen ist , und daß das seine Begründung hauptsäch¬

lich darin findet , daß der Staat im Laufe der Entwick¬

lung einen großen Teil der Aufgaben , die eigentlich ihm

gehören , auf die Gemeinden abgeladen hat . Obwohl ich

also nicht verkenne , daß mehr oder weniger auch in den

mittleren Städten die Entwicklung dahin neigt , daß

an die Stelle des ehrenamtlichen Bürgermeisters
der Berufsbürgermei st er tritt , so möchte

ich doch nicht wünschen , daß diese Entwick¬

lung durch die Gesetzgebung noch besonders be¬

fördert wird . Ich meine , zum richtigen Geiste

der Selbstverwaltung gehört auch dies . Ehrenamt

und seine Erhaltung soweit als möglich , und ich

glaube , daß mit dem Fortschreiten des Wohlstandes un¬

serer Bevölkerung es vielleicht doch auch in den mittleren

Gemeinden mehr oder weniger angängig sein wird , solche

Personen zu finden , die , auch wenn ihre ganze Arbeits¬

kraft in Anspruch genommen würde , bereit und in der

Lage wären , dieses Ehrenamt auf sich zu nehmen . Aus

dieser Erwägung allein würde ich schon dazu kommen ,
die vorgesehene Ruhegehaltsversorgung
der Bürgermeister abzulehnen . Ich komme aber

auch aus der weiteren Erwägung dazu , weil

ich nicht wünschen kann , daß der frei wähl¬

bare Bürgermeister nun dadurch , daß er durch

die Gesetzgebung in der Form von Ruhegehalt einen ge¬

wissen finanziellen Rückhalt bekommt , sich mehr und

mehr in einen lebenslänglichen verwandelt . Denn dar¬

über wollen wir uns gar keinen Illusionen hingeben :

Die Gemeinden , die unter diese Bestimmung fallen ,

sind zu einem erheblichen Teil kleine Gemeinden , die

vielfach in der Beurteilung der Verhältnisse kleine und

auch kleinliche Maßstäbe anlegen ; und ich glaube , es ist

nicht zuviel gesagt , wenn man behauptet , daß in einer

solchen Gemeinde unter Umständen die Wahl doch auf

einen Bürgermeister fallen könnte , der sonst nicht mehr

wieder gewählt würde , weil man eben verhindern will ,

daß man dem Mann für den Fall , daß er abgesägt wird ,
eine Pension zahlen muß . Andererseits halte ich es für

sehr gefährlich , den Bürgermeistern erst nach erreichter

18jähriger Dienstzeit die Pensionsberechtigung zuzuer¬
kennen , weil dann wieder unter diesem kleinlichen Ge¬

sichtspunkt mit der Gefahr zu rechnen ist , daß ein sonst

tüchtiger Mann , wenn die erste Periode seiner Tätigkeit

zu Ende gegangen ist , deshalb nicht mehr wiedergewählt
wird , weil sich ein Teil der Wähler , und vielleicht nicht

der kleinste sagt : Wenn wir den Mann wiederwählen ,
dann hat er sich nach weiteren 9 Jahren eine Pension
verdient . Zur Ablehnung der Regierungsvorlage komme ich

weiter deshalb , weil die Leistungen , die sie vorsieht , tatsäch¬

lich nicht als solche bezeichnet werden können , die halb¬

wegs geeignet wären , den berechtigten Ansprüchen von

Berufsbllrgermeistern zu genügen , weil vielleicht das

Gegenteil der wohlgemeinten Absicht der Regierung , die¬

sen Personen eine Wohltat zu erweisen , eintreten könnte ,
indem sich unter Umständen die Gemeinden sagen : Ja

wenn der Mann mehr will , als das Gesetz als Minimal¬

leistung vorschreibt , dann wollen wir uns doch schließlich

an denjenigen unter den Kandidaten halten , der sich mit

der gesetzlichen Minimalleistung zufrieden gibt , und

wollen denjenigen , der zwar an sich besser geeignet wäre ,
aber mehr verlangt , nicht wählen . Es ist auch
eine eigentümliche Auffassung von der Selbst¬

verwaltung und ihre Finanzgebarung , wenn meu
ohne zwingenden Anlaß — und ein zwingender Anlaß
liegt nicht vor — solche Bestimmungen in das Gesetz
aufnimmt . Ich glaube , der Mann , der sich entschließt ,
seine ganze Arbeitskraft in den Dienst einer Gemeinde

zu stellen , hat auch das Recht , mit der Gemeinde über die

Sicherstellung seiner Person für die Zeiten seiner Ar¬

beitslosigkeit - über die Sicherstellung feiner Angehörigen
und Hinterbliebenen zu verhandeln , und jede halbwegt
vernünftige Bürgerschaft würde dies beim Abschluß von ,
Anstellungsverträgen auch gelten lassen .

Von unserm prinzipiellen Standpunkt aus haben wir

es mit großer Genugtuung begrüßt , daß die Zoll-

Vorschrift des bisherigen Gesetzes bezüglich der Zugehö -

rigkeit von Frauen zu den Kommissionen in eim

Muß - Vorschrift verwandelt worden ist . Die Bedenken ,
die gegen diese Vorschrift vorgetragen worden sind , kam

ich nicht teilen . Es ist im wesentlichen nur der Einwand

erhoben worden , es bestehe die Gefahr , daß nicht überall j
die geeigneten Frauen zu derartigen Ämtern gefunden wür¬

den . Ich will nicht übertreiben , aber ich glaube mit bieia I

Befürchtung könnte man auch die Wahl von Männer^
in den Gemeinderat bekämpfen . Auch da finden sich
überall die geeigneten Männer , die für diese Ämter wir !- j
lich „berufen " sind ; sie werden hineingewählt und ver¬

sehen dann doch ihr Amt nach dem bekannten Grundsatz

Wem Gott ein Amt gibt , dem gibt er auch den nötiges j
Verstand (Heiterkeit ) .

Wir sind in der Kommission hinsichtlich des Beizust!

von Frauen zu öffentlichen Rechten von unserer Zeinl

aus aber weitergegangen und haben die Einführung d« I

Frauenstimmrechtes in unseren sämtlichen
meinden angeregt . Wir verhehlen uns gar nicht, daß mr I

damit mehr eine platonische Kundgebung als eine wiri' I

lich gesetzgeberische Tat ausgeübt haben (Heiterkeit ) .

es war doch , ganz interessant , zu beobachten , welche

nähme dieser Antrag in der Kommission , bei der GrAl

Regierung und in diesem Hohen Hause fand , und die M '

nähme , die er jetzt gefunden hat , mit derjenigen zu wi' l

gleichen , die ihm noch vor wenigen Jahren zuteil gevk !

den ist . Ich erinnere mich als Leser der LandtagsberWl

noch sehr gut , daß über diese Frage hier humorisWl
Reden gehalten worden sind . Humoristisch wird J,; |

Frage heute nicht mehr behandelt , sondern sie wurde >

wird von der Großh . Regierung und dem Herrn
treter der Zentrumsfraktion als eine durchaus ernst ' I

nehmende Frage der Zukunft angesehen , die ihrer SöM

entgegengeht , und deren Lösung als mehr oder weMS
^
I

nahe bevorstehend bezeichnet wird . Damit könnte ich ^ I

im Verfolg dieser Antragstellung zufrieden geben, u®1l!j
mehr , als ich zugestehen muß , daß nach meiner ®eUltJ

lung die Einführung des Frauenstimmrechts nur

wirklich Wert hätte , wenn die Erlangung dieses Rea^
von der weiblichen Bevölkerung unseres Landes erkäint j

wenn sie ihr nicht nur „verliehen " würde . Ich muß (

offen gestehen : Die Frauenbewegung , wie sie , in der ^
tenZeit wenigstens , in den größeren Städten mit gwo I

Nachhaltigkeit eingesetzt hat , hat sich auf dem J

Lande überhaupt noch nicht gezeigt , und auch in klew^

Städten begegnet man vielfach noch von feiten der ^ irl

politischen Angelegenheiten mit großer Verständnis !» 51
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! jnhanger dieses Antrages , weil ich das Prinzip der
I Mtlichkeit der Verhandlungen aller Organe unseres

Drillichen Lebens als ein durchaus gesundes erachte und

inmeinet Erfahrung als ein solches habe kennen lernen .

Zchbin auch der Meinung , daß es durchaus angängig ist,
'

me ganz große Anzahl von Gegenständen , die der Erörte -

mg im Gemeinderatskollegium unterliegen , öffentlich
i p beraten und öffentlich darüber zu beschließen, und ich

hübekeinen Zweifel daran , daß die Gemeinderäte und die

i Sütgermeifter unseres Landes durchaus fähig sein wer -
' Seit, bon vornherein zu unterscheiden, welcher der zur Be -

mg zu stellenden Gegenstände sich für eine öffentliche
Behandlung eignet und welcher nicht. Ich würde in einer

derartigen Gesetzesbestimmung ebensowenig einen Fehler
>Micken , als ich es für unangängig halten könnte, die

8ahl für unsere Gemeindevertretungskörper , entsprechend
dem sozialdemokratischen Antrag , an Sonntagen
Minden zu lassen. Wir leben ja an der Grenze vonElsaß -

stthringen und sehen, wie dort das Wahlrecht am Sonn¬
tag ausgeübt wird , wir haben noch nicht erfahren können,
daß dort irgendwelche Störung derart eingetreten wäre ,
bie sie von der rechten Seite dieses Hauses befürchtet
vird .

Eine kleine Einschränkung der Selbstverwaltung haben
dir für die mittleren Gemeinden unseres Landes machen
lausten, indem wir den Abschluß gewisser langfristiger
Md häufig tief in das Leben solchem Gemeinden einschnei¬
dender Verträge von der Staatsgenehmigung
Hängig gemacht haben. Ich halte diese Bestimmung
für eine Schutzmaßregel , die durchaus im Interesse dieser
Gemeinden liegt , denn es handelt sich um Gemeinden , die
bei Abschluß ihrer Verträge nicht immer gut vertreten
und richtig beraten sind , und die — es ist schon vorge¬
kommen — leicht das Opfer ihrer Unüberlegtheit , ihrer
geschäftlichen Unerfahrenheit und der geschäftlichen Ge¬
übtheit ihres Gegenkontrahenten werden . Gleichzeitig

wir aber die Selbstverwaltungsbefugnis des Bür -

gorausschusses erweitert , indem wir die Eingehung wich-
stMr Verträge feiner Zustimmung unterworfen haben ,
'»dem wir weiter bestimmt haben, daß er bei Festsetzung
gewisser entgeltlicher Leistungen der Betriebe , die kom¬

munalisiert sind , mitzuwirken hat . Das sind die Betriebe

j® Erzeugung und Lieferung von Wasser , Gas , Elek-
bk'zität usw.

Es sind endlich noch kurz einige Anregungen und Be -
Wüsse der Kommission zu besprechen. Zunächst ein

stsstes Wort über die Anregung , die von sozialdemokra -
«!cher Seite bezüglich der Einführung von W o h -

^ ngsämtern gegeben worden ist , und damit ver¬

luden über die Einführung eines polizeilichen Zwangs -

zur Anzeige leer st ehender

Ahnungen an dieses Wohnungsamt . Der

Instand ist auf dem letzten Landtag in der
Kammer beraten und von ihr einstimmig

^ Vorschlag der Regierung , der auf Anregung
er Gemeinde Pforzheim eingebracht war , abgelehnt

ein ^ glaube nicht, daß jener ablehnende Beschluß

d-f Etlicher gewesen ist. Ich meine , daß die Aufgaben
Wohnungspolitik sich von Tag zu Tag für die Ge -

ßta
en Zehren , und daß von Tag zu Tag mehr die

tor +;e
U®Un® Platz greift , daß eine richtige Wohnungs -

Emo der Hauptaufgaben einer gesunden Gemeind,e-

^
l*

du bilden hat , daß die Gemeinden also , soweit sie
»och nicht übergegängen siitd , über kurz oder lang

.?E>e Wohnungsämter werden einrichten müssen und
sto bei dieser Gelegenheit , wo es sich vielfach um sta-
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tistische Erhebungen handeln wird , auch des polizeilichen
Zwangs in der Richtung bedürfen, daß gewisse Maß -

rgeln , die erforderlich sind , um diese Wohnungsämter le¬

bensfähig zu erhalten , auch getroffen werden können .
Dazu gehört die Wohnungsanzeige . Ich glaube auch
nicht, daß man den Hausbesitzern eine besondere Last auf¬
bürdet, wenn man sie veranlaßt , dem Wohnungsamt an¬
zuzeigen , daß bei ihnen eine Wohnung leersteht . Etwas

ähnliches haben sie heute auch schon zu tun . Sie müssen
ja den Wechsel des Mieters anzeigen . Wenn sie bei der
Gelegenheit in einer besonderen Rubrik des Formulars
noch angeben : die Wohnung hat soundsoviele Räume und
steht leer , so ist das keine Belästigung , von der ernstlich
gesprochen werden könnte. Weniger angenehm aber emp¬
finde ich es , daß es auch hier wieder nicht ohne polizei¬
lichen Zwang und nicht ohne polizeiliche Strafe abgeht .
Aber ich muß diese Belästigung in Kauf nehmen , wenn
ich die gute Sache des städtischen Wohnungsamts fördern
will .

Einen Fortschritt der Gesetzgebung bedeuten auch die
Bestimmungen , die wir über das Disziplinarrecht
der Gemeindebeamten getroffen haben , die le¬
benslänglich und mit dem Anspruch auf Ruhegehalt an¬
gestellt sind. Wir haben es als eine große Unbilligkeit
empfunden , daß diese Beamten , wenn sie mit der Ge¬
meinde in Konflikt kommen, bei der Gemeinde , die gleich¬
zeitig Partei ist, Recht zu suchen haben, und daß der
Stadtrat und Bürgermeister ihnen gegenüber bisher Rich¬
ter und Partei in einer Person gewesen ist. Ich für meine

Person glaube , daß das , was wir geleistet haben (die Her¬
ren sind ja vorderhand damit zufrieden ) , noch nicht der
Abschluß der Entwicklung ist, die hier eingesetzt hat . Ich
glaube , in den Gemeindeverwaltungen und in der Be¬
amtenschaft der großen Stadtverwaltungen unseres Lan¬
des sammelt sich nach und nach eine so große Zahl wissen¬
schaftlich gebildeter Beamter , die sich mit Recht ohne An¬

spruch auf Ruhegehalt nicht anstellen lassen, daß die Ent -

, Wicklung dahin führen wird , diese Beamten einem beson¬
deren Disziplinarrecht und einem besonderen Diszipli¬
nargerichtshof zu unterstellen . Ich will mich wie gesagt
auf diese Andeutungen beschränken , da diese weiteren
Fragen ja nicht zur Erörterung stehen.

In der Kommission ist des weiteren unverkennbar her¬
vorgetreten , namentlich aus den Mitteilungen derjenigen
Mitglieder der Kommission, die aus Städten der Städte¬
ordnung hervorgehen , daß die Entwicklung dieser Ge¬
meinden zu der Magistratsverfassung zu füh¬
ren scheint. Ich stehe diesen Dingen nicht nahe genug , um

sie aus eigener Anschauung beurteilen zu können . Ich

glaube aber, daß die Entwicklung der großen Gemeinden
— es sind das vielleicht nur Mannheim und Karlsruhe —

noch nicht auf dem Punkt angekommen ist, von dem aus

es sich rechtfertigen ließe , allgemein zu sagen : Die Ge¬
meinden , die der badischen Städteordnung unterstehen ,
sind reif zur Einführung der Magistratsverfassung . Es

befinden sich unter diesen Gemeinden doch recht kleine ,
die an Einwohnerzahl nicht erheblich über die Einwohner¬

zahl der Stadt , aus der ich gewählt bin , hinausgehen , und

ich kann mir nicht vorstellen , daß auch für sie die Ge¬

meinderatsverfassung , die wir haben, nicht das bessere
gegenüber der Magistratsverfassung sei. Ich glaube , man

sollte dieser Entwicklung nicht mit Überstürzung Vorarbei¬

ten , sondern man sollte sich ihr gegenüber abwartend ver¬

halten und sie sich ruhig vollziehen lassen, bis sie sich zur
Klärung durchgerungen hat . Ich meine , wir haben in

dem, was wir über das Initiativrecht der Bürgeraus -
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schüsse dieser Gemeinden beschlossen haben, schon einen
ziemlichen weitgehenden Schritt getan , der den lebhafte¬
sten Beanstandungen , die unser bisheriges Gesetz inner -
halb der Städteordnungsgemeinden erfahren hat , recht
Wohl zu begegnen geeignet ist . Ich glaube aber nicht , daß
der dritte Absatz, den wir in § 56 c beigefügt haben,
eine irgendwie die stetige Entwicklung der Gemeinden
hemmende Bestimmung sein kann. Wir glauben auch
nicht, daß er geeignet sein wird , eine Überstürzung in der
Entwicklung der Gemeindeverhältnisse herbeizuführen .
Es ist ja eine so qualifizierte Majorität des Ausschusses ,
dem die Stadträte und Bürgermeister angehören , ver¬
langt , daß man wohl wird sagen können, daß , wenn in
einem Ausschuß, der nach den Vorschriften der Verhält¬
niswahl zustande gekommen ist , sich eine Zweidrittel¬
majorität bildet , dann eine so dringende und ausgereifte
Frage des Lebens der Gemeinde der Lösung entgegengeht,
daß man sagen kann : die Art , wie die Frage mit Zwei¬
drittelmehrheit erledigt wird , wird als die richtige anzu-
sehen sein.

Ich habe vorhin eines übersehen, was ich nachholen
möchte , und damit werde ich am Schlüsse meiner Aus¬
führungen sein. Wir haben entgegen der von mir in der
Kommission vertretenen Auffassung in unserer Fraktion
beschlossen, für den Regierungsvorschlag , also für freie
L i st e n mit Zulassung der Verbindung mehrerer Listen
und der Stimmenhäufung bis zur dreifachen Stimmen¬

zahl , zu stimmen, weil wir der Meinung sind , daß mit dir-
sem System der Freiheit der Wählerschaft am meisten
Rechnung getragen ist , während wir anderseits nicht de:,
kennen, daß in den ländlichen u . kleineren Gemeinden be-
sonders in der Übergangszeit diese ziemlich komplizierte
Wahlmethode Schwierigkeiten begegnen kann , welche mit
dem System der gebundenen Listen nicht oder wenigstens
nicht in so hohem Maß verbunden wären .

Alles in allem genommen glaube ich, die Arbeit der
Kommission als eine solche bezeichnen zu dürfen, die ge¬
eignet ist , aus unseren Gemeinden das zu machen ,
sie ihrem wahren Wesen nach sein sollen : Gemeinwesen
zusammengehöriger Bürger , berufen zur Förderung der
geistigen und materiellen Interessen von nach der 'Mur
zusammengehörenden Volksgenossen, und daß wir der T»
setzgebung die Mittel in die Hand gegeben haben , um in
diesem Gemeinwesen den opferwilligen Gemeinsinn ja
fördern und zu erzielen, der inuner die beste Gewähr fii
eine stetige Entwicklung eines gefunden und kraftvollen
Staatswesens sein wird (Beifall bei der fortschrittlichen
Volkspartei ).

Hierauf wird abgebrochen.

Schluß der Sitzung 1 Uhr 20 Min .

Verantwortlich für den '
Bericht über die Verhandlungen der Zweiten Kammer : Or . Otto W alli .

Druck und Verlag der G . Braun schen Hofbuchdruckerei. Beide in Karlsruhe .


	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]
	[Seite 2]

